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Das Instrument der Volksbefragung wur-
de in Österreich für die Bundesebene im 
Jahr 1988 eingeführt, blieb allerdings 
fast 25 Jahre lang totes Recht. Am  
20. Jänner 2013 wird nun erstmals eine 
solche bundesweite Volksbefragung ge-
mäß Artikel 49b Bundes-Verfassungs
gesetz stattfinden.
Die Österreicherinnen und Österreicher 
werden befragt, ob sie für die Einfüh-
rung eines Berufsheeres und eines be-
zahlten freiwilligen Sozialjahres oder ob 
sie für die Beibehaltung der allgemeinen 
Wehrpflicht und des Zivildienstes sind. 
Sowohl Thema als auch Zustandekom-
men dieser Volksbefragung sind aller-
dings nicht unumstritten: 
Der – doch überraschend anberaumten 
– Befragung geht eine jahrzehntelange 
Diskussion über Wehrpflicht vs. Berufs-
heer voraus, in der stets parteipolitischer 
Dissens herrschte. Interessanterweise 
wechselten die inhaltlichen Positionen: 
War die ÖVP früher für ein Berufsheer 
(einschließlich NATO-Beitritt) und die 
SPÖ für die Beibehaltung der Wehr-
pflicht, will nun die SPÖ ein Berufsheer 
einführen und die ÖVP die Wehrpflicht 
aufrechterhalten. 
Nun soll die Bevölkerung befragt wer-
den, wobei beide Parteien versichern, 
das Ergebnis der unverbindlichen Befra-
gung als politisch verbindlich zu akzep-

tieren. In der Öffentlichkeit wird beklagt, 
dass das – komplexe – Thema für eine 
solche Befragung ungeeignet sei (und je-
denfalls die notwendigen Sachinforma
tionen nicht beigeliefert wurden) und  
die Befragung nur aus parteitaktischen 
Gründen anberaumt worden sei.
Das vorliegende politicum 115 vereint 
aus Anlass der bevorstehenden Volksbe-
fragung Beiträge von Expertinnen und 
Experten aus Politik, Militär, Verwaltung, 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft, die 
jeweils aus unterschiedlichen Perspekti-
ven das Thema ausleuchten, Argumente 
Pro bzw. Contra aufzeigen sowie Zu-
kunftsszenarien zeichnen. 
Großer Dank gilt zuerst den Herausgebern 
sowie allen Autorinnen und Autoren. Eben
so zu danken ist allen Mithelfern bei der 
Redaktionsarbeit, namentlich Katharina 
Konschegg, Mag. Doris Hammertinger, 
Mag. Manuel P. Neubauer, Mag. Daniela 
Orthaber und Johann Trummer sowie  
Ed Höller für die graphische Gestaltung.
Wir hoffen, mit diesem politicum 115 
über die Volksbefragung hinaus einen 
Beitrag zu einer sachlichen Diskussion 
des für die Entwicklung unseres Staates 
nicht unbedeutenden Themas Wehr-
pflicht/Berufsheer bieten zu können.

Klaus Poier
(Redaktion)	 n

Editorial 
Wehrpflicht vs. Berufsheer
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Am 20. Jänner 2013 wird Österreich über 
die Zukunft des Bundesheeres abstim-
men. Ich selbst habe nie einen Hehl dar-
aus gemacht, dass ich wenig davon hal-
te, dass staatspolitisch essentielle Fragen 
auf diesem Wege geklärt werden. Eine 
Regierung sollte eigentlich in der wichti-
gen Frage der Sicherheit einen gemein-
samen Weg finden. 
Ich glaube, dass der beste Weg für Öster-
reich ein Sicherheitskonzept mit Wehr-
pflicht ist, wo auch der Zivildienst seinen 
immens wichtigen Beitrag für die Gesell-
schaft leistet und wo wir beim not
wendigen Katastrophenschutz mit dem 
Österreichischen Bundesheer einen star-
ken Partner an unserer Seite haben.
Wir Österreicher müssen auch ein  
klares Bekenntnis zur Landesverteidi-
gung abgeben, denn die Wehrpflicht 
ist der Garant für eine eigenständige 
und umfassende Landesverteidigung. 
Wer ein Berufsheer will, muss auch – 
wenn er ehrlich ist – sagen, dass der 
NATO-Beitritt folgen und die Neutrali- 
tät damit beendet wird. Wer Ja zu  
einem Berufsheer sagt, sagt damit  
auch Ja zum NATO-Beitritt, dies wollen 
die Befürworter eines Berufs- oder wie 
sie sagen „Profi-Heeres“ gerne ver-
schweigen. Ich fordere eine ehrliche 
Debatte, in der alle Fakten auf den Tisch 
kommen. 

Für mich als steirischer 
Politiker ist vor allem 
der Katastropheneinsatz unseres Bundes-
heeres ein ganz starkes Argument, denn 
kein Bundesland ist in den letzten Jahren 
so massiv von Naturkatastrophen heim-
gesucht worden wie die Steiermark. 
Unsere Wehrdiener, unsere Soldaten ha-
ben neben den freiwilligen Kräften vor 
Ort, den Feuerwehren und anderen Ein-
satzorganisationen hervorragende Arbeit 
geleistet und sind der Bevölkerung in 
schweren Stunden mit voller Tatkraft und 
Engagement, auch unter Einsatz ihres 
eigenen Lebens, beiseite gestanden. Die 
Stürme Kyrill, Paula, Emma, die schweren 
Regenfälle im Feldbacher Raum, die Na-
turkatastrophen im Wölzer Tal oder im 
Jahr 2012 in St. Lorenzen wären ohne 
den tatkräftigen Einsatz des Bundes
heeres, das mit der notwendigen Mann-
stärke Dienst geleistet hat, nicht bewäl-
tigbar gewesen. Im Katastrophensom-
mer 2012 wurde alleine in der Steiermark 
im Zeitraum Juli bis Ende September in 
39 Gemeinden Katastrophenalarm ge
geben, im Paltental wurden bei den drei 
großen Unwettern 205.000 Tonnen Ge-
schiebematerial ins Tal transportiert. 450 
Soldaten leisteten bis zur körperlichen 
Erschöpfung ihren Beitrag zur Hilfe, ins-
gesamt 110.000 Arbeitsstunden, dafür 
ein großes Danke.

Hermann Schützenhöfer
 

Ja zur Wehrpflicht – Ja zum  
Bundesheer – Ja zu Österreich!
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Ja zur Wehrpflicht – Ja zum Bundesheer – Ja zu Österreich! – Hermann Schützenhöfer

Ich selbst war Präsenzdiener und für 
mich – wie für hunderttausende andere 
– war es wichtig, mit dem Antreten des 
Wehrdienstes in die Realität des Lebens 
entlassen zu werden: Solidarität zu ler-
nen, mit Menschen aus allen Gruppen 
unserer Gesellschaft zusammenzuleben, 
gemeinsam einen persönlichen Beitrag 
für unser Land zu leisten. 
Ebenso ist es wichtig, dass das Ehrenamt 
fest in der Gesellschaft verankert bleibt, 
und dafür ist der Zivildienst eine unver-
gleichliche Stütze in unserer Gesellschaft 
– ohne diesen Dienst droht eine Schief-
lage im Sozialsystem, viele, die unschätz-
bare Erfahrungen im Zivildienst gesam-
melt haben, engagieren sich auch künf-
tig weiter ehrenamtlich und leisten ihren 
unbezahlbaren Beitrag für die Mitmen-
schen.
In der Steiermark traten 2011 3.480 Stei-
rerinnen und Steirer ihren Grundwehr-
dienst an, 1.735 Zivildiener leisteten in 
mehr als 180 anerkannten Zivildienstein-
richtungen ihren Dienst ab. In ganz 
Österreich sind mehr als 14.000 Zivildie-
ner jährlich im Rettungswesen, in der Be-
hindertenbetreuung, in der Sozialhilfe 
oder in der Altenbetreuung im Einsatz. 
Jene, denen es nicht so gut geht, die 
Schwächeren in unserer Gesellschaft, 
verlassen sich darauf, dass das auch in 
Zukunft so bleibt. Eine solidarische 
Gesellschaft, in der jeder seinen Beitrag 
leistet, ist jenes Gemeinwesen, das wir 
anstreben sollten, denn der Dienst am 

Menschen ist unverzichtbar und kann 
nie mit Geld aufgewogen werden. 
Ich glaube aber, dass die Politik aufge-
fordert ist, den Menschen die Wahrheit 
zu sagen, und dass niemand ausschlie-
ßen kann, dass sich gefährliche Situatio-
nen in unserer Umgebung wiederholen. 
Viele von uns haben es schon wieder 
vergessen, aber es ist erst knapp mehr 
als 20 Jahre her, als 1991 die jugoslawi-
sche Territorialarmee an der steirischen 
Grenze scharf geschossen, das Österrei-
chische Bundesheer mit einem Siche-
rungseinsatz das steirische Grenzgebiet 
gesichert hat und im Ernstfall auch zur 
Waffe gegriffen hätte. Daher von meiner 
Seite auch immer ein klares Bekenntnis 
zu einer Landesverteidigung und zu 
einem Bundesheer, das auch in einem 
geänderten Bedrohungsbild seine Leis-
tungskraft entfalten kann.
Wir haben erstklassige Soldatinnen und 
Soldaten, die auch im Rettungs- und Ber-
gungsdienst, wie das Hubschrauber
geschwader in Aigen, in der Luftraum
sicherung im Fliegerhorst Hinterstoisser/
Zeltweg und in den steirischen Kasernen 
vor Ort für Sicherheit sorgen oder auch 
im Streitkräfteführungskommando inter-
nationale Einsätze koordinieren und be-
streiten. Wir sollten bei allen politischen 
Debatten nie vergessen, dass unsere 
Soldatinnen und Soldaten im Ernstfall 
bereit sind, ihr Leben für die Verteidi-
gung unserer Republik und für ihre Be-
völkerung einzusetzen. 	 n
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Die am 1. März 2011 von der Bundes
regierung verabschiedete Sicherheits-
strategie hält fest, dass eine moderne 
Sicherheitspolitik heute ein Quer-
schnittsthema ist, das in beinahe allen 
Lebens- und Politikbereichen mitge-
dacht werden muss. Sie muss umfassend 
und integriert angelegt, aktiv gestaltet 
und solidarisch umgesetzt werden. 
Umfassende Sicherheit bedeutet, dass 
äußere und innere sowie zivile und mili-
tärische Sicherheitsaspekte aufs Engste 
verknüpft sind. Sie geht über den Rah-
men der klassischen Sicherheitsressorts 
hinaus und schließt Instrumente der 
Wirtschafts-, Sozial-, Integrations-, Ent-
wicklungs-, Umwelt-, Landwirtschafts-, 
Finanz-, Verkehrs- und Infrastruktur-, Bil-
dungs-, Informations- und Kommunika-
tions- sowie der Gesundheitspolitik ein. 
Integrierte Sicherheit muss auf eine Ar-
beitsteilung zwischen den involvierten 
staatlichen und nichtstaatlichen Akteu-
ren achten. Sicherheit ist sozusagen als 
Gesamtpaket zu verstehen.
Proaktive Sicherheitspolitik heißt darauf 
hinzuwirken, dass Bedrohungen erst gar 
nicht entstehen oder sich zumindest 
weniger nachteilig auswirken (Sicherheit 
gestalten).
Solidarische Sicherheitspolitik trägt dem 
Umstand Rechnung, dass die Sicherheit 
des neutralen Österreichs und der EU 

heute weitestgehend 
miteinander verbun-
den sind. 
Die österreichische Sicherheitspolitik im 
21. Jahrhundert umfasst somit alle Maß-
nahmen auf nationaler, europäischer 
und internationaler Ebene, 
•	 zur aktiven Gestaltung einer für Öster-

reich und seine Bevölkerung sowie die 
EU insgesamt vorteilhaften sicherheits-
relevanten Situation, 

•	 zur Verhinderung des Entstehens oder 
Wirksamwerdens von Bedrohungen

•	 und zum Schutz gegenüber Bedrohun-
gen bzw. zu deren Bewältigung.

Aufgrund der Globalisierung und damit 
der rasanten Veränderungen im politi-
schen, wirtschaftlichen, gesellschaftli-
chen und technischen Bereich sind auch 
die sicherheitspolitischen Herausforde-
rungen, Risiken und Bedrohungen kom-
plexer geworden. Sie sind auch stärker 
miteinander vernetzt und weniger vor-
hersehbar als bisher. 
Das Österreichische Bundesheer war, ist 
und bleibt ein wesentlicher Akteur der 
österreichischen Sicherheitspolitik. Ne-
ben seiner Kernaufgabe, der militäri-
schen Landesverteidigung, leistet das 
Bundesheer auch einen wesentlichen 
Stabilisierungsbeitrag durch Auslands
einsätze und ist ein zentraler Partner für 
die zivilen Akteure im Rahmen von Assis-

Johanna Mikl-Leitner
 

Wehrpflicht als unverzichtbarer 
Pfeiler der inneren Sicherheit
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tenzleistungen. Die Wehrpflicht ist die 
Voraussetzung, um diese Aufgaben qua-
litativ hochwertig und – im Vergleich zu 
einer Berufsarmee – kostengünstig zu 
erfüllen. Weiters ist die Wehrpflicht auch 
die Basis für den Zivildienst. 

Militärische Landesverteidigung

Die militärische Landesverteidigung bleibt 
die Hauptaufgabe des Österreichischen 
Bundesheeres. Die Fähigkeit zur eigen-
ständigen Verteidigung muss auch künf-
tig aus drei Gründen erhalten werden: 
•	 Sie ist die Grundlage für den Schutz 

der Souveränität Österreichs und trägt 
zur gesamteuropäischen Stabilität bei.

•	 Sie kann, wenn sie verloren geht, nicht 
so schnell wieder erreicht werden, wie 
neue Bedrohungen entstehen können.

•	 Österreich ist als neutraler Staat zur 
selbstständigen Verteidigung ver-
pflichtet.

Konventionelle Angriffe sind zwar auf 
absehbare Zeit unwahrscheinlich gewor-
den. Angriffe gegen Österreich können 
für die Zukunft aber auch nicht ausge-
schlossen werden. 
Dabei sind folgende Faktoren zu berück-
sichtigen:
•	 Die sicherheitspolitische Lage kann sich 

deutlich schneller als erwartet ändern. 
Das zeigen der Fall des Eisernen Vor-
hangs, der Krieg im früheren Jugoslawi-
en oder zuletzt der „Arabische Frühling“.  

•	 Der Aufbau von Streitkräften, die zur 
Verteidigung fähig sind, dauert dage-
gen jahrelang.

•	 Zu berücksichtigen sind auch mög
liche neue Bedrohungen, etwa ein 
staatlich gesteuerter Cyber-Angriff.

•	 Bedrohungen, die einen eigenständi-
gen militärischen Einsatz erforderlich 
machen, können dabei mit Herausfor-
derungen in Assistenz-Bereichen zu-
sammenfallen. 

Vereinfacht gesagt, darf die militärische 
Landesverteidigung daher auch künftig 
nicht weniger wichtig genommen wer-
den als bisher.
Nur mit der allgemeinen Wehrpflicht 
kann die Personalstärke gewährleistet 
werden, die für die militärische Landes-
verteidigung erforderlich ist. Mit einem 
Berufsheer wäre das, schon aufgrund der 
bestehenden budgetären Rahmenbe-
dingungen, nicht möglich. 

Auslandseinsätze

Auslandseinsätze haben im Bundesheer 
eine lange Tradition. Mit den Entsendun-
gen von „Blauhelmen“, etwa nach Zy-
pern oder auf die Golanhöhen, hat sich 
das Bundesheer verdient gemacht und 
einen hervorragenden Ruf erarbeitet.
Mit dem EU-Beitritt hat Österreich zu-
sätzlich die Verpflichtung übernommen, 
sich solidarisch an Einsätzen im Zuge der 
europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik zu beteiligen. Die Beteili-
gung kann von friedenserhaltenden bis 
zu friedensschaffenden Einsätzen rei-
chen, z.B. im Rahmen der EU Battle-
group. Damit leistet das Bundesheer ei-
nen stabilisierenden Beitrag im EU-Um-
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feld, was sich auch positiv auf die innere 
Sicherheit in Österreich auswirkt (z.B. 
können unkontrollierbare Flüchtlings-
ströme in die EU vermieden werden). 
Das Gleiche gilt für Einsätze im Rahmen 
der Vereinten Nationen.
Österreich hat sich politisch entschie-
den, zumindest rund 1.100 Soldaten für 
Auslandseinsätze bereitzuhalten. 
Auch bei Auslandseinsätzen ist eine 
Mischung aus militärischen und zivilen 
Fähigkeiten notwendig:
•	 Bei friedenssichernden Einsätzen sind 

etwa ein breites ziviles Verständnis so-
wie soziale und kommunikative Kom-
petenzen sehr hilfreich, die in der Miliz 
breit vorhanden sind. 

•	 Bei Einsätzen nach Konflikten oder Ka-
tastrophen sind zivile Fähigkeiten im 
Pionier-Bereich (aus dem Bau- und Bau-
nebengewerbe) oder im ABC-Bereich 
(Feuerwehren) besonders gefragt. 

•	 Milizsoldaten tragen im Ausland aber 
auch maßgeblich zum militärischen 
Funktionieren bei, als Soldaten und 
Kommandanten auf verschiedenen 
Ebenen oder als Spezialisten, die etwa 
ihre Fähigkeiten in Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) in 
den Fernmeldedienst einbringen.  

Berücksichtigt werden muss auch, dass 
von den im Ausland bisher eingesetzten 
Kontingenten rund 60 Prozent durch die 
Miliz gestellt wurden. Die Wehrpflicht 
wiederum stellt eine funktionierende Re-
krutierungsbasis für die Miliz, aber auch 
für Berufssoldaten dar. 

Die erfolgreichen Einsätze des Bundes-
heeres im Ausland in den letzten Jahr-
zehnten waren also nur aufgrund des 
Miliz-Anteils möglich. Es ist zu befürch-
ten, dass mit der Einführung eines Be-
rufsheeres die Qualität bei Auslandsein-
sätzen leiden würde und auch die bisher 
erbrachten Quantitäten nicht mehr 
möglich wären. Ein damit einhergehen-
der verminderter Stabilitätsbeitrag des 
Bundesheeres im Ausland hätte auch ne-
gative Auswirkungen auf die innere Si-
cherheit in Österreich.  

Assistenzleistungen

Gemäß Artikel 79 Absatz 2 unserer Bun-
desverfassung ist das Bundesheer, so-
weit die gesetzmäßige zivile Gewalt sei-
ne Mitwirkung in Anspruch nimmt, zu 
Assistenzleistungen bestimmt. Diese 
umfassen vereinfacht ausgedrückt si-
cherheitspolizeiliche Assistenzleistungen 
und die Katastrophenhilfe. 
Eine wichtige sicherheitspolizeiliche As-
sistenzleistung war die Grenzüberwa-
chung entlang der Grenze zu unseren 
Nachbarstaaten Slowakei und Ungarn. 
Von 1990 bis 2008 unterstützten bis zu 
2.200 Soldaten die Polizei bei ihrer Ar-
beit und leisteten damit einen unver-
zichtbaren Beitrag für die innere Sicher-
heit. Für die Zukunft sind Szenarien 
denkbar, dass wieder Grenzkontrollen 
für einen längeren Zeitraum eingeführt 
werden müssen. Dabei könnten auch 
größere Teile der Staatsgrenze als in der 
Vergangenheit betroffen sein. Denkbar 
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ist etwa ein Szenario, bei dem es wegen 
einer politischen Krise im Umfeld der EU 
zu massiven Problemen an den Schen-
gen-Außengrenzen kommt und gleich-
zeitig Nachbarstaaten Österreichs aus 
politischen oder wirtschaftlichen Grün-
den nicht in der Lage wären, ihren 
Schengen-Verpflichtungen ausreichend 
nachzukommen. 
Für solche Fälle muss auf ausreichende 
Kräfte des Bundesheeres zurückgegriffen 
werden können, um Gefahren für die in-
nere Sicherheit abzuwenden. Dabei kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass künf-
tig mehr Soldaten für Assistenzleistun-
gen im Grenzeinsatz erforderlich sein 
könnten als bisher. Ein Berufsheer würde 
mit seiner Personalstärke rasch an die 
Grenzen des Machbaren stoßen.
Ein weiteres Beispiel waren Großereignis-
se wie die EURO 2008 oder das World 
Economic Forum 2011. Auch hier haben 
Soldaten die Sicherheitsbehörden tat-
kräftig und zuverlässig unterstützt. Auch 
in Zukunft wird bei derartigen Anlässen 
auf das Bundesheer zurückgegriffen wer-
den müssen. Bei solchen Veranstaltun-
gen sind besonders die zivilen Fähigkei-
ten der Soldaten gefragt. Da eine auf der 
Wehrpflicht basierende Armee für eine 
bessere Durchmischung von zivilen und 
militärischen Fähigkeiten sorgt, ist sie 
dabei besser als ein Berufsheer geeignet.
Dazu kommen neue Herausforderungen, 
etwa die Gewährleistung von Cyber-Si-
cherheit. Hier kann es zu einem Assis-
tenzeinsatz kommen, wenn es um die Er-

kennung und Abwehr von Cyber-Angrif-
fen und die generelle Unterstützung der 
zivilen Behörden auf der operativen Ebe-
ne geht. Nachdem die Zuordnung von 
Angreifern schwierig ist, ist ein enges Zu-
sammenspiel zwischen zivilen und mili-
tärischen Kräften notwendig. „Cyber-Sol-
daten“ müssen nicht über besondere mi-
litärische Fähigkeiten, sondern vor allem 
über IT-Fähigkeiten verfügen. Diese sind 
in der Wirtschaft breit vorhanden. Sie 
kommen über die allgemeine Wehr-
pflicht auch dem Bundesheer zugute, 
während des Grundwehrdienstes, über 
Spezialisten, die sich aufgrund des Wehr-
dienstes auf Zeit verpflichten, sowie über 
Cyber-Spezialisten, die Miliz-Funktionen 
übernehmen. Bei einer Umstellung des 
Wehrsystems auf ein Berufsheer würden 
dem Bundesheer viele dieser wichtiger 
werdenden Fähigkeiten künftig nicht zur 
Verfügung stehen. 
Die Katastrophenhilfe ist wohl die in der 
Öffentlichkeit am deutlichsten wahrge-
nommene Assistenzleistung des Österrei-
chischen Bundesheeres. Hier hat das Bun-
desheer außerordentliche Beiträge geleis-
tet, deren Aufzählung den Umfang dieses 
Beitrages sprengen würde. Es ist davon 
auszugehen, dass das Bundesheer auch 
künftig die Freiwilligen Feuerwehren bei 
der Katastrophenhilfe unterstützen muss. 
Nur ein auf der Wehrpflicht basierendes 
Bundesheer kann aber die notwendige 
Personalstärke, die umfassenden Fähig-
keiten und die Durchhaltefähigkeiten für 
solche Einsätze gewährleisten. 
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In Zukunft könnte es auch zu einem Sze-
nario kommen, wo mehrere Assistenz-
leistungen gleichzeitig erbracht werden 
müssen. So kann etwa nicht ausge-
schlossen werden, dass das Bundesheer 
zeitgleich zu einem Großereignis, wie 
etwa einer großen Sportveranstaltung 
(z.B. Ski-WM), in anderen Teilen Öster-
reichs Katastrophenhilfe leisten muss. 
Parallel dazu könnten Stabilisierungsein-
sätze im Ausland laufen, die nicht ein-
fach abgebrochen werden können. Mit 
einer Berufsarmee, die eine geringere 
Personalstärke aufweist, wäre das nicht 
mehr wie bisher zu bewältigen.

Gesellschaftspolitische Aspekte

Der Wehrpflicht kommt auch eine wich-
tige gesellschaftspolitische Bedeutung 
zu. Auch wenn das manche vielleicht 
nicht gerne hören, haben Bürger nicht 
nur Rechte, sondern auch Pflichten. Eine 
Gesellschaft, die das vernachlässigt, wird 
auch weniger solidarisch sein. 
Ein weiterer wesentlicher Punkt ist, dass 
sowohl der Wehr- als auch der Zivildienst 
wesentlich zum gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt beitragen. Die Wehrpflicht 
bindet junge Bürger an ihren Staat und 
macht somit die Landesverteidigung zu 
einer Angelegenheit der Staatsbürger. 
Außerdem wird ein wertvoller Beitrag zur 
Integration geleistet, da beim Präsenz- 
und Zivildienst Menschen aus allen Ge-
sellschaftsbereichen zusammenwirken.
Zudem ist die Wehrpflicht die Basis für 
das Freiwilligenengagement in Öster-

reich. Dies gilt besonders für den Zivil-
dienst. Stellvertretend soll hier das Rote 
Kreuz als Beispiel dienen. Dort versehen 
jedes Jahr etwa 4.000 junge Männer ih-
ren Zivildienst. Anschließend bleiben 
noch etwa 2.000 als Freiwillige beim Ro-
ten Kreuz tätig. 
Die bei den Rettungsorganisationen täti-
gen Freiwilligen verfügen damit auch 
über Wissen und Fähigkeiten, die jeder-
zeit einsetzbar sind. Somit können sie 
auch außerhalb ihrer Freiwilligentätig-
keit Menschen helfen. Dies ist ein unver-
zichtbares Potenzial, das mit der Ab-
schaffung der Wehrpflicht so nicht mehr 
vorhanden wäre. 

Kostenfrage

Ein entscheidender Punkt ist nicht zu-
letzt die Kostenfrage. Zunächst würde 
schon die Umstellung auf ein Berufsheer 
zusätzliche Kosten verursachen. Zusätz-
lich zeigen die Zahlen aus anderen Staa-
ten deutlich, dass eine Berufsarmee teu-
rer kommt. Will man aber ein Berufsheer 
haben, das nicht mehr kostet, müsste 
zwangsläufig bei den Leistungen des 
Bundesheeres eingespart werden. Das 
aber ginge zu Lasten der Sicherheit 
unserer Bevölkerung. 
Das ist nicht tragbar, denn die Sicherheit 
unseres Landes ist ein hohes Gut, das 
nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt wer-
den darf. Die sicherheits- und gesell-
schaftspolitischen Aspekte sowie die 
Kostenfrage sprechen damit eindeutig 
für die Beibehaltung der Wehrpflicht.	 n
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Ein Rekrutenheer ist besser als ein Be-
rufsheer, denn es involviert breite 
Schichten der Bevölkerung. Das Bundes-
heer war auch immer ein Heer aus dem 
Volk für das Volk. Durch die historische 
Belastung galt über Jahrzehnte der Kon-
sens der allgemeinen Wehrpflicht und es 
war nie daran gedacht, ein Berufsheer 
einzuführen. Die Berufsheeridee kam im 
Zusammenhang mit einem etwaigen 
NATO-Beitritt Österreichs auf. Ein Berufs-
heer, das nicht in eine Verteidigungs
allianz integriert ist, müsste ja sämtliche 
Waffengattungen umfassen. Das wäre 
für Österreich jedoch viel zu teuer. Unter 
der Voraussetzung eines NATO-Beitritts 
hätte Österreich etwa auf eine eigene 
Luftraumüberwachung verzichten kön-
nen, weil das an einen NATO-Partner 
ausgelagert werden hätte können.

Unersetzbar bei Großkatastrophen

Ein Berufsheer ist außerdem in Friedens-
zeiten immer zu groß und wenn sich ir-
gendwo eine Katastrophe ereignet, bei 
der man zahlreiche Helfer benötigt, ist es 
zu klein. Neben der hochwertigen Aus-
bildung sind es vor allem die Mannstärke 
und die Durchhaltefähigkeit, die das 
Bundesheer im Krisenfall auszeichnen. 
Wir haben 11.000 Grundwehrdiener, 
16.000 Zeit- und Berufssoldaten und 
28.000 Milizsoldaten. Das heißt, wir 

haben im Ernstfall 
55.000 Soldaten bei 
der Hand. Allein 2002 waren beim „Jahr-
hunderthochwasser“ 15.000 Soldaten 
gleichzeitig im Einsatz. Wenn man jetzt 
von einem Berufsheer mit einer Stärke 
von 16.000 Soldaten spricht, weiß ich 
nicht, wie man solche Katastrophen in 
Zukunft bewältigen will. Auch die Kos-
ten eines solchen Einsatzes würden bei 
einem Berufsheer aufgrund der Über-
stunden um einiges steigen. In einem 
Berufsheer gibt es die Variable „Miliz
system“ nicht. Im Moment kostet das 
Heer rund zwei Milliarden Euro, 0,6 Pro-
zent des BIP. Wo wir damit im internatio-
nalen Vergleich stehen, ist selbsterklä-
rend. Selbst die Zilk-Kommission hat da-
mals schon vorgeschlagen, diesen Wert 
zu erhöhen. Stellt man auf ein Berufs-
heer mit 16.000 Soldaten um und richtet 
ein bezahltes Sozialjahr statt des Zivil-
diensts ein, so werden die Kosten auf 
rund 3,5 Milliarden Euro ansteigen.

Zivildienst unersetzbar

Gerade die Bedeutung der derzeit 14.000 
Zivildiener muss in diesem Zusammen-
hang noch ausdrücklich betont werden. 
Mit einem Berufsheer fällt natürlich auch 
der Zivildienst weg. Es würde sehr viel 
Geld kosten, diesen zu ersetzen. Die Or-
ganisationen im Sozialbereich fallen 

Claus J. Raidl
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dann nicht nur um die Zivildiener um, es 
fällt für sie auch eine wichtige Quelle, 
um Nachwuchs für die Freiwilligenarbeit 
zu rekrutieren, weg. Da frage ich mich 
schon, warum wir über ein Berufsheer 
reden, wenn es die Sicherheit nicht er-
höht und zusätzlich die Einsatzkraft im 
Katastrophenfall gefährdet.

Wehrpflicht quasi  
gesellschaftlicher Kitt

Die allgemeine Wehrpflicht steht in  
der Verfassung und sie ist auch Bestand-
teil der Ergebnisse der Bundesheerre-
formkommission unter Helmut Zilk. Die 
Wehrpflicht hat auch einen großen inte-
grativen Effekt. Sie ist damit quasi auch 
gesellschaftlicher Kitt. Es stimmt, dass in 
einigen anderen – auch wichtigen – Län-
dern die allgemeine Wehrpflicht abge-
schafft wurde. Die meisten von diesen 
Ländern sind aber bei der NATO. Ein 
Sicherheitskonzept, das aus allgemeiner 
Wehrpflicht und anschließender Miliz 
auf der einen Seite und Zivildienst auf 
der anderen Seite besteht, ist für ein 
kleines Land, das bei keinem Militär-
bündnis ist, die wesentlich bessere Alter-
native.

Reform des Bundesheeres  
unabdingbar

Bleibt uns die Wehrpflicht erhalten, muss 
man einen Tag nach der Befragung die 
Ärmel aufkrempeln und das Bundesheer 
reformieren. Da ich selbst zwei Söhne 
habe, die ebenfalls ihren Wehrdienst ab-

geleistet haben, weiß ich, wie es jungen 
Menschen während dieser Zeit geht und 
was sie beschäftigt. Jeder Grundwehr-
diener hat seine eigenen Stärken. Und 
genau diese müssen in diesen vier 
Monaten gefördert werden. Ich bin da-
von überzeugt, dass jeder im Bundes-
heer eine Aufgabe findet, an die er dann 
auch mit Freude herangeht. Für Solda-
ten halte ich es unwürdig, wenn der 
Grundwehrdienst als verlorene Zeit ge-
sehen wird. Bei der Reform des Bundes-
heeres ist zweifellos viel zu tun. Nach der 
allgemeinen fünfwöchigen Grundausbil-
dung kommen derzeit noch zwei Wo-
chen vertiefte Spezialausbildung. Bei al-
lem, was in den Monaten danach ge-
schieht, ist der Grundwehrdienst zu 
reformieren, man muss das Aufgaben
gebiet neu definieren und klare Ziele so-
wie Vorgaben machen. 

Vorschläge der  
Bundesheerreformkommission

Die Bundesheerreformkommission hat 
zahlreiche Vorschläge ausgearbeitet und 
es wäre die Aufgabe des Verteidigungs-
ministers gewesen, diese Reformen um-
zusetzen. Aber das hat Norbert Darabos 
bis jetzt nicht getan, obwohl er seit 2006 
im Amt ist und dafür ausreichend Zeit 
gehabt hätte. Anstatt die Ergebnisse der 
Bundesheerreformkommission umzuset-
zen, wird der Präsenzdienst von ihm als 
Frondienst und als verlorene Zeit be-
zeichnet. Es hat keinen Sinn, hier eine 
sogenannte „Insellösung“ anzustreben. 
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Es muss das gesamte Bundesheer einer 
Reform unterzogen werden, aber es ist 
schon symptomatisch, dass andere Län-
der sich fünf Jahre und mehr damit aus-
einandergesetzt haben, wie eine solche 
Umstrukturierung erfolgen kann, und 
wir uns gerade einmal fünf Monate da-
mit auseinandersetzen wollen.
Freilich: Die Panzerschlacht im Marchfeld 
wird es Gott sei Dank niemals geben. 
Aber wir haben jetzt schon eine Kombi-
nation von Grundwehrdienern und Spe-
zialisten. Die Bekämpfung von Cyberan-
griffen etwa ist zu einer echten militäri-
schen Herausforderung geworden, bei 
der schon jetzt zeitverpflichtete Exper-
ten des Bundesheeres eingesetzt wer-
den. Durch das Milizsystem haben wir 
eine breite Basis an gut ausgebildeten 
Soldaten, auf die auch bei Spezialproble-
men zurückgegriffen werden kann. Dazu 
kommen noch die Auslandsaufgaben. In 
diesem Zusammenhang ist wichtig, dass 
die Soldaten, die an einem Auslandsein
satz teilnehmen, hervorragend ausgebil-
det sind und dass sie es freiwillig tun. 
Erst wenn das gewährleistet ist, kann 
man darüber diskutieren, ob dies auch 
Grundwehrdiener – natürlich gegen eine 
zusätzliche Entschädigung und nur, 

wenn die Qualifikation stimmt – dürfen 
sollen oder nicht.

Gelebte Verantwortung  
für unsere Sicherheit

Das Österreichische Bundesheer ist eine 
Profitruppe und hat sich über sechs Jahr-
zehnte international sowie national be-
währt. Es braucht nun ein klares Be-
kenntnis zu einer umfassenden Landes-
verteidigung mit starker Katastrophen-
schutz-Komponente wie auch zum 
Zivildienst. Natürlich muss die Bevölke-
rung entsprechend informiert werden. 
Schutz und Hilfe sind für Österreich ohne 
Wenn und Aber zu sichern. Ein Bundes-
heer aus Berufssoldaten, Milizsoldaten 
und Grundwehrdienern, das mit beiden 
Beinen fest in der Mitte der Gesellschaft 
steht, bedeutet auch mit Blick auf Demo-
kratie und Gesellschaft mehr Sicherheit. 
Das wissen auch andere Staaten, wie die 
Schweiz, Finnland oder Norwegen, zu 
schätzen, die Sicherheit nicht an bezahl-
te Söldner delegieren. Unser Bundesheer 
kommt aus dem Volk heraus. Es ist Aus-
druck gelebter Verantwortung für unse-
re Sicherheit. Es integriert Österreich und 
ist Teil der österreichischen Identität. So 
soll es auch in Zukunft sein.	 n
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Die Regierungsparteien sind übereinge-
kommen, am 20. Jänner 2013 eine Volks-
befragung über die Zukunft des Österrei-
chischen Bundesheeres und die Einfüh-
rung eines Berufsheeres abzuhalten. Ohne 
auf das Prozedere eingehen zu wollen, bin 
ich davon überzeugt, dass sich das aktuel-
le System – jenes der allgemeinen Wehr-
pflicht – überlebt hat und trotz eines ge-
sunden Kernes mehr als unzweckmäßig 
und damit unbefriedigend ist.
Mit wenigen Ausnahmen, wie zum Bei-
spiel am westlichen Balkan, erfreuen wir 
uns in Europa nunmehr bald 70 Jahre ei-
nes relativen Friedens. Was dies bedeu-
tet, zeigt ein Vergleich mit den so bluti-
gen und opferreichen Jahren vom 
Deutsch-Französischen Krieg bis zum 
Zweiten Weltkrieg bzw. die Jahrhunderte 
davor. Unsere Friedenszeit ist dem 
Sicherheitsschirm der USA und der euro-
päischen Integration zu danken. So ist 
auch der Kalte Krieg mit dem Fall der Ber-
liner Mauer und dem Ende des Sowjetim-
periums friedlich zu Ende gegangen. Wir 
brauchen seither nicht mehr die Panzer 
oder die Stiefel fremder Armeen auf un-
serem Staatsgebiet zu fürchten. Aller-
dings sind in der Zwischenzeit andere 
sicherheitspolitische Gefahren und He
rausforderungen entstanden. Dazu ge-
hört die Bedrohung durch terroristische 
Angriffe, die Verbreitung von Massenver-

nichtungswaffen, das 
Streben nach Ressour-
censicherheit, unerwünschte Migration 
aus anderen Regionen, Naturkatas
trophen oder Cyber-Attacken. Dies sind 
die Problemstellungen einer gemeinsa-
men europäischen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik, zu der jedes Mitglied 
und damit auch Österreich im wohlver-
standenen Eigeninteresse einen ange-
messenen Beitrag leisten muss. Kein ein-
ziges EU-Mitgliedsland kann diese He
rausforderungen heute alleine lösen. Die 
USA haben in der Zwischenzeit andere 
Orientierungsschwerpunkte und Proble-
me, sodass sich Europa wohl auch sicher-
heitspolitisch emanzipieren und mehr 
Verantwortung für die eigene Sicherheit 
übernehmen muss. Dementsprechend 
ist den sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen und Aufgaben in einem euro-
päischen Kontext Rechnung zu tragen.
Damit ist aber auch die Sinnfrage, ob wir 
ein Bundesheer benötigen, eindeutig 
beantwortet. Davon geht auch die neue 
Österreichische Sicherheitsstrategie der 
Bundesregierung vom März 2011 aus. 
Sie ist aus dem 2010 vorgelegten Bericht 
der Bundesheerreformkommission (Zilk-
Kommission) hervorgegangen. Es gilt  
– auf die heutige Zeit bezogen – der 
Grundsatz, dass jedes Land eine Armee 
hat, entweder die eigene oder eine an-

Hannes Androsch
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dere. Dies aber heute bei allenfalls asym-
metrischen kriegerischen Auseinander-
setzungen bzw. Gefahren, die uns von 
außerhalb der eigenen Region bedrohen 
oder bedrohen können. Es ist dabei wohl 
auch den militärtechnologischen Ent-
wicklungen Rechnung zu tragen. 
Die komplexen neuen Aufgaben erfor-
dern flexibel einsetzbare, hochprofessio-
nelle und rasch verfügbare Streitkräfte. 
Die Zeit des Kalten Krieges, in welcher 
sich Massenheere gegenüberstanden, ist 
erfreulicherweise Geschichte. Wir benö-
tigen heute vielmehr Profis und Spezia-
listen in allen Sicherheitsbereichen. Dies 
erfordert eine entsprechende professio-
nelle Ausbildung und Qualifikation, ver-
bunden mit ständigem Training. Mit 
einem zwingenden Wehrdienst von we-
nigen Monaten ist dies nicht zu errei-
chen, auch wenn das Bemühen der Aus-
bilder noch so groß sein mag. 
Der durch die Reduktion des Grundwehr-
dienstes auf sechs Monate systembe-
dingte inakzeptabel hohe Anteil von 60 
Prozent an sogenannten Systemerhaltern 
kommt erschwerend dazu. In Zahlen be-
deutet das, dass von jährlich etwa 24.000 
einberufenen jungen Männern über 
14.000 keine soldatische Verwendung 
finden. Gerade dieser Aspekt löst bei vie-
len jungen Männern berechtigterweise 
Frustration aus. Mehr Köche als Pioniere 
und mehr Kellner als Infanteristen bedür-
fen wohl keiner weiteren Kommentie-
rung. Selbst für die Rekruten bei der 
Truppe ergibt sich nach der zweimonati-

gen Grundausbildung eine reine Nut-
zungszeit von vier Monaten (und auch 
hier nur für Einsätze geringer Intensität). 
Durch den hohen Verwaltungs- und Aus-
bildungsaufwand wird das Bundesheer 
auf dem Weg zur erforderlichen Einsatz-
armee blockiert. Das System ist daher 
„ausgereizt“ und bedarf einer grundle-
genden Reform. Eine Beibehaltung der 
Wehrpflicht bzw. eine nochmalige Ver-
kürzung des Grundwehrdienstes würde 
uns dabei nicht weiterbringen, sondern 
das „Hamsterrad“ der Ausbildung prolon-
gieren, um nicht zu sagen, beschleunigen. 
Überdies käme auch niemand auf die 
Idee, statt der Berufspolizei von 26.000 
Angehörigen, deren Kosten ja bekannt 
sind, eine allgemein verpflichtende Bür-
gerwehr einzurichten. Dies gilt auch für 
andere öffentliche Dienstleistungen, die 
nicht sinnvoll erfolgen könnten, wenn 
alle paar Monate ein umfassender Perso-
nalwechsel stattfinden würde. Heute rü-
cken im Jänner Rekruten ein, damit vier 
Monate später wieder Rekruten ausgebil-
det werden können, die allesamt nie zum 
Einsatz gelangen. Selbst für die Katastro-
phenhilfe kommt auf sechs Monate 
Grundwehrdienst im Durchschnitt ein 
Tag im Einsatz. Betriebswirtschaftlich ist 
das aktuelle System folglich nicht zu 
rechtfertigen. Es herrscht ein ständiges 
Kommen und Gehen von Mitarbeitern 
mit einem hohen Aufwand für deren Aus-
bildung bei gleichzeitig wenig Nutzen.
Volkswirtschaftlich stellt die allgemeine 
Wehrpflicht ohnehin eine schwere Belas-
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tung für die Republik dar. Der Grund-
wehrdienst kostet uns jährlich zumindest 
430 Millionen Euro. Alleine die ineffektive 
Ausbildung der Rekruten belastet das 
Heeresbudget mit über 200 Millionen 
Euro. Dazu kommen 160 Millionen durch 
Ausfälle an Lohnsteuer und Sozialversi-
cherungsabgaben. Weitere 70 Millionen 
muss das Sozialministerium an Pensions-
beiträgen aufbringen. Eine Umstellung in 
Richtung Berufsheer würde zudem ver-
hindern, dass der junge Wehrpflichtige 
aus seinem Arbeits- bzw. Bildungsprozess 
gerissen wird und durch den verspäteten 
Berufseinstieg ein verringertes Lebens-
einkommen von bis zu fünf Prozent hin-
nehmen muss. Kein Wunder, wenn der 
Großteil der Betroffenen ihren Wehr-
dienst, bei dem diese alles, was sich be-
wegt, grüßen und alles, was sich nicht 
bewegt, putzen müssen, als karrierehem-
menden Einkommens- und Zeitdiebstahl, 
als eine „Wehrnaturalsteuer“ betrachtet.
Daher haben von den 27 EU-Mitglied-
staaten inzwischen 21, darunter Großbri-
tannien, Frankreich, Italien, Irland und zu-
letzt Deutschland und Schweden, ein frei-
williges Berufsheer eingerichtet. Gerade 
die Beispiele des neutralen Irlands sowie 
des blockfreien Schwedens zeigen, dass 
die Neutralität durch Etablierung eines 
Profi-Heeres nicht berührt wird. Es be-
steht keinerlei Zusammenhang zwischen 
Berufsarmeen und einer NATO-Mitglied-
schaft, so war es auch Wehrpflichtigen
armeen möglich, über Jahrzehnte Teil 
dieses Verteidigungsbündnisses zu sein.

Der Schritt in Richtung Professionalisie-
rung der Landesverteidigung ist auch 
bei uns überfällig. Dies gilt ebenso für 
den hochqualifizierten Katastrophenein-
satz durch Pioniereinheiten. Auch hier 
bedarf es der entsprechenden Qualifika-
tion und Professionalität, um mit den 
hochtechnischen Pioniermaschinen um-
gehen zu können, aufgefundene Che-
miegranaten zu bergen und zu entsor-
gen sowie gefährliche Lawineneinsätze 
oder herausfordernde Hubschrauberber-
gungen durchzuführen.
Das Bundesheer der Zukunft ist ein 
schlankes, effizientes und professionelles 
Heer ohne Wehrpflicht. Die damit ver-
bundenen Aufgaben werden durch ein 
Berufsheer bestmöglich erfüllt. So hat 
schon vor einiger Zeit LH Dr. Erwin Pröll 
erklärt: „An einem Berufsheer führt kein 
Weg vorbei.“ Es braucht sich folglich nie-
mand vor dem notwendigen System-
wechsel zu fürchten. 
Selbst das von Wehrpflichtbefürwortern 
ständig strapazierte Argument, das Bun-
desheer schade keinem jungen Staatsbür-
ger, lerne er dort doch Disziplin und Ord-
nung und entwickle ein Gemeinschaftsge-
fühl, gilt nur sehr begrenzt. Um dem zu-
stimmen zu können, müssten folglich alle 
18-jährigen Österreicherinnen und Öster-
reicher einer militärischen Ausbildung zu-
geführt werden. Wahr ist vielmehr, dass 
der Wehrdienst nur für einen Teil der 
männlichen Bevölkerung gilt – an dieser 
Stelle sei gesagt, dass ich eine Ausweitung 
des Grundwehrdienstes auf Frauen ent-
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schieden ablehne – und von diesem wie-
derum die Hälfte untauglich ist oder sich 
für den Zivildienst entscheidet. 
Aus dem 1973 aus Respekt vor Gewis-
sensgründen entstandenen Zivildienst ist 
ein großer Sozialhilfedienst entstanden. 
Damals und bis vor Kurzem wurde der Zi-
vildienst als Wehrersatzdienst als Drücke-
bergerei von jenen verunglimpft und 
verspottet, die jetzt so tun, als ob es den 
eigentlichen Wehrdienst nur gäbe, damit 
wir einen Wehrersatzdienst haben kön-
nen. Mit diesem übernehmen unsere So-
zialhilfeorganisationen wichtige Aufga-
ben, die ansonsten die dafür zuständigen 
Länder oder Gemeinden im Pflegebe-
reich, im Krankentransport oder Ret-
tungswesen zu erfüllen hätten. Aber 
auch hier ist ein Mindestmaß an Professi-
onalität erforderlich, um Verschwendung 
von Humanressourcen zu verhindern 
bzw. nicht durch die fehlenden Voraus-
setzungen für Haftung und Gewährleis-
tungen zu scheitern. Gerade beim Dienst 
an hilfsbedürftigen Menschen ist Zwang 
keine gute Voraussetzung. Ein freiwilliges 
bezahltes Sozialjahr für 8.000 Personen 
mit 1.386 Euro Gehalt (14-mal im Jahr) 
würde diese wichtigen Aufgaben un-
gleich besser und wirkungsvoller erfül-
len. Noch dazu muss aufgrund der sin-
kenden Geburtenrate bei gleichzeitig 
steigendem Anteil an älterer Bevölke-
rung ohnedies früher oder später eine 
Systemänderung auch beim Zivildienst 
erfolgen. Deutschland, welches die Wehr
pflicht Mitte 2011 ausgesetzt hatte, 

machte bisher mit dem als Ersatz für den 
Zivildienst eingeführten Bundesfreiwilli-
gendienst durchwegs positive Erfahrun-
gen. Dort können sich nunmehr auch 
Frauen und ältere Personen für einen 
Dienst an der Allgemeinheit einbringen.
Der demografische Rückgang der jun-
gen Österreicher, der Wehrdienst und 
Zivildienst gleichermaßen betrifft, wird 
also zwangsläufig dazu führen, dass wir 
in fünf Jahren nicht mehr genügend jun-
ge Leute haben, um beide Systeme im 
heutigen Umfang zu betreiben. Notwen-
dig sind wohl durchdachte und rasche 
Änderungen. Realitätsverweigerung hilft 
uns hier nicht weiter. 
Profi-Heer und freiwilliges bezahltes So-
zialjahr sind fundierte Modelle und zu-
kunftsfähiger als alle anderen bisherigen 
Vorschläge. Das Bundesheer ist aus of-
fensichtlichen Gründen viel zu wichtig, 
als dass es zum Spielball parteitaktischer 
Manöver gemacht werden darf, um von 
anderen unangenehmen Problemen wie 
Korruptionsfällen und Finanzskandalen 
abzulenken. Daher erfordert die Diskussi-
on eine Versachlichung statt parteipoliti-
scher Vernebelung, sollten doch durch 
die Volksbefragung jene Grundlagen ge-
schaffen werden, um die österreichische 
Sicherheitspolitik und unser Wehrsystem 
über die kommenden Jahre hinweg auf 
eine zeitgemäße, aufgabengerechte Ba-
sis zu stellen. Gesellschaftspolitisch sollte 
Österreich reif genug sein, seine Sicher-
heit ohne angeordnete Verpflichtung ge-
währleisten zu können.	 n
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Der Militärdienst ist sicherlich kein Ideal 
an sich. Ich selbst diente drei Jahre im 
israelischen Militär und war dabei froh 
über jeden Tag, der vorbei war. Aber 
man muss das große Ganze sehen: Wann 
wurde die Wehrpflicht eingeführt? 
Schon im alten Athen gab es das Hop
litenheer aller männlichen Bürger. In der 
Neuzeit gab es sie seit der Französischen 
Revolution. Zum Recht auf politische 
Teilhabe kam die Pflicht: Teilhabe an der 
Sicherheit der Nation. Wahlrecht und 
Wehrpflicht gehören damit zusammen. 
Sobald man das trennt, wird jede Streit-
macht zum Staat im Staate. Und wenn 
zu wenige zum Heer wollen, brauchen 
wir wieder Söldner – ein historischer 
Rückfall.
Überhaupt ist es wichtig, darüber nach-
zudenken, wer denn vor allem zu einem 
Berufsheer geht. In Deutschland habe 
ich in diesem Zusammenhang den Be-
griff der „Ossifizierung“ der Bundeswehr 
verwendet. Der Begriff war wohl nicht 
besonders glücklich gewählt. Aber der 
Sachverhalt dahinter ist nachprüfbar: Es 
gehen die zum Militär, die keine andere 
Wahl haben. Sie kommen meist aus wirt-
schaftlich schwachen Regionen, bei uns 
vor allem aus Ostdeutschland, wo der 
zivile Arbeitsmarkt wenige Möglichkei-
ten bietet. Es ist ein Gerechtigkeitspro-
blem, wenn die Ärmsten zum Militär 

müssen. Was bei der 
Zweiklassenmedizin 
gebrandmarkt wird – wenn du arm bist, 
musst du früher sterben –, das wird hier 
übertragen auf die Sicherheitspolitik. Ich 
halte das für inakzeptabel.
Die Umbrüche könnten wohl auch zu 
einer Brutalisierung führen. Die Ärmeren 
sind schlechter ausgebildet. Gebildete 
sind keine besseren Menschen – auch 
Professoren waren vor brauner Färbung 
nicht sicher. Aber es waren nicht sie, die 
mit Genuss getötet haben. Die Verzwei-
felten, Perspektivlosen neigen eher zur 
Gewalt. Es ist kein Zufall, dass in einer 
Berufsarmee wie der amerikanischen 
Abu Ghraib passieren konnte. Auch in 
Israels Armee mit Wehrpflicht gibt es 
hier und da Übergriffe. Aber sie sind 
weniger brutal und werden aufgedeckt. 
Da spiegelt sich die Gesellschaft in der 
Armee und behält die Kontrolle.
Besteht dabei die Gefahr, dass Rechts
extreme das Heer unterwandern? Zu be-
denken gilt, dass vornehmlich die wirt-
schaftlich schlechter Gestellten rechtsex-
treme Parteien wählen. Damit kann man 
eins und eins zusammenzählen: Es wer-
den mehr Rechtsextremisten in das Heer 
drängen. Die Führung will das abblocken. 
Wenn das gelingt, gibt es vielleicht zu 
wenige Soldaten. Wenn aber die Rechten 
kommen, wird das Heer in seiner demo-

Michael Wolffsohn
 

Wahlrecht und Wehrpflicht 
gehören zusammen
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kratischen Substanz bedroht. Wir wollen 
ja das Primat der Politik aufrechterhalten. 
Und das wird schwieriger, wenn sich 
breite Mannschaftsgrade vom politi-
schen System distanzieren. Die Wehr-
pflicht wurde abgeschafft, weil die de-
mokratisch-bürgerlichen Schichten sich 
ihr entzogen haben – und die bekom-
men jetzt die Rechnung präsentiert.
Die Abschaffung der Wehrpflicht in 
Deutschland war wohl unumgänglich. Es 
ist sinnlos, sich gegen die Geschichte zu 
stemmen. Die gesellschaftliche Entwick-
lung geht hin zur Berufsarmee. Mit dem 
Ende des Kalten Krieges entfiel die Legi-
timationsgrundlage der Wehrpflicht. Es 
ist ein Faktum der Weltgeschichte: Frei-
willig gehen die Menschen nicht zum 
Militär, es sei denn, sie kommen dadurch 
zu Macht, Ansehen oder Geld. Ansehen 
hat der Militärberuf bei uns seit dem 
Zweiten Weltkrieg gar keines mehr. Es 
war nur eine Frage der Zeit, dass die 
Wehrpflicht abgeschafft wurde. Und ich 
fresse jeden Besen dieser Welt, dass es 
auch in Österreich dazu kommt.
Die Allgemeinheit hat verständlicher
weise kein Interesse an der Wehrpflicht. 
Die Österreicher brauchen auch nicht so 
viele Soldaten. Aber sie müssen wissen, 
was Abschaffung bedeutet: Man braucht 
dramatisch mehr Geld für diejenigen, die 
man im Heer haben will.

Österreich gehörte dankenswerterweise 
immer zur westeuropäischen Gesell-
schaft. Wir haben ja in unserer gemein-
samen Geschichte nicht nur eine Killer
tradition, sondern auch eine hochethi-
sche: dass Gemetzel beendet werden, 
dass die arbeitsteilige Weltwirtschaft 
aufrechterhalten und Rohstoffe zugäng-
lich bleiben – alles notwendig. Die Dis-
tanz zum Krieg möge bleiben. Aber 
manchmal ist er eben das kleinere Übel, 
um eine größere Katastrophe zu verhin-
dern. Die Auslandseinsätze, etwa wie in 
Afghanistan, zeigen uns freilich aber 
auch, dass man neue Strategien braucht. 
Ein Gemeinwesen aufbauen, das kann 
keine Streitkraft der Welt. Wenn wieder 
starke Infanteriekräfte für eine Interven-
tionsarmee geplant werden, dann ist das 
völlig daneben und geht an den Mög-
lichkeiten der modernen Kriegsführung 
vorbei. Man braucht eine schlagkräftige 
Hochtechnologie-Armee, mit relativ 
wenigen, aber sehr gut ausgebildeten 
Leuten, um gezielt, mit einer Minimal-
zahl an zivilen Opfern und Schäden, die 
Gefahr ausschalten zu können. Das kos-
tet natürlich mehr.

(Wesentliche Teile dieses vom Autor 
autorisierten Textes entstammen einem 
von Karl Gaulhofer geführten Interview 
in: Die Presse, 7.12.2012.)	 n
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Es ist mittlerweile zwanzig Jahre her, 
dass der US-amerikanische Politikwissen-
schaftler Francis Fukuyama unter dem 
Eindruck des Zusammenbruchs der Sow-
jetunion und des Endes des Kalten Krie-
ges von einem „Ende der Geschichte“ 
gesprochen hat.
Doch es hat sich erwartungsgemäß ge-
zeigt, dass Demokratie, Freiheit und 
Wohlstand keine Selbstläufer sind. In vie-
len Teilen der Welt sind das keine politi-
schen Primärziele. Totalitarismus oder 
Oligarchie sind vielerorts weiterhin 
durchsetzbare ordnungspolitische Alter-
nativen; Terror und Krieg bleiben erfolg-
versprechende politische Mittel. Aber 
auch von einer Pax Americana sind wir 
weit entfernt. Die USA wollen und kön-
nen Defizite ihrer westlichen Bündnis-
partner nicht mehr ausgleichen. Zahlrei-
che innere Probleme binden politische 
und finanzielle Ressourcen, und Wa-
shington muss der neuen strategischen 
Konkurrenz im ostasiatischen Raum 
mehr Aufmerksamkeit schenken. Euro-
pas Integrationsdynamik ist von der an-
haltenden Wirtschaftskrise gebremst. 
Daraus erwächst für Europa natürlich 
noch keine unmittelbare Gefahr, aber 
die ökonomische und militärische Stärke 
Europas wird sich weiter verringern.
Zugleich schaffen kulturelle Revision 
und Machterosion Räume der Instabilität 

an der europäischen 
Peripherie. Man denke 
nur an die ambivalenten Entwicklungen 
in Nordafrika und Syrien, an den einge-
frorenen Konflikt in Moldawien oder an 
den Nahostkonflikt, für den noch immer 
keine international akzeptable Lösung 
ersichtlich ist. 
Auch die Proliferation ist nach wie vor 
ein gewaltiges Problem. Was für eine Be-
drohung von einer neuen Nuklearmacht 
in der Krisenzone um Europa ausginge, 
ist nicht einmal im Ansatz abzuschätzen. 
Die Maßnahmen gegen den internatio-
nalen Terrorismus seit 2001 waren zwar 
zu einem doch nicht unmaßgeblichen 
Teil erfolgreich, aber auch hier wird man 
weiter wachsam bleiben müssen.
Die gegenwärtige globale strategische 
Situation erscheint aus europäischer 
Sicht vor allem als unkalkulierbar. Wir 
werden flexibel auf augenblicklich noch 
gar nicht absehbare Herausforderungen 
reagieren müssen. Das erfordert auf 
nationalstaatlicher und auf unionseuro-
päischer Ebene universell einsetzbare, 
modular organisierte und flexibel kom
binierbare Einsatzkräfte, denn eine risiko- 
und bedrohungsorientierte Streitkräfte-
entwicklung würde ja genau jene eini-
germaßen präzisen Prognosen benöti-
gen, die in einer schwer kalkulierbaren 
Situation nicht getroffen werden können.

Edmund Entacher 
Die gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungs-
politik der Europäischen Union – Ableitungen für 
das Österreichische Bundesheer
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Was bedeutet das für unsere  
internationalen Ambitionen?

Mit der Neuausrichtung der österreichi-
schen Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik seit dem Jahr 2000, die 2001 in der 
Erstellung einer neuen österreichischen 
Sicherheits- und Verteidigungsdoktrin, 
2004 in der Bundesheerreformkommissi-
on und ab 2005 im folgenden Transfor-
mationsprozess ihren institutionellen 
Ausdruck fand, ist die Europäische Union 
zum vorrangigen institutionellen Hand-
lungsrahmen für die österreichische 
Sicherheitsvorsorge geworden.
Als europäischer Kleinstaat haben wir 
durch die Teilnahme an einem Prozess 
europäischer militärischer Integration fi-
nanziellen und politischen Handlungs-
spielraum gewonnen, den wir jetzt für 
den weiteren Ausbau unserer kooperati-
ven Sicherheitsvorsorge nutzen können.
In diesem Sinne bemühen wir uns, drei 
Ebenen des Zusammenwirkens – inter-
national, regional, bilateral – zur Wahr-
nehmung unserer Sicherheitsinteressen 
und Grundwerte bestmöglich aufeinan-
der abzustimmen.
Insgesamt bleibt die EU mit ihrer GSVP, 
neben der NATO-Partnerschaft für den 
Frieden, auch weiterhin der vorrangige 
Bezugsrahmen unserer Sicherheitsvor-
sorge. Das zeigen auch die Auslands
einsätze des Österreichischen Bundes-
heeres.
Wir leisten idealerweise dort Beiträge 
zum internationalen Krisenmanagement, 
wo die regionale Agenda der EU mitge-

tragen wird, wo der Solidaritätsnutzen 
besonders groß ist und wo ein geografi-
scher, historischer, kultureller oder hu-
manitärer Bezug besonders verpflichtet: 
am Westbalkan, im Nahen Osten, zuneh-
mend auch im Schwarzmeerraum und in 
Afrika.

Wie wollen wir uns daher 
verteidigungspolitisch profilieren?

Eine wichtige Vorgabe für die Weiterent-
wicklung der österreichischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik im euro-
päischen Kontext ist der zurzeit im Parla-
ment zur Beschlussfassung liegende Be-
richt der Bundesregierung zur neuen 
Sicherheitsstrategie. Auf der Grundlage 
dieses Berichts hat der Generalstab un-
terschiedliche Profilvarianten für die 
Neuausrichtung des Österreichischen 
Bundesheeres erarbeitet – unabhängig 
von der Frage des Wehrsystems.
Die sogenannte Profilvariante „Gestei-
gerte Kooperation“ wurde als die plau
sibelste und zweckmäßigste für die Be-
wältigung der erwartbaren Aufgaben 
beurteilt. Dieses Streitkräfteprofil legt im 
Inland das Schwergewicht auf militäri-
schen Schutzeinsatz und Assistenzein-
satz zur Katastrophenhilfe sowie den 
sicherheitspolizeilichen Assistenzeinsatz. 
Im Ausland liegt der Fokus auf Stabilisie-
rungsoperationen.
Wie die Bezeichnung „Gesteigerte Ko-
operation“ bereits besagt, steht die in-
ternationale Zusammenarbeit im Zent-
rum dieses Profils. Die erwartbaren Her-
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ausforderungen sind heute nur mehr im 
internationalen Verbund zu lösen. Hiezu 
darf ich einige Beispiele anführen:
Zurzeit befinden wir uns – gemeinsam 
mit fünf weiteren europäischen Staaten 
– in einer Stand-by-Phase der EU-Battle-
group 2012/2. Deutschland ist die soge-
nannte Lead-Nation, wir Österreicher 
sind für die logistischen Belange dieser 
Battlegroup verantwortlich, die inner-
halb kürzester Zeit einsatzbereit ist und 
gemäß einheitlicher NATO-Standards im 
Rahmen von Übungen zertifiziert ist.
Zurzeit ist auch das sogenannte ORF-
Bataillon, ein deutsch-österreichischer 
gehärteter Infanterieverband im Kosovo 
im Einsatz – zusätzlich zu den ständigen 
österreichischen KFOR-Einheiten, welche 
sich im multinationalen Verbund perma-
nent im Einsatzraum befinden.
ORF bedeutet Operational Reserve 
Forces, die als schlagkräftige Krisen
feuerwehr zum Einsatz gelangen und 
sich bisher bestens bewährt haben.
Wir kooperieren bereits jetzt schon sehr 
intensiv im weiten Feld der Ausbildung.
So zum Beispiel in der Offiziersausbil-
dung – gemeinsam mit Westpoint, Sand-
hurst und Saint-Cyr –, in der Pilotenaus-
bildung mit Italien und Deutschland oder 
etwa in der Gebirgskampfausbildung.
Stichwort Gebirgskampfausbildung: Hier 
haben wir bereits die ersten Schritte ein-
geleitet, um die EU-weite Führung im 
Projekt „Pooling and Sharing in the Area 
of Mountain Training and Education“ zu 
übernehmen.

Auf die Begriffe „Pooling and Sharing“ 
werde ich in der Folge noch eingehen.
Ich wende mich wieder dem Streitkräfte-
profil zu und der damit verbundenen 
Neuausrichtung des Österreichischen 
Bundesheeres. Wie erwähnt basiert diese 
auf der Sicherheitsstrategie, aus der wir 
18 verteidigungspolitische Aufgaben für 
das Österreichische Bundesheer abge
leitet haben.
Darunter fallen beispielsweise auch die 
Territorialverteidigung Österreichs unter 
Berücksichtigung des konventionellen 
Restrisikos, die nationale und internatio-
nale Katastrophenhilfe, Evakuierungs-
operationen, aber auch die Abwehr von 
Cyber-Bedrohungen. Nach Zustimmung 
des Herrn Bundesministers haben wir da-
her auch präzise definiert, welche Fähig
keiten wir ausbauen, welche Fähigkeiten 
wir halten und bei welchen Fähigkeiten 
wir uns zurücknehmen müssen, nicht zu-
letzt auch aus budgetären Gründen.
Dennoch möchte ich die noch verfüg
bare Substanz unserer Truppen auf ei-
nem möglichst hohen Niveau erhalten, 
um die heutige Leistungsfähigkeit und 
Flexibilität nicht zu verlieren. Dies macht 
Reduzierungen in bestimmten Bereichen 
und eine klare Setzung von Schwerge-
wichten und Prioritäten sowie eine An-
passung der Strukturen notwendig.
Aber eines darf nicht passieren: Es darf 
uns nicht das Know-how abhanden 
kommen. Einem Verlust unserer militäri-
schen Kernfähigkeiten müssen wir nach-
haltig entgegenwirken.
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Das bedeutet: Wir müssen Fähigkeiten 
und Fertigkeiten für die gemeinsame 
EU-Verteidigung im Talon halten und 
über diese die Rekonstruktionsmöglich-
keit sicherstellen, das heißt die Fähigkeit 
zum raschen Aufwuchs und zum Durch-
halten. Und dies alles garantiert das der-
zeitige Wehrsystem mit den drei Säulen 
aus Berufssoldaten, Milizsoldaten und 
Rekruten am besten.
Wie erwähnt ist die GSVP unser vorrangi-
ger Bezugsrahmen. Ich stelle aber kri-
tisch fest, dass die europäischen Mit-
gliedstaaten vor allem eines verbindet: 
eine gemeinsame Sparpolitik bei den 
Verteidigungsausgaben und in deren 
konsequenter Umsetzung ein völlig 
unkoordiniertes Abrüsten der einzelnen 
Mitgliedstaaten.
Dies steht im krassen Gegensatz zu den 
strategischen Entwicklungen in den an-
deren Teilen unserer Welt und läuft der 
Ambition der EU, verstärkt als sogenann-
ter „Global Actor“ aufzutreten, eindeutig 
entgegen.
Erst im Dezember 2013 wird sich der 
Europäische Rat dieser Thematik wid-
men, bis dahin geht die Talfahrt weiter.
In der Folge wird es – nach Ansicht 
namhafter Sicherheitsexperten – die 
europäische Rüstungsindustrie treffen, 
welche Kapazitäten verlieren bzw. ver
suchen wird, sich nach anderen Märk- 
ten zu orientieren und in der Folge  
die technologische Kompetenz in For-
schung und Entwicklung verlieren  
wird.

In diesem Zusammenhang möchte ich 
nun auf den bereits erwähnten Begriff 
„Pooling and Sharing“ zurückkommen 
und ihn kurz erläutern. Hinter diesem 
Begriff stehen verschiedene Formen von 
Verteidigungskooperationen der EU-
Staaten mit der Zielsetzung, Finanzmit-
tel zu sparen bei gleichzeitigem Willen, 
die militärische Effizienz ihrer Einsatz
mittel zu steigern.
Beim Pooling werden nationale Fähig-
keiten unter dem Dach einer multinatio-
nalen Struktur anderen zur Verfügung 
gestellt. Beispiel: das European Air Trans-
port Command. Pooling kann sich auch 
auf gemeinsame Entwicklung, Beschaf-
fung und gemeinsamen Betrieb von 
Rüstungsgütern beziehen.
Beim Sharing stellt ein Land oder stellen 
mehrere Länder den jeweiligen Partnern 
eine Fähigkeit oder Ausrüstung zur Ver-
fügung oder es kommt zu einer Aufga-
benübernahme für andere. Bei einer per-
manenten Aufgabenübernahme gibt es 
für Partner die Option, diese Fähigkeit 
einzusparen. Beispiel: Im Baltischen 
Raum übernehmen einzelne Staaten im 
Wechsel die Luftraumüberwachung und 
somit können die baltischen Staaten die 
Kosten für eine eigene Luftwaffe ein
sparen.
Für manche ist „Pooling and Sharing“ 
das Allheilmittel, um die drohende mili-
tärische Handlungsunfähigkeit der EU 
abzuwenden, andere sehen darin bloß 
ein Schlagwort, zumal sich viele europäi-
sche Staaten vor gegenseitiger Abhän-
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gigkeit oder Aufgabe bzw. Einschrän-
kung der Souveränität fürchten und dies 
wäre bei einer Rollenspezialisierung, die 
ja die Aufgabe bestimmter Fähigkeiten 
und die Konzentration auf einige wenige 
bedeuten würde, eindeutig der Fall.
Also hier gibt es auf unionseuropäischer 
Ebene noch einen gewaltigen Hand-
lungs- und Koordinierungsbedarf, und 
auch für die österreichische Neutralitäts-
politik wird sich da noch die eine oder 
andere Herausforderung ergeben.
Von einer immer wieder geforderten 
Europäischen Armee sind wir meilenweit 
entfernt. Viele Mitgliedstaaten geben 
Fähigkeitsbereiche einseitig auf in der 
teilweise irrigen Annahme, sich auf an-
dere verlassen zu können, die diese 
Fähigkeiten noch besitzen.

Es droht der Verlust  
bisheriger Fähigkeiten

Auch in Österreich kann man immer wie-
der hören, dass man ja ohnehin nur 
mehr von Freunden umgeben ist, und 
sich somit durchaus zurücknehmen kön-
ne – also das wäre sicherheitspolitisches 
Trittbrettfahren in vollendeter Weise.
Der scheidende Vorsitzende des EU-Mili-
tärkomitees, der schwedische General 
Håkan Syren, bringt in seinem Ab-
schiedsschreiben an Catherine Ashton, 
der Hohen Repräsentantin der EU für 
Außen- und Sicherheitspolitik, seine Sor-
ge zum Ausdruck, wenn er schreibt: 
„Continuing along present trends, the 
outlook towards 2020 is worrisome. It is 

simple mathematics to predict that 
many Member States will be unable to 
sustain essential capabililties on their 
own.“
In dieser schon besorgniserregenden 
Situation halte ich es für gefährlich, 
wenn wir den bewährten Weg der allge-
meinen Wehrpflicht verlassen. Dieser 
Schritt wäre unumkehrbar und würde 
zudem einen Verlust von bisherigen Fä-
higkeiten zur Folge haben.
So würde es im Bereich unserer Aus
landseinsätze – ich rechne mit drei bis 
fünf Jahren – zu einem signifikanten 
Leistungseinbruch kommen. Zurzeit ha-
ben wir rund 1.350 Mann in 13 Missio-
nen, davon in vier Hauptmissionen, im 
Einsatz, zwischenzeitlich erreichten wir 
Spitzen mit fast 1.600 Mann. Für einen 
Kleinstaat wie Österreich eine durchaus 
beachtliche Leistung. Diese Auslands
einsätze stellen ein wesentliches Ge
staltungsinstrument der österreichi-
schen Sicherheitspolitik dar und sind 
derzeit eine prioritäre Aufgabe des 
Österreichischen Bundesheeres.
Nun wird in der aktuellen Diskussion um 
das Wehrsystem immer wieder das Ar-
gument eingebracht: Wir brauchen un-
bedingt ein Berufsheer, weil man keine 
Rekruten in den Auslandseinsatz schi-
cken könne.
Da erhebt sich für mich schon die Frage, 
ob denn manche die letzten 52 Jahre 
verschlafen haben, denn so lange ist das 
Österreichische Bundesheer bereits er-
folgreich in Auslandseinsätzen – ohne 
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Rekruten, aber mit Berufssoldaten und 
Milizsoldaten.
Aber: Mit den Rekruten stellen wir den 
Aufwuchs der Berufssoldaten und Miliz-
soldaten sicher. Und die Milizsoldaten 
bilden ein wesentliches Element unserer 
Auslandseinsätze, denn weit über die 
Hälfte kommt aus der Miliz und der Re-
serve. Bei einem Wegfall der Rekruten 
reduziert sich drastisch die hohe Nähr
rate für die Milizsoldaten. Dies führt in 
der Folge zu einem massiven Absinken 
unserer Auslandseinsatzstärke auf ver-
mutlich nur mehr 600 Mann.
Dann stehen wir vor der Notwendigkeit, 
bisherige Einsatzräume aufzugeben bzw. 
allfällige Ersuchen etwa der Vereinten 
Nationen abzulehnen und damit verliert 
die österreichische Außen- und Sicher-
heitspolitik erheblich an Gestaltungs-
möglichkeit.
Ich stelle in diesem Zusammenhang eine 
weitere Vermutung an und ich sehe dies 
durch ausländische Beispiele bestätigt: 
Die wenigen Berufsheerverbände stehen 
dann permanent im Auslandseinsatz, 
weil man sich der solidarischen Mitwir-
kung an Friedensoperationen nicht ent-
ziehen wird können. Womöglich gibt es 
– was absurd wäre – auch keine Aus-
landseinsatzverpflichtung, so wie es ge-
genwärtig der Fall ist. Diese kann nur mit 
einer Zweidrittelmehrheit – weil es sich 
hier um ein Verfassungsgesetz handelt – 
beschlossen werden. Somit kommen die 
Truppen aus dem Hamsterrad der Aus-
landseinsätze nicht mehr heraus.

Wenn dann noch zeitgleich im Inland 
eine Katastrophe größeren Ausmaßes 
eintritt, sind die Kapazitäten des Öster-
reichischen Bundesberufsheeres bald 
einmal am Ende. Derzeit können wir dies 
alles noch ausreichend abdecken. Damit 
bin ich bei jener Aufgabe unseres Hee-
res, welche durch die heimische Bevöl-
kerung am nachhaltigsten wahrgenom-
men wird: die Katastrophenhilfe.
Erst vor Kurzem hat der Herr Bundesprä-
sident in einem Tagesbefehl die professi-
onelle und gediegene Arbeit unserer 
Soldaten im Katastropheneinsatz gewür-
digt. In der Steiermark kamen dabei 
auch 400 Grundwehrdiener gemeinsam 
mit den Berufssoldaten zum Einsatz – 
mit einer stolzen Bilanz: 19 Brücken,  
15 Hangstabilisierungen, 23 Querwerke, 
20 km Bachläufe entklaust.
Kurz darauf entnehme ich einer Tages-
zeitung, dass derartige Einsätze nur von 
Berufssoldaten bewältigt werden kön-
nen und nicht von einer Laientruppe. 
Wer die Pionierrekruten als Laientruppe 
bezeichnet, beweist nur einmal mehr, 
dass er unser funktionierendes Misch
system aus Berufssoldaten, Milizsolda- 
ten und Grundwehrdienern nicht be
griffen hat oder aus vordergründigen 
Motiven nicht begreifen will. Die Luft-
raumüberwachung, die sogenannten 
Kaderpräsenzeinheiten bei einer Reihe 
von Verbänden in ganz Österreich, das 
Jagdkommando, die Militärpolizei – um 
nur einige zu nennen – bestehen schon 
jetzt aus Profis, um diesen viel stra
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pazierten Begriff zu gebrauchen. Und 
dieses Mischsystem ist flexibel anwend-
bar und hat sich im Zusammenhang  
mit der Aufgabenerfüllung des Öster
reichischen Bundesheeres bestens be-
währt.
Nur dieses unser Mischsystem stellt aus-
reichend Kapazität für die flächende-
ckende Katastrophenhilfe sicher – im 
wirkungsvollen Verbund mit den Blau-
lichtorganisationen. Und diese Katastro-
phenhilfe muss auf den „worst case“ aus-
gerichtet sein, alles andere wäre verant-
wortungslos.
Eine weitere Inlandsaufgabe, die hohe 
Mannstärken erfordert und nur über die 
Wehrpflicht sichergestellt werden kann, 
ist die sicherheitspolizeiliche Assistenz, 
wenn es etwa um den Schutz von kriti-
scher Infrastruktur geht. An die 400 
Schutzobjekte sind hier definiert.
Ich darf erinnern, unsere Grundwehrdie-
ner haben 20 Jahre lang, geführt von Be-
rufssoldaten, eine effiziente Grenzraum-
überwachung durchgeführt.
Auch kann man immer wieder das Argu-
ment hören, in sechs Monaten sei es 
nicht möglich, einsatzbereite Rekruten 
auszubilden, also lassen wir es besser. 
Das sehe ich nicht so.
Wir brauchen eine ausreichende Trup-
penstärke für den sicherheitspolizeili-
chen Einsatz und den Katastrophen-Ein-
satz. Das hat nichts mit einem Massen-
heer zu tun, wie manche behaupten.
Wir brauchen die Rekruten zum Kompe-
tenzerhalt in allen Waffengattungen. 

Und auf diese Basis können wir die ein-
satzspezifische Ausbildung als weitere 
Einsatzvorbereitung aufsetzen – was in 
der Praxis genau so geschieht.
Es wird auch immer wieder betont, dass 
von 27 EU-Staaten 21 ein Berufsheer 
haben. Es wird aber nicht dazugesagt, 
dass bis auf drei allesamt in der NATO 
versammelt sind. Andere Staaten, die an-
sonsten immer als Vorbilder herhalten 
müssen, wie die Schweiz, Finnland oder 
Dänemark und Norwegen, werden in 
diesem Zusammenhang nicht erwähnt. 
Ganz zu schweigen von Russland oder 
der Türkei.

Wehrpflicht und Budget

Seit Neuestem höre ich das Argument, 
dass Volkswirtschaften in Ländern ohne 
Wehrpflicht schneller wachsen. Für mich 
ist dies nicht nachvollziehbar, wenn ich 
an das Wirtschaftswachstum vorhin ge-
nannter Länder denke.
Was in der ganzen Diskussion oft außer 
Acht gelassen wird, ist das permanent 
sinkende Wehrbudget. Wir halten derzeit 
bei 0,68 Prozent des BIP, also keine Rede 
von dem seinerzeit durch Helmut Zilk ge-
forderten einem Prozent zur Sicher
stellung einer erfolgreichen Transforma-
tion des Österreichischen Bundesheeres.
Wir haben drei budgetäre Vollbremsun-
gen hinter uns, eine vierte schließe ich 
für die Zukunft nicht aus.
Zwei der drei laufenden Pilotprojekte, 
nämlich der Ersatz der Systemerhalter 
und die sogenannte Freiwilligen-Miliz, 
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zeigen schon jetzt – bei konsequenter 
bundesweiter Durchziehung – einen 
finanziellen Mehrbedarf, der einer vier-
prozentigen Erhöhung des jetzigen 
Wehrbudgets entspricht. Das ist unrea-
listisch!
Die bisherige Erfahrung zeigt auch die 
wenig ausgeprägte Bereitschaft der Poli-
tik, das Dienstrecht, das Besoldungsrecht 
oder das Pensionsrecht zu ändern, wie 
es für ein Berufsheer zwingend erforder-
lich wäre.
Da fällt mir immer das Grillparzer-Zitat 
ein, das da lautet: „Das ist der Fluch von 
unsrem edlen Haus: Auf halben Wegen 
und zu halber Tat, mit halben Mitteln 
zauderhaft zu streben.“
Ein künftiges Berufsheer bewirkt einen 
Überhang von etwa 8.000 Personen, de-
ren Abbau sich über einen Zeitraum von 
zehn bis 20 Jahren erstrecken würde.
Dies wirkt sich hemmend auf notwendi-
ge Neuaufnahmen aus, wenngleich ich 
aufgrund bisheriger Erfahrungen nicht 
überzeugt bin, dass wir ausreichend 
qualifiziertes Personal im erforderlichen 
Mindestausmaß von 7.000 Zeitsoldaten 
bekommen werden. Selbst das Bun
desheer der Ersten Republik hat – ob-
wohl damals für ein Berufsheer beste 
Rahmenbedingungen gegeben waren – 
niemals die angestrebten Zahlen er-
reicht.
Später in der Zweiten Republik auch 
nicht die B-Gendarmerie oder die soge-
nannte Bereitschaftstruppe in den 70er 
Jahren.

Die Wehrpflicht ist die verlässlichste Rek-
rutierungsbasis für unseren Berufskader 
und die Miliz. So greift auch das Pilotpro-
jekt beim Jägerbataillon 25 massiv auf 
die vorhandenen Grundwehrdiener-Kon-
tingente zu. Von der Straße ist da nicht 
viel zu holen, das wissen wir aus Poten
tialstudien. 
Sollte die Bevölkerung bei der Volksbe-
fragung zugunsten eines Berufsheeres 
entscheiden, können wir davon ausge-
hen, dass nichts unversucht bleiben 
wird, um zum ehest möglichen Zeit-
punkt keine Rekruten mehr einzuberu-
fen. Ein dramatischer Leistungsverlust 
wäre die unausweichliche Folge.
Der nächste Schritt wäre die Reduzie-
rung der ohnehin bereits erheblich ver-
kleinerten Struktur, weil beim Personal-
aufwand kein Handlungsspielraum ge-
geben ist und in den Sachaufwand 
dennoch investiert werden muss. Das 
bedeutet einen Einbruch bei den Fähig-
keiten und den Verlust der strategischen 
Handlungsreserve der Republik.
Sollten wir das System der Wehrpflicht 
beibehalten, was ich um Österreichs wil-
len hoffe, so dürfen wir nach der Volks-
befragung nicht einfach zur Tagesord-
nung übergehen und die Hände zufrie-
den in den Schoß legen, sondern wir 
müssen an eine nachhaltige Optimie-
rung des Wehrdienstes herangehen. Die 
Kommandanten aller Ebenen und ihr 
Kader haben schon bisher gute Arbeit 
geleistet, und sie werden in diesem 
Sinne weiterarbeiten.
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Ich möchte aber auch nicht die gesell-
schaftspolitischen Aspekte aussparen, 
wenngleich ich die technisch-organisa-
torischen Aspekte natürlich ausführlicher 
beschrieben habe.
Wehrpflicht ist
•	 die feste Verankerung des Österreichi-

schen Bundesheeres in der Bevölke-
rung,

•	 Gemeinschaftsbildung über alle sozia-
len Unterschiede hinaus,

•	 eines der wirksamsten Mittel zur För-
derung der Integration,

•	 ein nachhaltiger Beitrag zur Volksge-
sundheit.

Wehrpflicht macht Sicherheit für alle zu 
einem Thema und sollte nicht bloß für 
eine Minderheit von Belang sein. Von 
der Wehrpflicht profitiert auch unser 
Sozialsystem im Sinne einer umfassen-
den Sicherheitsvorsorge.

In der Tageszeitung „DIE WELT“ las ich 
kürzlich Folgendes: „Nebenbei vermittelt 
das Militär den Wehrpflichtigen elemen-
tare zivile Techniken, um die es heute all-
gemein nicht mehr gut bestellt zu sein 
scheint: Disziplin, Pünktlichkeit, Aus
dauer und Kameradschaft. Letztere heißt 
bloß neuerdings ,Teamfähigkeit‘.“
Und noch etwas – es gibt keine bessere 
demokratische Kontrolle von Streitkräf- 
ten in Österreich als Grundwehrdiener.
Dies alles ist gut für das gesellschaftliche 
Zusammenleben.
In einer zunehmend egoismusorientier-
ten Gesellschaft kann ich davor nur war-
nen, den Weg der Entsolidarisierung 
noch mehr zu fördern. Genau dies pas-
siert, wenn der Wehrdienst als Zwangs-
dienst denunziert wird und der Dienst an 
der Gemeinschaft seinen Stellenwert 
verliert.	 n
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So lauten die Fragestellungen zur Volks-
befragung über das Wehrsystem der Re-
publik Österreich am 20. Jänner 2013, 
und die Salzburger Landeshauptfrau 
Gabi Burgstaller hat zurecht festgestellt, 
dass das Ergebnis dieser Volksbefragung 
tiefgreifende und langfristige Auswir-
kungen auf die österreichische Gesell-
schaft haben wird und möglichst sachli-
che und objektive Information ein Gebot 
der Stunde ist. Durch die nachstehenden 
Ausführungen soll ein Beitrag zu dieser 
Informationsarbeit aus der Sicht der 
steirischen Offiziersgesellschaft geleistet 
werden. 

Der Entwurf der neuen  
österreichischen Sicherheitsstrategie

Die österreichische Bundesregierung hat 
am 2. März 2011 den Analyseteil der 
neuen österreichischen Sicherheitsstra-
tegie beschlossen und das Dokument 
dem Nationalrat zur parlamentarischen 
Behandlung übermittelt. Im Falle einer 
Einigung wäre vorgesehen, beide Teile 
dem Parlament zur Beschlussfassung 
vorzulegen. Angestrebt wird eine Be-
schlussfassung, wie bereits beim ehema-
ligen Landesverteidigungsplan aus dem 
Jahr 1975 und der Sicherheitsdoktrin aus 
dem Jahr 2001, in Form einer Entschlie-
ßung des Nationalrates. Eine derartige 
Entschließung hat keinen Gesetzesrang, 

sondern ist als Ersu-
chen an die Bundes
regierung zu verstehen, die österreichi-
sche Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik nach den in der neuen Sicherheits-
strategie niedergelegten Grundsätzen zu 
gestalten.
Der dem Verteidigungsausschuss des 
Parlaments vorliegende Analyseteil1 ent-
hält zahlreiche verteidigungspolitisch re-
levante Aussagen. Von besonderer Be-
deutung für das Bundesheer sind die 
aufgelisteten Herausforderungen, Risi-
ken und Bedrohungen und die daraus 
abgeleiteten verteidigungspolitischen 
Konsequenzen. 
Festgestellt wird zunächst, dass die Fol-
gen des früheren Ost-West-Konflikts im 
Zusammenhang mit dem Prozess der 
gesamteuropäischen Integration und 
Zusammenarbeit nicht mehr wie bisher 
die sicherheitspolitische Agenda bestim-
men. Die markanteste Konsequenz aus 
dieser positiven Entwicklung ergibt sich 
aus der unbestrittenen Tatsache, dass 
konventionelle militärische Angriffe ge-
gen Österreich auf absehbare Zeit un-
wahrscheinlich geworden sind. 
Formuliert wurde, dass Österreich und 
die EU von neuen Herausforderungen, 
Risiken und Bedrohungen betroffen sind. 
Dazu zählen vor allem:
-	 der internationale Terrorismus;

Heinrich Winkelmayer
Sind Sie für die Einführung eines Berufsheeres  
und eines bezahlten freiwilligen Sozialjahres oder 
sind Sie für die Beibehaltung der allgemeinen  
Wehrpflicht und des Zivildienstes?
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-	 die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen, auch unter nichtstaatli-
chen Akteuren;

-	 die Europa betreffenden oder globalen 
Auswirkungen innerstaatlicher oder 
regionaler Konflikte oder Umwälzun-
gen;

-	 das Scheitern von Staaten;
-	 natürliche oder von Menschen verur-

sachte Katastrophen;
-	 Angriffe auf die Sicherheit der IT-Sys

teme (Cyber Attacks);
-	 die Bedrohung der strategischen Infra-

struktur;
-	 die grenzüberschreitende organisierte 

Kriminalität, Drogenhandel, Wirt-
schaftskriminalität, Korruption, illegale 
Migration;

-	 nicht gelingende Integration;
-	 Knappheit von Ressourcen (Energie, 

Nahrungsmittel, Wasser), Klimawan-
del, Umweltschäden und Pandemien;

-	 Piraterie und die Bedrohung der Ver-
kehrswege;

-	 die sicherheitspolitischen Auswirkun-
gen der internationalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise.

In der neuen Sicherheitsstrategie wird 
die Verteidigungspolitik in der Folge auf-
gefordert, mit der Außenpolitik und der 
Politik der inneren Sicherheit zusam-
menzuwirken,
-	 zur Gewährleistung der vollen staat

lichen Souveränität und Integrität;
-	 zum Schutz der verfassungsmäßigen 

Einrichtungen und der kritischen Infra-
struktur;

-	 zum Schutz der Bevölkerung, auch im 
Bereich der Katastrophenhilfe;

-	 zur Unterstützung der staatlichen 
Handlungsfähigkeit in Krisensituatio-
nen strategischen Ausmaßes;

-	 zur solidarischen Leistung von Krisen-
managementbeiträgen;

-	 zu einem militärischen Solidarbeitrag 
für das sicherheitspolitische Handeln 
der EU.

Die Aufgaben des Bundesheeres gemäß 
dem geltenden Wehrgesetz

Der § 2 des geltenden Wehrgesetzes 
formuliert die aus dem Artikel 79 der 
Bundesverfassung abgeleiteten Aufga-
ben des Bundesheeres sinngemäß wie 
folgt:
1.	 militärische Landesverteidigung;
2.	 Unterstützung der Sicherheitsbehör-

den beim Schutz der verfassungsmä-
ßigen Einrichtungen und ihrer Hand-
lungsfähigkeit, beim Schutz der de-
mokratischen Freiheiten der Einwoh-
ner und bei der Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Sicherheit im Inneren 
überhaupt;

3.	 Unterstützung der Katastrophen-
schutzbehörden bei der Bewältigung 
von Naturkatastrophen und techni-
schen Unglücken außergewöhnlichen 
Umfanges;

4.	 Hilfeleistung im Ausland bei Maßnah-
men der Friedenssicherung, der hu-
manitären Hilfe und der Katastro-
phenhilfe sowie der Such- und Ret-
tungsdienste.
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In der Zusammenschau mit den Text
stellen des Entwurfs der neuen öster
reichischen Sicherheitsstrategie bedeu-
tet militärische Landesverteidigung als 
Kernaufgabe des Bundesheeres längst 
nicht mehr die Verhinderung einer 
Grenzverletzung durch feindliche mili
tärische Kräfte und die Abwehr eines 
Panzerangriffes im Marchfeld, sondern 
die Leistung eines signifikanten Bei
trages zur Gewährleistung der vollen 
staatlichen Souveränität und Integrität 
durch:
-	 militärischen Schutz von Räumen und 

Objekten;
-	 Evakuierung von österreichischen 

Staatsbürgern oder EU-Bürgern aus 
krisenhaften Lagen;

-	 Unterstützung der Sicherheitsbehör-
den beim Schutz der kritischen strate-
gischen Infrastruktur (Objekte und 
Räume) vor terroristischen Angriffen;

-	 Unterstützung bei der Bewältigung der 
Auswirkungen von terroristischen An-
griffen (Consequence Management);

-	 Unterstützung der Katastrophen-
schutzbehörden bei der Eindämmung 
von Schadensereignissen und den 
Aufräumarbeiten nach Schadensereig-
nissen.

Aufgabe des Bundesheeres ist auch die 
Unterstützung der staatlichen Hand-
lungsfähigkeit in Krisensituationen stra-
tegischen Ausmaßes durch:
-	 breite Kooperation mit dem zivilen 

Bereich im Rahmen der umfassenden 
Sicherheitsvorsorge;

-	 Sicherstellen der Verfügbarkeit des 
Bundesheeres als letzte Handlungs
reserve des Staates;

-	 hohe Fähigkeit zur frühzeitigen Erken-
nung möglicher Bedrohungen;

-	 Fähigkeit zur Abwehr von Cyberangrif-
fen auf das Bundesheer.

Aufgabe des Bundesheeres ist schließ-
lich auch die Leistung eines solidari-
schen internationalen Beitrages durch:
-	 Mitwirkung an stabilisierenden Einsät-

zen in Krisengebieten;
-	 Mitwirkung an Überwachungsmissio-

nen;
-	 Mitwirkung an robusten Ersteinsätzen 

im Rahmen einer EU-Battlegroup;
-	 Entsendung von Experten;
-	 Mitwirkung an internationalen militäri-

schen Hilfs- und Rettungseinsätzen 
nach Naturkatastrophen oder humani-
tären Katastrophen.

Beitrag zur Bewertung  
der Wehrsysteme

Nachdem Klarheit über die derzeitigen 
und absehbaren Aufgaben des Bundes-
heeres bestehen sollte, ist nunmehr die 
Frage zu stellen, mit welchem Wehrsys-
tem diese Aufgaben am besten bewäl-
tigt werden können.

Vorteile einer Wehrpflichtigenarmee:

-	 Hohe präsente Mannstärken;
-	 rasche Verfügbarkeit für Inlandsein

sätze;
-	 breite Unterstützung der Auslandsein-

sätze durch Betrieb der Inlandsbasis;
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-	 Verfügbarkeit von militärisch bereits 
ausgebildetem Personal für freiwillige 
Auslandseinsätze nach dem Präsenz-
dienst;

-	 breite Rekrutierungsbasis für die Ka-
derwerbung;

-	 kostengünstige Nutzung vorhandener 
ziviler Fähigkeiten und Fertigkeiten 
auch zur Beherrschung komplexer 
Szenarien und Aufgaben;

-	 Dienst als „Bürger in Uniform“ an der 
Gemeinschaft und damit auch breite 
demokratische Kontrolle;

-	 Integration aller Bevölkerungsschich-
ten und Bevölkerungsgruppen;

-	 niedrige Personalkosten durch kosten-
günstige Besoldung.

Nachteile einer Wehrpflichtigenarmee:

-	 Aufgrund der kurzen Dienstzeit mehr-
fache Investitionskosten für die Aus
bildung;

-	 zu kurze Nutzungsphase nach der mili
tärischen Ausbildung;

-	 keine Heranziehung zu Auslandsein-
sätzen während des Präsenzdienstes.

Vorteile einer Berufsarmee:

-	 Hohe Verfügbarkeit;
-	 aufgrund der längeren Dienstzeit ge-

ringere Investitionskosten für die Aus-
bildung;

-	 längere Nutzbarkeit der absolvierten 
militärischen Ausbildung;

-	 die längere Dienstzeit ermöglicht die um
fassende Aufgabenerfüllung im gesam-
ten militärischen Aufgabenspektrum;

-	 Heranziehbarkeit zu jedweden Aus-
landseinsätzen (bei gesetzlicher Aus-
landseinsatzverpflichtung);

-	 Leistung von Steuern und Sozialver
sicherungsabgaben während der mili-
tärischen Dienstzeit.

Nachteile einer Berufsarmee:

-	 Hohe Rekrutierungskosten;
-	 hohe Besoldungskosten;
-	 Attraktivität in Konkurrenz zum zivilen 

Arbeitsmarkt nur bei entsprechend ho-
her Besoldung; 

-	 hohe Kosten für den planmäßigen 
Umstieg in den zivilen Beruf nach Be-
endigung der zeitlich befristeten mili-
tärischen Verwendung;

-	 hohe Gefahr der mangelhaften Integ-
ration in die Gesellschaft;

-	 militärischer Schutz der Republik 
Österreich und ihrer Bevölkerung wird 
auf eine kleine Berufsgruppe abge-
wälzt;

-	 Entwertung der Sinngebung eines 
Freiwilligendienstes und des Ehrenam-
tes durch den neuen Sozialdienst als 
vorgesehenen Ersatz für den Zivil-
dienst.

Die Position der steirischen  
Offiziersgesellschaft

Die OG Steiermark ist für die Beibehal-
tung der allgemeinen Wehrpflicht und 
des derzeitigen Mischsystems aus wehr-
pflichtigen Grundwehrdienern, übungs-
pflichtigen Milizsoldaten und einem an-
gemessenen Anteil an Berufssoldaten, 
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weil damit ausreichend Soldaten für die 
Bewältigung der derzeitigen und zu-
künftigen Aufgaben des Bundesheeres 
im Inland und im Ausland bereitgestellt 
werden können und weil die Kosten für 
eine Berufsarmee in der erforderlichen 
Größenordnung zur Bewältigung des 
derzeitigen Aufgabenspektrums und der 
zukünftigen Herausforderungen wesent-
lich höher sein werden als für das bishe-
rige System.
Die OG Steiermark ist gegen den Um-
stieg auf eine Berufsarmee, weil die er-
forderlichen Budgetmittel für eine sol-
che Berufsarmee für eine attraktive Rek-
rutierung, attraktive Besoldung während 
des Militärdienstes und attraktive Aus-
stiegsangebote in die Wirtschaft nach 
Beendigung der militärischen Dienstzeit 
aufgrund vorliegender Erfahrungen und 
im Lichte der wirtschaftlichen Entwick-
lung in Europa nicht bereitgestellt wer-
den. 
Die OG Steiermark ist auch deshalb ge-
gen den Umstieg auf eine Berufsarmee, 
weil die neue Berufsarmee aus Budget-
mangel wesentlich kleiner sein und das 
derzeitige Aufgabenspektrum nicht 
mehr in vollem Umfang erfüllt werden 
können wird, durch die neuerliche Ver-
kleinerung weitere militärische Standor-
te aufgegeben werden müssen, die er-
forderlichen Freiwilligen für den Militär-
dienst als auch für den vorgesehenen 
Sozialdienst aufgrund vorliegender Er-
fahrungen und im Lichte der demogra
fischen Entwicklung nicht vorhanden 

sein werden und die Planbarkeit zur Auf-
füllung der erforderlichen Personal
stände bei einem Freiwilligensystem 
nicht gegeben sein wird. 
Die OG Steiermark ist für eine Reform 
der allgemeinen Wehrpflicht mit nach-
stehenden Eckpunkten:
-	 klares Schwergewicht auf der prakti-

schen Ausbildung im Gelände und auf 
dem Schutz von Objekten und Räu-
men als dem Einsatzszenario mit der 
höchsten Eintrittswahrscheinlichkeit;

-	 Wiederaufnahme der Volltruppen-
übungen mit beorderten Milizsoldaten 
mit dem Thema Schutz von Objekten 
und Räumen als Einsatzszenario mit 
der höchsten Eintrittswahrscheinlich-
keit;

-	 radikaler Abbau der systemerhalten-
den Funktionen und Auslagerung die-
ser Dienstleistungen an zivile Anbieter;

-	 Vermittlung von Ausbildungsinhalten, 
die einen Nutzen für den Wehrpflichti-
gen und die Allgemeinheit haben.

Zusammenfassung

In den vergangenen Wochen hat es in 
der Steiermark im Zusammenhang mit 
der herannahenden Volksbefragung 
über das Wehrsystem zahlreiche Veran-
staltungen gegeben und auch die Medi-
en beschäftigen sich relativ intensiv mit 
der Thematik. Als Resümee aus den bis-
herigen Veranstaltungen ist aus meiner 
Sicht festzuhalten:
-	 Der Informationsstand der Bevölke-

rung zu sicherheits- und verteidi-
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gungspolitischen Themen ist erschre-
ckend niedrig.

-	 Selbst die Proponenten der beiden 
Personenkomitees, Dr. Hannes An-
drosch („Unser Heer“, pro Berufsheer) 
und Dr. Veit Sorger („Einsatz für Öster-
reich“, pro Wehrpflicht), sind der An-
sicht, dass die Befragung der Bevölke-
rung über das Wehrsystem eigentlich 
Unfug ist.

-	 Für eine sachgerechte Beurteilung der 
Frage fehlen wesentliche Angaben 
über die konkrete inhaltliche Ausgestal-
tung des Berufsheermodells, des frei-
willigen bezahlten Sozialdienstes und 
des reformierten Wehrpflichtmodells.

-	 Als besonderer Schwachpunkt wird 
die fehlende Information über die tat-
sächlichen Kosten des Berufsheermo-
dells und des bezahlten freiwilligen 
Sozialdienstes empfunden.

Es ist aus meiner Sicht auch ein Fehler, 
die schlecht informierte österreichische 
Bevölkerung über das zukünftige Wehr-
system der Republik Österreich zu befra-
gen, ohne vorher Klarheit über die Auf-
gaben des Österreichischen Bundeshee-
res geschaffen zu haben. Bedauerlicher-
weise verfügt auch die steirische 
Offiziersgesellschaft nicht über jene 
wichtigen Informationen, die für eine 
sachgerechte Beurteilung der zur Ent-
scheidung anstehenden Modelle und 
zur Beantwortung der Kostenfrage zwin-
gend erforderlich wären. Um das Argu-
ment der Berufsheerbefürworter, „dass 
es nicht teurer wird bzw. gleich viel kos-

tet wie bisher“, oder der Wehrpflichtbe-
fürworter, „dass ein Berufsheer viel teu-
rer sein und viel mehr kosten wird als 
das derzeitige Bundesheer“, wirklich zu 
beurteilen, müsste man zur Berechnung 
der Kosten die vorgesehene Größenord-
nung des geplanten Berufsheeres ken-
nen. Mit dieser Information könnte man 
gleichzeitig auch die Frage beantworten, 
ob denn dieses neue Berufsheer tatsäch-
lich in der Lage sein wird, die derzeitigen 
Aufgaben des Bundesheeres und die aus 
dem Entwurf der neuen österreichischen 
Sicherheitsstrategie bereits erkennbaren 
zukünftigen Aufgaben des Bundeshee-
res vollinhaltlich zu bewältigen. Glei-
chermaßen wichtig für eine Entschei-
dung zwischen den beiden Modellen 
wären Informationen über die inhalt- 
liche Ausgestaltung des „ÖVP-Modells“ 
für eine reformierte Wehrpflichtigen
armee.
Mit Sicherheit gibt es für das Berufsheer 
bereits ein Strukturmodell in einer ge-
planten Größenordnung und wahr-
scheinlich gibt es auch hinter dem „ÖVP-
Modell“ konkrete Überlegungen, diese 
entscheidenden Informationen werden 
aber der zur Entscheidung aufgeforder-
ten Bevölkerung offenbar aus parteitak-
tischen Gründen vorenthalten. Somit 
macht es wenig Sinn, die Bevölkerung 
über zwei Modelle zu befragen, deren in-
haltliche Ausgestaltung dem Wahlvolk 
nicht bekannt ist.
Das Entscheidungsdilemma neben der 
quälenden Kostenfrage kann an zwei 
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weiteren Beispielen demonstriert wer-
den:
a)	 Wird es dem Bundesheer im Falle des 

Umstiegs auf ein Berufsheer erlaubt 
sein, trotz des bestehenden Aufnah-
mestopps für den öffentlichen Dienst 
die Zahl der Zeitsoldaten von derzeit 
rund 2.500 auf 7.000, genügend Frei-
willige vorausgesetzt, zügig aufzusto-
cken und gleichzeitig die Zahl der Be-
rufssoldaten von derzeit rund 14.000 
zügig auf rund 8.500 zu senken?

b)	Wird es mit Aussetzung der allgemei-
nen Wehrpflicht ab 1. Jänner 2014 
und dem damit automatisch wegfal-
lenden Zivildienst möglich sein, die 
geplanten 8.000 Sozialdiener, genü-
gend Freiwillige vorausgesetzt, ab 
2014 österreichweit als Ersatz zur Ver-
fügung zu haben?

Die Volksbefragung ist politisch be-
schlossen und wird stattfinden, und dem 
Vernehmen nach wird das Ergebnis von 
den politischen Parteien als verbindlich 

anerkannt werden. Auf der Grundlage 
des Ergebnisses kann dann bei der fol-
genden Umsetzung zu Recht von allen 
Berufssoldaten der Gehorsam gegen-
über dem Primat der Politik eingefordert 
werden. Die barsche Einmahnung dieses 
wichtigen Prinzips demokratisch geführ-
ter Streitkräfte zum jetzigen Zeitpunkt 
im Zusammenhang mit dem überra-
schenden Schwenk einer politischen 
Partei in der Frage des Wehrsystems 
steht mit der Verpflichtung eines Berufs-
soldaten zur Beachtung der bestehen-
den gesetzlichen und verfassungsmäßi-
gen Regelungen über das Wehrsystem 
und dem Gehorsam gegenüber dem 
Legalitätsprinzip zweifellos im klaren 
Widerspruch. Die Entscheidung des Sou-
veräns, das ist das österreichische Volk, 
am 20. Jänner 2013 wird durch die Be-
rufssoldaten des Bundesheeres umge-
setzt werden und so wird auch der recht-
mäßige Zustand der „Treue gegenüber 
den Gesetzen“ hergestellt werden.	 n

1	 www.bmlv.gv.at.
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Die Geschichte des Österreichischen 
Bundesheeres widerspiegelt sehr deut-
lich die Eigentümlichkeiten der österrei-
chischen Sicherheitspolitik. Finanziell 
unterdotiert seit seiner Gründung 1955, 
bewältigt es ein Jahr später seinen ers-
ten Einsatz anlässlich des Aufstandes in 
Ungarn. Wenige Jahre danach bewährt 
es sich in seinem ersten Auslandseinsatz, 
30 Jahre, bevor etwa die Schweiz oder 
auch Deutschland an eine Beteiligung 
an internationalen Einsätzen dachten. 
Seither standen beinahe 90.000 österrei-
chische Soldaten in über 50 internatio-
nalen friedensunterstützenden und hu-
manitären Missionen, einige davon lie-
ßen ihr Leben im Dienst für den Frieden 
und für Österreich. Aber auch im Inneren 
war das Bundesheer gefordert: 1968, 
beim Einmarsch von Truppen des War-
schauer Paktes in der Tschechoslowakei, 
und 1991, beim gewaltsamen Zerfall Ju-
goslawiens, wurde es zum Schutz der 
Staatsgrenzen eingesetzt – Herausforde-
rungen, die etwa Staaten, mit denen 
Österreich sich auch sicherheitspolitisch 
(allerdings nicht, was die Ausgaben für 
die Landesverteidigung anbelangt) ger-
ne vergleicht, wie die Schweiz oder 
Schweden, erspart blieben. Die unzäh
ligen Einsätze nach Naturkatastrophen 
seien nur ergänzend erwähnt. Parallel  
zu diesen Einsatzleistungen dürfen auch 

bemerkenswerte orga
nisatorische Entwick-
lungen nicht unerwähnt bleiben: War in 
den 70er und 80er Jahren des letzten 
Jahrhunderts der bemerkenswerte Aus-
bau des Bundesheeres international 
durchaus beachtet, galt Ähnliches für die 
konsequente strukturelle Anpassung an 
das Ende des Kalten Krieges. Das Wehr-
system, auf Basis dessen all diese bemer-
kenswerten Leistungen erbracht wur-
den, war die allgemeine Wehrpflicht. 
Diese hat sich unter den seinerzeit ge
gebenen Rahmenbedingungen also 
durchaus bewährt.
Mit Blick auf die österreichische Sicher-
heitspolitik müssen diese Leistungen 
allerdings erstaunen. Dem Bundesheer 
blies tatsächlich seit seiner Gründung 
ein kalter Wind der politischen Kritik, vor 
allem aber der politischen Vernachlässi-
gung, deren konkreter Auswuchs die be-
reits erwähnte finanzielle Unterdotie-
rung war, entgegen. Die Neutralität wur-
de zur Sicherheit stiftenden österreichi-
schen Ersatzidentität stilisiert, ihr Kern, 
die bewaffnete Verteidigung, sträflich 
vernachlässigt. Praktisch jedes größere 
Beschaffungsvorhaben war von teilweise 
gehässig geführten Diskussionen beglei-
tet, nach dem Landesverteidigungsplan 
in den 70er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts gelang es nicht mehr, 

Gerald Karner
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einen politischen Konsens über die 
Grundsatzfragen zu erzielen, deren Be-
antwortung für eine Existenz von Streit-
kräften unerlässlich ist: Wozu brauchen 
wir heute, nach dem Ende des Kalten 
Krieges und inmitten eines friedlichen 
Europa, allerdings in einer immer unsi-
cherer werdenden, globalisierten Welt 
das Bundesheer und welche Aufgaben 
soll es erfüllen?
Nunmehr hat diese politische Unsicher-
heit mit der Volksbefragung über Wehr-
pflicht oder Berufsheer einen vorläufigen 
Höhepunkt erreicht. Ohne Klärung der 
Grundsatzfragen soll die Bevölkerung 
die subsidiäre Systemfrage entscheiden. 
Und doch: Dann sollte die Bevölkerung 
diese Möglichkeit eben auch nutzen, der 
Politik eine zukunftsweisende Richtung 
vorzugeben.
Am Abend des 20. Jänner nächsten Jah-
res wird daher feststehen, ob Österreich 
sich verteidigungspolitisch weiterhin 
nicht ernst nehmen will oder ob die Be-
völkerung der politischen Führung den 
Auftrag erteilt, mit dem unwürdigen 
Schauspiel um das Bundesheer der all-
gemeinen Wehrpflicht ein Ende zu ma-
chen. Ermöglicht haben diese Entschei-
dung allerdings nicht etwa tiefere Ein-
sichten der Politik in die Notwendigkeit 
eines derartigen Paradigmenwechsels, 
sondern wahltaktische parteipolitische 
Motive. Dadurch – weil die Parteien sich 
in ihren antagonistischen Positionen po-
lemisch einzementieren – und aufgrund 
der kurzen Zeitspanne bis zur Volksbe-

fragung bleibt bedauerlicherweise aber 
eine fundierte Vorbereitung der Bevölke-
rung auf diese wichtige Entscheidung 
auf der Strecke. Umso wichtiger ist es, 
sich die wesentlichen Parameter der 
Frage klar, emotionslos und ohne den 
Schleier einer parteipolitischen Brille vor 
Augen zu halten.
Mit dem Ende des Kalten Krieges begann 
die klassische militärische Bedrohung für 
Österreich zunehmend wegzufallen. Das 
Land ist heute von befreundeten, in der 
EU de facto verbündeten Staaten umge-
ben. Selbst wenn der unwahrscheinliche, 
kurz- und mittelfristig sogar unmögliche 
Fall eines militärischen Angriffs eintreten 
sollte, so könnte ein solcher Österreich 
nicht isoliert betreffen, sondern würde 
bereits davor den Beistandsmechanis-
mus innerhalb der Nato und wohl auch 
jenen der EU auslösen. Deshalb kann 
auch eine Verteidigung Österreichs nicht 
isoliert, sondern muss im gesamteuropä-
ischen Kontext gesehen werden, unab-
hängig davon, ob es hier schon ausrei-
chende Strukturen gibt oder nicht. Der 
verteidigungspolitische Imperativ lautet 
daher auch in der engeren Verteidi-
gungsrolle von Streitkräften in Zukunft 
multinationale Zusammenarbeit auf 
Basis gemeinsamer Standards.
An die Stelle der klassischen militäri-
schen Bedrohung sind allerdings neue 
getreten. Wir sprechen dabei hauptsäch-
lich von solchen, die von instabilen Staa-
ten an der europäischen Peripherie aus-
gehen, dem internationalen Terrorismus, 
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Cyberwar und der Weiterverbreitung 
von Massenvernichtungswaffen. Für die 
Streitkräfte europäischer Staaten bleiben 
auf dem eigenen Territorium in diesen 
Szenarien bestimmte militärische Rest-
aufgaben, hauptsächlich in Assistenz zu 
zivilen Behörden. Erheblich an Bedeu-
tung gewinnt aber das solidarische Zu-
sammenwirken in multinationalen Ein-
sätzen zur Sicherung oder Wiederher-
stellung des Friedens. Praktisch alle EU-
Mitgliedstaaten haben daraus auch die 
Konsequenzen gezogen: Sie organisie-
ren kleinere, rasch und flexibel einsetz-
bare, modern ausgerüstete und hoch-
professionell agierende Streitkräfte. 21 
von 27 dieser Länder haben daher ihr 
Wehrsystem auch auf ein Berufsheer 
umgestellt oder sind im Begriff, dies zu 
tun. Die Gründe dafür liegen auf der 
Hand: Multinationale Zusammenarbeit 
in komplexen Einsätzen außerhalb des 
eigenen Territoriums sowie die Beherr-
schung moderner militärischer Systeme 
setzen Professionalität voraus. Eine sol-
che ist mit der allgemeinen Wehrpflicht 
relativ kurzer Dauer nicht zu erreichen. 
So weit zu den objektiven externen 
Wirkfaktoren.
Als gelernter Österreicher weiß man al-
lerdings, dass in diesem Land objektive 
Parameter nur in den seltensten Fällen 
das politische Handeln bestimmen. So 
auch in der Frage des zukünftigen Wehr-
systems: Dass die Strukturen des Bun-
desheeres so zu entwickeln sind, dass „in 
weiterer Folge ein Übergang auf ein 

Berufsheer möglich ist“, hat bereits die 
von allen politischen Parteien immer 
wieder beschworene Bundesheerre-
formkommission unter ihrem Vorsitzen-
den Helmut Zilk im Jahr 2004 festgehal-
ten. Und dies aus gutem Grund, auf Basis 
eben dieser objektiven externen Rah-
menbedingungen. Acht Jahre sind seit-
her ins Land gezogen. Das strategische 
Umfeld und seine Bedingungen haben 
sich seither gefestigt, und auch die inne-
ren Umstände im Bundesheer zeigen 
klar, dass mit dem System der allgemei-
nen Wehrpflicht dort, wo es um die Er-
füllung militärischer Kernaufgaben geht, 
nicht mehr das Auslangen zu finden ist. 
Und dann geschieht etwas, das sehr 
deutlich die momentane innere Befind-
lichkeit unseres Landes demonstriert: 
Die Parteien bemächtigen sich einer Dis-
kussion, die sich inhaltlich zunächst an 
den Entscheidungen in Deutschland und 
Schweden, auf ein Berufsheer überzuge-
hen, entzündet hatte. Reflexhaft werden 
Positionen eingenommen, alte Überzeu-
gungen über Bord geworfen, neue ange-
nommen, wenn es der Parteitaktik dient. 
Schlimmer noch, wenn auch entlarvend 
hinsichtlich der Kompetenz und der 
Sichtweise der Proponenten: Es werden 
hauptsächlich nichtmilitärische Argu-
mente für eine Beibehaltung der all
gemeinen Wehrpflicht ins Treffen ge-
führt, die Katastrophenhilfe und der 
Zivildienst. Dabei sollte eigentlich völlig 
klar sein: Die einzige Ausnahme vom 
Verbot der Zwangsverpflichtung durch 
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den Staat gemäß der Europäischen Men-
schenrechtskonvention stellt die Wehr-
pflicht dar, und diese findet ihre (zu
mindest ethische) Legitimation nur in 
einer existenziellen militärischen Bedro-
hung. Die Gewinnung billiger Hilfskräfte 
für Sozialdienste sowie für das Füllen 
von Sandsäcken bei Flutkatastrophen 
bildet jedenfalls keine ausreichende 
Begründung dafür, junge Menschen 
zwangsweise für sechs Monate zu kaser-
nieren.
Es zeigt sich allerdings, dass der Wehr-
dienst in seiner derzeitigen Form ohne-
hin keinen anderen Wert mehr hat: Eine 
ernsthafte militärische Ausbildung für 
die neuen Aufgaben des Bundesheeres 
ist in der kurzen verfügbaren Zeit un-
möglich. So werden Jahr für Jahr zehn-
tausende junge Männer eingezogen, um 
ein paar militärische Grundfertigkeiten 
zu erlernen, die sie (glücklicherweise) im 
Einsatz, weil Österreich nicht mehr ver-
teidigt werden muss, nie anwenden 
müssen. Zu einem viel zu hohen Pro-
zentsatz dienen sie dann der Erhaltung 
eines Systems in nichtmilitärischen 
Funktionen, das letztlich wiederum le-
diglich die Ausbildung für Einsätze zum 
Zweck hat, in die man nie geht. Im 

Schnitt drei bis fünf Prozent der Rekru-
ten leisten kurzfristig konkrete Katastro-
phenhilfe. Ein unökonomischeres Sys-
tem ist wohl kaum vorstellbar.
Faktum ist jedenfalls, dass es für die 
nichtmilitärischen Produkte der allge-
meinen Wehrpflicht, die Katastrophen-
hilfe und den Zivildienst, glaubwürdige 
Alternativen gibt. Warum sollte ein Be-
rufsheer eigentlich nicht auch in der 
Lage sein, dann Katastrophenhilfe zu 
leisten, wenn die zivilen Kapazitäten aus-
geschöpft sind? Warum sollte ein Frei-
williges Sozialjahr mit einer fairen finan-
ziellen Gegenleistung nicht den derzei
tigen Zivildienst mit einem Hungerlei-
dersalär ersetzen können? Und warum 
funktioniert dies alles eigentlich bereits 
in vergleichbaren Staaten, auch wenn 
uns manche „Experten“ das Gegenteil 
weiszumachen versuchen?
Am 20. Jänner 2013 ist jedenfalls der 
mündige und auch mutige Staatsbürger 
gefragt, der trotz des Schürens von 
Ängsten und aller unterschwelliger Ap-
pelle an die Veränderungsresistenz der 
Menschen eine zukunftsträchtige Ent-
scheidung für ein wichtiges Instrument 
österreichischer Sicherheitspolitik zu 
treffen bereit ist.	 n
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Die bisherige Diskussion um die Wehr-
pflicht und andererseits die Forderung 
nach der notwendigen Reform des Bun-
desheeres kommt scheinbar nicht vom 
Fleck bzw. dreht sich im Kreis. Die Men-
schen fühlen sich gefrotzelt und schlecht 
informiert!

Wo drückt der Schuh?

-	 Die derzeitige Struktur des Heeres (Or-
ganisation) ist nicht mehr zeitgemäß, 
teuer und ineffizient! In einigen Berei-
chen zu groß, schlecht organisiert und 
ohne wirklichen Anspruch auf Effi
zienz! Das liegt aber nicht am Wehr-
pflichtigensystem und könnte jeder-
zeit reformiert werden!

-	 Die Ausbildung gehört insgesamt auf 
die Aufgaben der Zukunft ausge
richtet! Es fehlen Trainingscenter und 
moderne erwachsenengerechte Aus-
bildungsformen! Militärische Ausbil-
dung ist überwiegend Abenteueraus-
bildung – auch abseits von Waffen – 
und Gefechtsausbildung!

-	 Das Dienstrecht entspricht nicht mehr 
den dienstlichen Anforderungen! Be-
rufssoldaten haben zurzeit die glei-
chen beruflichen Auflagen wie Be- 
amte in einer Bezirkshauptmannschaft, 
einem Finanzamt oder in Gemeinde-
stuben! Hier könnte seit 20 Jahren der 
Hebel angesetzt werden!

-	 Es fehlt an Radpan-
zern, gepanzerten 
„All Terrain Vehicels“, moderner Infan-
terieausstattung und an ausreichender 
Munition für eine zeitgemäße Schieß-
ausbildung, einschließlich der erfor-
derlichen Schießtrainer!

-	 Rekruten müssen gefordert, gefordert 
und wieder gefordert werden! Ihr Ein-
satz als „Innendienstsoldaten“ bringt 
mehr Probleme als wirkliche Lösun-
gen! Zu viele als tauglich befundene  
Rekruten sind nicht wirklich „kampf-
tauglich“. Ihre Einschränkungen for-
dern ihre Einteilung als „Systemerhal-
ter/Funktionssoldaten“ geradezu her-
aus! Aber es fehlt auch das Geld für die 
effiziente Ausbildung von Wehrpflich-
tigen (Überstunden, Treibstoff, Muni
tion).

Knackpunkte!

Die derzeitige Diskussion „Wehrpflicht 
oder Freiwilligenarmee“ trifft nicht den 
Kern der Sache – so sieht und kommen-
tiert es die Bevölkerung! Welche Fragen 
will die Bevölkerung erklärt wissen?
1.	 Welches Bedrohungsszenario erwar-

tet uns in den nächsten Jahren bzw. 
könnte sich entwickeln?

2.	 Wie lautet daher der Auftrag der Poli-
tik an das Bundesheer – welche Fähig-
keiten müssen erfüllt werden?

Josef Paul Puntigam
 

Heimatschutz, Reaktionskräfte, 
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3.	 Warum wurde der Beschluss der Bun-
desregierung vom 2. März 2011 zur 
österreichischen Sicherheitsstrategie 
bisher nicht in Rechtskraft gesetzt? 
Welche Gründe sind dafür ausschlag-
gebend? Damit wäre eine brauchbare 
Planungsgrundlage für die Heeres
reform geschaffen!!!

4.	 Wie müssen die modernen und zeit-
gemäßen Strukturen des Heeres aus-
sehen? Ohne Rücksicht, ob Berufsheer 
oder Wehrpflichtigenheer. 

5.	 Wie „befüllt“ man diese Strukturen? 
Gibt es genug Freiwillige, oder muss 
trotzdem die Wehrpflicht bleiben? 
Oder ist ein Mischsystem, bestehend 
aus Rekruten, Berufssoldaten und 
Milizsoldaten – verstärkbar durch eine 
Reserve – die Lösung?

6.	 Wie soll ein zeitgemäßes Soldaten-
dienstrecht aussehen? Ist das Ab
gehen vom Beamtenstatus die Lö-
sung?

7.	 Was kostet das System „Sicherheits-
vorsorge“ und wie hoch muss das Mi-
litärbudget angesetzt und auch lang-
fristig und planbar beibehalten wer-
den?

8.	 Wie korrekt oder unkorrekt ist das 
derzeitige Zahlenwerk? Welche Para-
meter gelten für alle Berechnungen 
und die darauffolgenden Planun- 
gen?

9.	 Ist es richtig, dass die Transformation 
vom Wehrpflichtigenheer auf ein Be-
rufsheer einen Vorlauf von 15 Jahren 
benötigt? Die Deutschen, Franzosen

		 und Schweden behaupten es jeden-
falls. Damit wären wir ja 2013 bei der

		 Stunde Null und die Einnahme der 
Berufsheerstrukturen könnte erst 
2027/28 greifen!

10.		Müssen wirklich für alle Aufgaben 
Berufssoldaten eingesetzt werden, 
oder ist zum Betreiben z.B. der 
Innlandsbasis der Einsatz von Re
kruten billiger und wirkungsvoller? 
Viele Rekruten verfügen über eine 
professionelle Berufsausbildung. Vor 
allem im elektronischen, techni-
schen, medizinischen und hand-
werklichen Bereich! Warum möchte 
man darauf verzichten? Kann einem 
Rekruten die Zeit beim Bundesheer, 
sofern er berufsadäquat verwendet 
wird, als Praktikum angerechnet 
werden?

11.		Ist Cyberwar nicht hauptsächlich 
eine internationale Aufgabe und 
kaum eine nationale? Warum soll 
sich das Bundesheer hauptsächlich 
mit dieser Aufgabe beschäftigen 
und nicht hauptsächlich mit den 
Kollateralschäden von Cyberwar? 
Wer verhindert die flächenhafte 
Plünderung von Geschäften, das 
Zerstören kritischer Infrastruktur 
(wenn es über Cyberwar nicht mög-
lich war)?

12.		Wehrpflicht oder Berufsheer ist nicht 
eine Frage der Größe, sondern im-
mer eine Frage der Effizienz! Was ist 
daher ein Profi? Es gibt in jedem Be-
ruf gute und schlechte „Profis“. Aber 
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es gibt unzählige „Amateure“, die 
überwiegend aufgrund ihrer Einstel-
lung und ihres Idealismus gleiche 
Leistungen wie Profis erbringen!

Gegenüberstellung der Vor- und  
Nachteile der beiden Systeme –  
reine Berufsarmee, aufgebaut auf  
Freiwilligkeit, und dem System  
Wehrpflicht!

Vorteile Berufsarmee:

-	 Hohe Verfügbarkeit für Inlandseinsätze 
und Auslandseinsätze;

-	 aufgrund der längeren Dienstzeit ge-
ringere Investitionskosten für die Aus-
bildung; dafür aber stets sehr hohe 
Übungskosten;

-	 die längere Dienstzeit ermöglicht die 
umfassende Aufgabenerfüllung im ge-
samten militärischen Aufgabenspekt-
rum;

-	 Heranziehbarkeit zu allen Auslandsein-
sätzen (bei gesetzlicher Auslandsein
satzverpflichtung);

-	 Leistung von Steuern und Sozialver
sicherungsabgaben während der mili-
tärischen Dienstzeit.

Nachteile Berufsarmee:

-	 Hohe Rekrutierungskosten;
-	 hohe Besoldungskosten; 
-	 Attraktivität in Konkurrenz zum zivi- 

len Arbeitsmarkt nur bei entsprechen-
der Besoldung und finanzieller Unter-
stützung des Umstiegs in den Zivil
beruf;

-	 hohe Kosten für den planmäßigen 
Umstieg in den zivilen Beruf nach Be-
endigung der zeitlich befristeten mili-
tärischen Verwendung;

-	 Gefahr der mangelhaften Integration 
in die Gesellschaft;

-	 militärischer Schutz der Republik Öster-
reich und ihrer Bevölkerung wird auf 
eine kleine Berufsgruppe abgewälzt;

-	 keine umfassende Heranziehung der 
wehrtauglichen Bevölkerung zur 
Wahrnehmung der militärischen Kom-
ponente der umfassenden Sicherheits-
vorsorge;

-	 Entwertung der Sinngebung eines 
Freiwilligendienstes und des Ehrenam-
tes durch den neuen bezahlten freiwil-
ligen Sozialdienst als vorgesehenen 
Ersatz für den Zivildienst;

-	 Wegfall der Stellungspflicht als ver-
pflichtende Gesundenuntersuchung 
für alle männlichen österreichischen 
Staatsbürger. 

Motto:
Ein Berufsheer ist im Frieden immer zu 
groß und im Einsatz immer zu klein!

Vorteile Wehrpflicht:

-	 Hohe präsente Mannstärken;
-	 rasche Verfügbarkeit für Inlandsein

sätze;
-	 Unterstützung der Auslandseinsätze 

durch Betrieb der Inlandsbasis;
-	 Verfügbarkeit von militärisch bereits 

ausgebildetem Personal für freiwillige 
Auslandseinsätze nach dem Präsenz-
dienst;
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-	 breite Rekrutierungsbasis für die Kader
werbung;

-	 kostengünstige Besoldung der Mann-
schaften;

-	 kostengünstige Nutzung vorhandener 
ziviler Fähigkeiten und Fertigkeiten; 

-	 verpflichtender Dienst als „Bürger in 
Uniform“ an der Gemeinschaft ermög-
licht umfassende Einbindung der Be-
völkerung in das Wehrsystem und so-
mit auch breite demokratische Kon
trolle;

-	 Integration aller Bevölkerungsschich-
ten und Bevölkerungsgruppen verhin-
dert auch soziale Entkoppelung zwi-
schen der Bevölkerung und den Solda-
ten;

-	 Stellungspflicht ermöglicht verpflich-
tende Gesundenuntersuchung für alle 
männlichen österreichischen Staats-
bürger.

Nachteile Wehrpflicht:

-	 Aufgrund der zu kurzen Dienstzeit 
mehrfache Investitionskosten für die 
Ausbildung;

-	 komplexe technische Systeme können 
während der kurzen Dienstzeit zwar 
erlernt, aber nicht beherrscht werden;

-	 Heranziehung zu Auslandseinsätzen 
während des Präsenzdienstes nur bei 
freiwilliger Meldung;

-	 keine Leistung von Steuern und Sozial
versicherungsabgaben während des 
Präsenzdienstes;

-	 kurzer verzögerter Einstieg in das volle 
Erwerbsleben oder in ein Studium.

Motto:
Sicherheit und Ehrenamt sind Sache aller 
Staatsbürger.

Bleibt folgender Kompromiss,  
der den Stimmbürgern und ihrer  
Sicherheit gerecht werden kann!

1.	 Wehrpflicht beibehalten, aber refor-
mieren! Statt der Wehrpflicht die 
Bundesdienstpflicht für Männer und 
Frauen einführen! Die Wahlmöglich-
keiten nach den Tauglichkeitsgraden 
staffeln. Tauglich ist jeder und jede, 
der/die sich selbstständig durchs 
Leben schlagen kann. Für die Wehr-
ausbildung können nur volltaugliche 
Personen, ohne irgendwelche Ein-
schränkungen, berücksichtigt wer-
den!

2.	 Berufssoldaten ja, aber nicht beamte-
te! Beamte erst nach dem 15. Dienst-
jahr. Berufssoldaten sind in Einsatz
verbänden zu organisieren, ältere, 
langgediente als Kadersoldaten in der 
Streitkräftebasis!

3.	 Milizsoldaten ja, Milizverbände ja, 
aber in einer gesunden Struktur mit 
allen Attributen eines lebensfähigen 
Milizverbandes!

4.	 Reservisten zur Auffüllung von Leer-
stellen bei Inlands- und Auslandsauf-
gaben!

5.	 Zivildienst ja, aber mit einem wirk- 
lich notwendigen und aufgaben
orientierten Anwendungsprofil! Kein 
Abdienen dieser Zeit – sondern 
dienen!
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6.	 Volksbefragung ja, aber nach einer 
umfassenden, wahrhaftigen und tief-
gehenden Information!

Das bedeutet für die Wehrpflicht

-	 Wehrpflicht als Ehrendienst mit der 
Waffe!

-	 Mischsystem aus Rekruten, Berufssol-
daten, Milizsoldaten und Reservisten!

-	 Gegliedert in den Heimatschutz und in 
die Reaktionskräfte für überwiegend 
Auslandsaufgaben!

-	 Sozialdienst/Zivildienst!

Heimatschutz besteht aus:
-	 Streitkräftebasis,
-	 Miliz zur Überwachung und Bewa-

chung sowie zum Schutz kritischer In
frastruktur und solcher Räume,

-	 stets präsente Pionier- und ABC-Ab-
wehreinheiten zur sofortigen Bewälti-
gung von Katastrophen aller Art.

Sie werden nach den Grundsätzen des 
Einsatzes verbundener Kräfte struktu-
riert, ausgebildet, beübt und auch einge-
setzt!

Reaktionskräfte, bestehend aus:
-	 Berufssoldaten und Freiwilligen für 

robuste Einsätze im Rahmen der UNO 
oder der EU! 

Sie werden nach Grundsätzen des Kamp
fes der verbundenen Waffen strukturiert, 
ausgebildet, beübt und auch eingesetzt!

Sozialdienst, bestehend aus:
-	 Einberufenen Zivildienern und aus 

Freiwilligen!
Sie alle leisten ehrendienstliche Arbeit 
für das Gemeinwohl!

Sollte ein Berufsheer eingeführt werden, 
so kann die Masse der derzeitigen, vor 
allem ehrenamtlichen Aufgaben in die-
ser Güte und zu diesem Preis nicht mehr 
angeboten werden! Die Sicherheits
vorsorge verteuert sich erheblich! Öster-
reich wird unsicherer und Österreich 
wird in seinen ehrenamtlichen und frei-
willigen Leistungen am Gemeinwohl 
weitere empfindliche Rückschritte hin-
nehmen müssen! Zum Nachteil der Bür-
gerinnen und Bürger!	 n
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In Diskussionen um Berufsheer oder Mi-
lizheer werden oft die Fragen des Bud-
gets in den Vordergrund gestellt. In einer 
so wichtigen Frage wie der nationalen 
Sicherheit kann aber die Kostenfrage nur 
auf der Basis von grundsätzlichen Fragen 
zielführend diskutiert werden, die Ent-
scheidung, ob Berufsheer oder verpflich-
tender Wehrdienst, muss auf eine umfas-
sendere Grundlage gestellt werden. Die-
se umfassendere Grundlage beinhaltet 
eine Diskussion über ein umfassendes 
Sicherheitskonzept und die Rolle eines 
Heeres in diesem Konzept. Die Frage 
geht aber noch tiefer in das Verhältnis 
von Heer und Demokratie und in die 
Problematik der Verantwortung des 
Menschen für seinen Staat und die Ge-
sellschaft. 
In der Frage der Sicherheitsdoktrin bedarf 
es der Einbeziehung aller entsprechen-
den Einrichtungen der Gesellschaft und 
des Staates. Ein Dokument über umfas-
sende Sicherheitsvorsorge liegt schon 
zwei Jahre im Parlament, es ist aber  
noch nicht beschlossen worden. Als ers-
ter Grundsatz in diesem Dokument ist 
folgender angeführt: „1. Die österreichi-
sche Bevölkerung soll über die Sicher-
heitslage im In- und Ausland umfassend 
und laufend informiert werden. Dies ist 
eine wesentliche Voraussetzung, dass sich 
ein breites Bewusstsein über Notwendig

keiten in Sicherheits-
belangen entwickeln 
und erhalten kann.“ Geschieht das?
Ein solches umfassendes Konzept ist 
nämlich unabdingbar für die  Diskussion 
der konkreten Ausgestaltung des Heeres. 
Sicherheit kann nämlich nur in einer um-
fassenden Strategie, die auf den verschie-
denen Ebenen und bei verschiedenen In-
stitutionen ansetzt, erreicht werden. Wir 
müssen dazu etwa die Frage nach der 
wirtschaftlichen Sicherheit durch Bevor-
ratung für Krisenzeiten, die Frage der 
Internetsicherheit oder die Frage der 
geistigen Landesverteidigung stellen. Ein 
Heer kann nur eingebettet in eine solche 
umfassende Strategie seine Aufgabe er-
füllen. Wir sehen an konkreten Beispielen 
des Militäreinsatzes, etwa im Irak oder in 
Afghanistan, dass der Erfolg oder Misser-
folg eines solchen Einsatzes wesentlich 
von einer politischen Strategie abhängt, 
in die der Einsatz eingebettet ist. Leider 
war gerade in jenen Fällen diese Strategie 
nicht immer zu erkennen, sodass die 
Problemlösungskapazität des militäri-
schen Einsatzes beschränkt war. 
Wenn wir dann etwa bedenken, dass 
von Computer und Internet heute ge-
wichtige Bedrohungen ausgehen, so 
wird man in einer Sicherheitsstrategie 
wesentlich auch die Datensicherheit  
und die Verletzbarkeit durch Computer-
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angriffe miteinbeziehen müssen. Das ge-
schieht in der Diskussion über eine 
Sicherheitsdoktrin natürlich, dies müsste 
aber sehr viel intensiver und vor allem in 
der Einbeziehung von verschiedenen 
Kräften über das Militär hinaus erfolgen. 
Gerade diese vielfältigen Bedrohungs-
szenarien fordern neben ausgebildeten 
Spezialisten für die verschiedenen 
Sicherheitsfragen auch das wachsame 
Bewusstsein der gesamten Bevölkerung, 
das mit einem Milizheer, mit einem Heer, 
das neben Berufssoldaten auch Zeit
soldaten und Wehrpflichtige wie auch 
Zivilbedienstete umfasst, leichter er-
reicht werden kann.

Heer und Demokratie

Ein zweiter Punkt ist mir im Zusammen-
hang mit der Debatte um Wehrpflicht 
oder Berufsheer sehr wichtig. Das Heer 
mit Wehrpflicht ist ein Element einer De-
mokratie, die sich und die Bürgerinnen 
und Bürger ernst nimmt. Angesichts der 
heute gegebenen individualisierenden 
Zustände fragt sich, wo die Gemein-
schaft und die Verantwortung für sie 
noch erfahren werden können. Neben 
Feiern kommt dabei sicherlich der Wehr-
pflicht große Bedeutung zu. Auch ich bin 
gefragt, der Staat ist auch meine Aufga-
be, es geht um meine Sache! Das Wahr-
nehmen einer Pflicht für die Gemein-
schaft schafft das Bewusstsein, zu dieser 
Gemeinschaft zu gehören, das Bewusst-
sein, ein wichtiger Teil der Gemeinschaft 
zu sein. Das zeigt sich auch im Zivildienst 

als einem Ersatzdienst für den Wehr-
dienst. Natürlich kann diese Verantwor-
tung auch in einem freiwilligen Sozial-
dienst oder einem freiwilligen sozialen 
Jahr zum Tragen kommen. Aber gerade 
das Element der Verpflichtung scheint 
mir wichtig zu sein, geht es doch darum, 
dass sich jeder der Verpflichtung be-
wusst werden soll, nicht nur der oder 
die, die dieses Bewusstsein ohnedies hat. 
Natürlich muss der Wehrdienst so ausge-
staltet werden, dass dieser auch als 
wichtiger Dienst an der Gemeinschaft er-
lebt werden kann und erlebt wird. 
Die Konsequenz muss deshalb sein, die 
Ausbildung so zu gestalten, dass der 
Dienst auch als sinnvoll erlebt werden 
kann. Wir haben hier eine große Verant-
wortung den jungen Menschen gegen-
über, dass sie in ihrem Dienst zur Verant-
wortung für ihren Staat animiert werden 
und sich die Frage stellen, was sie für die 
Menschen dieses Staates tun können. In 
Katastropheneinsätzen wird für viele 
sehr deutlich sichtbar, wie wichtig ein 
solches Engagement für die Gemein-
schaft ist.
Eine Wehrpflicht kann diese Verantwor-
tung gerade auch im Einsatz für Men-
schen in solchen Fällen von Naturkata
strophen, in Assistenzeinsätzen sichtbar 
machen, eine Verantwortung, die über 
bewaffnete Einsätze, für die ein Berufs-
heer vor allem ausgebildet wird, weit 
hinausgeht. Mit dieser Aufgabe korres-
pondiert auch der Einsatz im Zivildienst, 
der ebenfalls von dieser Pflicht für das 
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Gemeinwohl gekennzeichnet ist und 
diese Verantwortung über die Verpflich-
tung zu diesem Dienst ausweitet. „Wir 
wissen, dass der heutige Zivildienst dazu 
führt, dass fast 80 Prozent dieser jungen 
Männer nach dem Pflichtdienst den Or-
ganisationen als echte Freiwillige mit Be-
geisterung weiter zur Verfügung stehen. 
Dieses echte Freiwilligenpotential ist 
unbezahlbar und unersetzlich, soll da- 
her vor staatspolitischen Eingriffen ge-
schützt bleiben. Wer zusätzliche Jobs im 
Sozialbereich schaffen und dafür viel 
Steuergeld in die Hand nehmen will, 
kann dies gerne tun. Dafür allerdings 
muss man nicht vorher den Zivildienst 
zerschlagen“, so stellte Andreas Khol in 
einer Aussendung zu der derzeit laufen-
den Debatte fest. Und damit sind Wehr-
dienst und Zivildienst auch etwas an
deres als Sozialjobs, die etwa von Sozial-
minister Hundstorfer als Ersatz für den 
Zivildienst angedacht sind. „Mit Hund-
storfers Modell wird die Tür zu 8.000 zu-
sätzlichen Sozialjobs aufgemacht, was 
grundsätzlich zu begrüßen wäre. Aller-
dings handelt es sich hier um eine Mo-
gelpackung: Es geht in seinem Modell 
um geringer bezahlte Sozialjobs auf Zeit 
– keine echte Langfristperspektive für 
alle Betroffenen. Und mit Freiwilligenar-
beit hat das alles nichts zu tun. Dieses 
Modell diskriminiert echte Freiwillige, 
die zu Hunderttausenden unbezahlte Ar-
beit in vielen Bereichen in Österreich 
leisten. Und es diskriminiert durch den 
Ausschluss der Pensionsbezieher in ver-

fassungswidriger Form die Seniorinnen 
und Senioren des Landes. Gar nicht da-
von zu reden, dass die Kosten massiv an-
steigen“, so Khol weiter. Es geht eben 
um einen bewussten Dienst am Vater-
land und die Verpflichtung dazu, die 
durch Freiwilligkeit ergänzt werden 
muss, aber diese Pflicht für alle, nicht 
einen Sozialjob von relativ wenigen, als 
Ausgangspunkt hat.
Zudem ist es wichtig, dass ein Heer an 
die Demokratie zurückgebunden bleibt. 
Mit einem Berufsheer ist die Gefahr einer 
Abkoppelung dieses Heeres von der 
Politik gegeben. Ein Berufsheer folgt den 
eigenen Funktionalitäten und ist dann 
oft nicht oder nur schwer rückrufbar, wie 
verschiedene Skandale um Militäreinsät-
ze zeigen. Hier ist die gegenseitige kri
tische Rolle von Wehrpflichtigen sehr 
wichtig, die dazu geeignet ist, die Rück-
bindung an die Demokratie leichter zu 
gewährleisten. So kann sich auch im 
Heer eine demokratische Haltung besser 
ausbilden, die in einem Berufsheer durch 
Rekrutierung besonders in einem ideolo-
gischen Sektor verlagerter Personen er-
schwert wird. Tätowierungen sind natür-
lich kein Beweis, aber in Verbindung mit 
der Einstellung doch ein Hinweis, dass 
die Gefahr einer einseitigen Auswahl 
droht, die dann für die Demokratie ein 
Problem werden könnte.
Zudem ist, wie vor Kurzem der ehema
lige Generaltruppeninspektor Karl Maj-
cen in einem Interview mit der „Kleinen 
Zeitung“ feststellte, mit der Wehrpflicht 
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auch die Möglichkeit gegeben, das Heer 
jung zu halten, also einer Überalterung, 
die teilweise durch die Beamteneigen-
schaft von führenden Offizieren ohne-
dies gefördert wird, zu begegnen. 

Wehrpflicht und Integration

Es ist noch nicht sehr lange her, dass ich 
eine Angelobung von Grundwehrdie-
nern im Fernsehen sah. Es waren zum 
Großteil junge Menschen mit Migrati-
onshintergrund, die hier angelobt wur-
den. Ich war beeindruckt von der Über-
zeugungskraft, mit der sie lautstark ihr 
Gelöbnis sprachen. Da kam mir zu Be-
wusstsein, dass das Bundesheer auch ein 
wesentliches Instrument der Integration 
von Menschen mit Wurzeln im Ausland 
in unsere Gesellschaft sein kann. Dies gilt 
besonders dann, wenn sich in der kame-
radschaftlichen Bindung mit „ange-
stammten“ Österreichern so etwas wie 
ein über die verschiedenen Herkunfts-
gruppen hinweg geteilter Sinn ent
wickelt. Die Orte zum Finden dieses über 
die verschiedenen Gruppen hin geteil-
ten Sinns sind ja in unserer Gesellschaft 
seltener geworden, es bilden sich mitun-
ter Parallelwelten von Menschen aus, die 
miteinander nichts zu tun haben wollen. 
Im Bundesheer sind sie aber aufeinander 
verwiesen, und damit kann das Gemein-
same in den Mittelpunkt rücken. Das gilt 
auch für die verschiedenen Berufsgrup-
pen: Tischler, Studenten, Akademiker, 
Hilfskräfte usw., sie alle treffen sich hier 
und müssen sich um das Gemeinsame 

bemühen. In dieser Alltäglichkeit des Ge-
meinsamen kann Integration am besten 
erreicht werden.

Doch Berufsheer? –  
ein Plädoyer für den Wehrdienst!

Was uns bisher vom Ministerium über ein 
Berufsheer gesagt worden ist, ist in man-
chem nur schwer nachvollziehbar und zu 
wenig transparent. Vor allem ist der poli-
tische Wille in Bezug auf ein solches Be-
rufsheer nicht klar erkennbar. Oft wird 
von einer höheren Effizienz eines Berufs-
heeres gesprochen. Die Effizienz eines 
Heeres bestimmt sich auch an der Rück-
bindung an die Politik. Reine Effizienz im 
militärischen Sinn kann ja nicht das Ziel 
sein, sondern es muss die Frage gestellt 
werden, wofür diese Effizienz eingesetzt 
wird. In diesem Zusammenhang ist aber 
auch zu fragen, ob es uns schon zur Ge-
nüge bewusst geworden ist, dass sich Si-
cherheit heute in einem größeren Rah-
men abspielt. Wir sind uns zu wenig be-
wusst, was denn heute Neutralität im 
Rahmen der EU bedeutet und wie wir in 
einer solchen Konstellation auch der Ver-
pflichtung zur solidarischen Schaffung 
von Sicherheit nachkommen können. 
Es geht also um eine umfassende Lan-
desverteidigung, in der bei richtiger Ge-
staltung die Wehrpflicht eine wichtige 
Bedeutung hat. Dies zu bedenken, 
scheint mir angesichts der Diskussion 
sehr wichtig zu sein, geht es dabei doch 
auch um die Frage einer funktionieren-
den Demokratie.	 n
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Am 20. Jänner 2013 sollen die Öster
reicherinnen und Österreicher darüber 
abstimmen, ob die Wehrpflicht erhalten 
bleiben oder ob das Österreichische 
Bundesheer in ein Berufsheer überge-
führt werden soll. Da stellt sich ja wohl 
zu allererst die Frage, welche Aufgaben 
hat das Bundesheer? 
Da sollte man sich vielleicht einmal die 
Geschichte ansehen: 
Am 15. Mai 1955 wurde nach 10-jähriger 
Besatzungszeit durch die alliierten Kräfte 
der Staatsvertrag mit der Bedingung der 
Neutralität Österreichs unterschrieben. 
Das war die Grundlage für die Freiheit 
Österreichs. Am 26. Oktober 1955 wurde 
das Neutralitätsgesetz verabschiedet, 
wodurch das im April 1955 an die 
Sowjetunion gegebene Versprechen auf 
eine eigenständige Sicherung des Lan-
des eingelöst wurde.
Im Bundes-Verfassungsgesetz ist heute 
noch zu lesen: „Österreich bekennt sich 
zur umfassenden Landesverteidigung. 
Ihre Aufgabe ist es, die Unabhängigkeit 
nach außen sowie die Unverletzlichkeit 
und Einheit des Bundesgebietes zu be-
wahren, insbesondere zur Aufrechterhal-
tung und Verteidigung der immerwäh-
renden Neutralität. Hiebei sind auch die 
verfassungsmäßigen Einrichtungen und 
ihre Handlungsfähigkeit sowie die 
demokratischen Freiheiten der Einwoh-

ner vor gewaltsamen 
Angriffen von außen 
zu schützen und zu verteidigen. Zur um-
fassenden Landesverteidigung gehören 
die militärische, die geistige, die zivile 
und die wirtschaftliche Landesverteidi-
gung.“
Das ist die Grundlage für ein Bundesheer 
– in welcher Form auch immer. 
Warum ist das wichtig? Seit Monaten – 
aber vor allem in den letzten Wochen, 
seit bekannt ist, dass es eine Volksbefra-
gung zum Thema „Wehrpflicht oder Be-
rufsheer“ geben wird – bekommt man in 
Gesprächen mit jungen Menschen den 
Eindruck, dass es eigentlich gar nicht 
notwendig ist, unser Heimatland zu ver-
teidigen, denn wenn wirklich etwas pas-
siert, hätten wir gar keine Chance. Das 
würde bedeuten, wir brauchen weder 
Wehrpflicht noch Berufsheer. Und wenn 
tatsächlich eine Bedrohung gegeben ist, 
warten wir dann darauf, dass unsere 
Nachbarn oder andere Staaten Ressour-
cen frei haben, um uns zu schützen. 
Möglicherweise so zu „beschützen“, wie 
es 1956 in Ungarn geschehen ist? Man 
könnte nun meinen, das ist Vergangen-
heit. Aber wer garantiert, dass das nicht 
wieder geschieht? 
Der Frieden in Europa wurde jahrzehnte-
lang über das Gleichgewicht an Macht 
und Aufrüsten zwischen Ost und West 
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begründet. Das hat sich seit 1989 geän-
dert. Die Euphorie vom „Fall des Eisernen 
Vorhangs“ ist verblasst, neue sehr kom-
plexe Bedrohungen wie Terrorismus for-
dern ein gemeinsames Vorgehen. Aber 
ist das immer möglich?
Was kann durch wirtschaftliche Bedro-
hungen auf uns zu kommen? Schauen 
wir nach Griechenland, wo die Men-
schen große finanzielle Einbußen hin-
nehmen müssen und deshalb auf die 
Straße gehen. Oder nach Spanien, wo 
über 50 Prozent der Jugendlichen jegli-
che Zukunftshoffnung fehlt. Was war vor 
einiger Zeit in London los, wo junge 
Menschen aufgrund ihrer Zukunfts
ängste randalierend und zerstörend auf 
die Straße gingen? Die Polizei ist bei 
Massendemonstrationen mit Gewaltaus-
brüchen überfordert, von Bedrohungs-
szenarien über das Internet ganz zu 
schweigen.
Nun könnte man sagen, das soll ein Be-
rufsheer erledigen, dieses soll unseren 
Frieden – auch in den eigenen Reihen – 
sichern. Da stellt sich dann die Frage, wie 
groß ein solches Heer sein muss, um im 
Ernstfall genügend Mann für den Einsatz 
zu haben. Mit einer freiwilligen Miliz 
könnte das noch einige Jahre gut gehen, 
da ja durch die Wehrpflicht viele militä-
risch ausgebildete Männer vorhanden 
sind. Doch das würde sich ändern. Wie 
viele junge Menschen würden einen Be-
ruf im militärischen Dienst wählen? Wir 
haben immer weniger junge Menschen, 
die eine viel größere Bandbreite an be-

ruflichen Möglichkeiten haben. Warum 
sollten sie den Militärdienst wählen? 
Wir haben zu wenig Facharbeiter, zu 
wenig „Nachwuchs“ in den Sozial- und 
Gesundheitsberufen. Auch im Ärzte
bereich gibt es Nachwuchssorgen. Un-
ternehmen können Arbeitskräfteerhalt 
über Lohn steuern – wenn es die allge-
meine wirtschaftliche Lage zulässt. Kann 
der Staat bei Bedarf ebenso die Löhne 
erhöhen? Der Entstehungsgrund dieser 
Diskussion „Wehrpflicht oder Berufs-
heer“ liegt im permanenten Budgetab-
bau. Doch ein Berufsheer, das bereits in 
den 90er Jahren in Diskussion war, kos-
tet laut damaligen Berechnungen viel 
mehr, weshalb diese Überlegungen ad 
acta gelegt wurden. 
Doch nun zu einer weiteren prinzipiellen 
Überlegung. Die Österreichische Gesell-
schaft – somit auch der Staat – ist aufge-
baut auf Subsidiarität und Solidarität. 
Subsidiarität bedeutet einfach gesagt, 
was sich die Familie nicht leisten kann, 
übernimmt die Kommune, was diese 
nicht schafft, das Land bzw. der Staat. 
Das heißt aber auch, dass man sich un-
tereinander solidarisch verhält, ob direkt 
von Mensch zu Mensch oder im übertra-
genen Sinn, indem wir Steuern und 
Sozialversicherung zahlen, bei hohem 
Einkommen mehr, sonst weniger oder 
gar nichts.
Man könnte sich nun fragen, was hat das 
mit der Wehrpflicht zu tun?
Für mich sehr viel! Die Wehrpflicht ist 
meines Erachtens ein Zeichen dieser 
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Solidarität. Man stellt sich in den Dienst 
der Gesellschaft. Sei es durch den Dienst 
im Heer zur Friedenserhaltung, zum 
Schutz vor terroristischen Bedrohungen 
oder aber auch im Katastropheneinsatz. 
Gerade in der Steiermark waren in den 
letzten Jahren immer wieder Einsätze 
notwendig, und die Bevölkerung war in 
diesen Situationen des Leids und des 
Verlustes sehr froh, neben den Einsatz
organisationen, wie z.B. der Feuerwehr 
und dem Roten Kreuz, die jungen Män-
ner des Bundesheers zur Unterstützung 
zu haben.
Direkt für die Menschen in unserem 
Land da zu sein, aber auch das Erleben 
von Gemeinschaft im Heer ist diese Soli-
darität. 
Ebenso ein Zeichen der Solidarität ist der 
Zivildienst. Viele unserer Sozial-, Pflege- 
und Gesundheitseinrichtungen könnten 
ihre Leistungen ohne Zivildienst in die-
ser Form nicht aufrecht halten.
Wenn nun ein Modell eines freiwilligen 
Sozialdienstes auf dem Tisch liegt, so 
muss man an dieser Stelle eine wichtige 
Frage stellen: Wie viele Menschen machen 
zurzeit in Österreich ein freiwilliges sozia-
les Jahr? Die Antwort ist einfach – zu 
wenige, denn sonst würde man nicht so 
viele Zivildiener benötigen. Weshalb sollte 
sich das dann – nach Abschaffung der 
Wehrpflicht – ändern? Woher nehmen 
manche die Gewissheit, dass es so ist?
Auf einen wesentlichen Punkt muss 
noch hingewiesen werden. Wenn man 

sich mit Systemen beschäftigt und Ex-
perten dazu hört, so kommt immer wie-
der die Aussage, dass der Umbau in 
Richtung Berufsheer irreversibel ist. So 
große Systeme zu verändern, ist wie  
eine Lokomotive in eine andere Rich-
tung fahren zu lassen. Ein Stoppen und 
Zurückfahren ist mit immens hohem 
Aufwand verbunden und somit unmög-
lich.
Für mich persönlich hat die Abschaffung 
der Wehrpflicht viele negative Begleiter-
scheinungen und das Risiko eines hohen 
Solidaritätsverlustes in unserer Gesell-
schaft.
Es ist mir aber auch ein Anliegen, einen 
heiklen Punkt anzusprechen. Zurzeit 
können „Staatsbürgerinnen freiwilligen 
Dienst im Bundesheer als Soldatinnen 
leisten ...“ Seit Jahrzehnten kämpfen wir 
Frauen auf vielen Ebenen für Gleich
berechtigung. Ich bin der Meinung,  
dass es Zeit wird, dass der solidarische 
Dienst an der Gesellschaft in Form von 
Wehr- oder Zivildienst auch für Mädchen 
möglich sein sollte. Denn was für die 
jungen Männer in puncto Gemeinschaft 
und für andere eintreten und da sein 
gilt, ist ebenso für junge Frauen anzu-
wenden.
Für mich ist die Beibehaltung der Wehr-
pflicht – wünschenswert auch für junge 
Frauen – die einzige Chance, auch in 
schwierigen Zeiten Sicherheit in allen 
Belangen zu bieten und soziales Lernen 
zu unterstützen.	 n
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Seit dem Jahr 2005 verdichten sich in 
der Steiermark die Naturkatastrophen. 
So waren im Beobachtungszeitraum von 
2005 bis 2012 folgende Katastrophen
ereignisse zu bewältigen:
•  2005:	 Gasen, Haslau – Hochwasser, 

Hangrutschungen
•  2006:	 Schneekatastrophe im Maria

zeller- und Ausseerland:
		  Rund drei Meter Schnee mach-

ten den Einsatz von fast 10.000 
Helferinnen und Helfern zum 
Abschaufeln von 1.280 Dächern 
erforderlich.

•  2007:	 Sturm KYRILL im Raum Wild
alpen

•  2008:	 Orkane PAULA und EMMA – 
massive Schäden in den Bezir-
ken Voitsberg, Graz-Umgebung 
und Weiz

•  2009:	 Hochwasser, Flutwellen und 
Hangrutschungen in der Süd-
oststeiermark – Feldbach, Fürs-
tenfeld, Voitsberg

•  2010:	 Hochwasser, Flutwellen und 
Vermurungen in Pinggau und in 
der Kleinsölk

•  2011:	 Hochwasser, Flutwellen und 
Vermurungen in Oberwölz und 
Niederwölz

•  2012:	 Gerölllawine in St. Lorenzen, 
Hochwasser in sechs steirischen 
Bezirken ... 

Zur Bewältigung der 
Katastrophenereignis-
se sind jene Organisationen berufen, die 
in die Sicherheitsstrategie des Landes 
eingebunden sind. Es sind dies:
•	 freiwillige Einsatzorganisationen: Feuer

wehr, Rotes Kreuz und anerkannte Ret-
tungsdienste,

•	 Katastrophenschutzbehörden: Bürger-
meister, Bezirksverwaltungsbehörden 
und Landesregierung,

•	 Wirtschaft,
•	 Wissenschaft und
•	 die Bevölkerung – in Form der Eigen-

verantwortung: Aufgabe des Zivil-
schutzes.

In den Jahren 2005 bis 2012 haben diese 
freiwilligen Einsatzorganisationen, das 
Bundesheer und die Katastrophen-
schutzbehörden mehr als 1,6 Millionen 
Einsatzstunden geleistet.
Eine Statistik des Militärkommandos 
Steiermark über die Assistenzeinsätze für 
diesen Zeitraum ergibt, dass an mehr als 
500 Einsatztagen von den Soldatinnen 
und Soldaten des Österreichischen Bun-
desheeres rund 710.000 Einsatzstunden 
geleistet wurden. 
Um den Leistungsumfang der Assistenz-
kräfte des Bundeheeres zu verdeutli-
chen, seien nur zwei Beispiele angeführt:
•	 2010 Katastrophe in Kleinsölk: Es wur-

den 12 Brücken gebaut, mehrere Kilo-

Kurt Kalcher
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meter Straße gesichert und wiederher-
gestellt, 80.000 m³ Geschiebematerial 
beseitigt, mit Hubschraubern 25 Ton-
nen Material transportiert und 114 
Flugstunden geflogen.

•	 2012 Katastrophe St. Lorenzen: Es wur-
den 19 Brücken gebaut, 23 Querwerke 
in Gewässern und 15 Hangabsicherun-
gen, sogenannte Krainerwände errich-
tet, 20 km Bachläufe von Verklausun-
gen befreit und 59 Flugstunden mit 
Hubschraubern geflogen.

Obwohl die Katastrophenschutzbehör-
den mit den Feuerwehren und Rettungs-
organisationen eine äußerst erfolgreiche 
Akuthilfe geleistet haben, werden auch 
Wirtschaftsunternehmen in die Katastro-
phenbewältigung eingebunden.

Zusammenfassung

Bei Eintritt von Katastrophenereignissen 
übernehmen in den ersten Tagen die 

freiwilligen Einsatzorganisationen, ins-
besondere die Freiwilligen Feuerwehren 
die Akuthilfe.
Zur Wiederherstellung der Infrastruktur, 
besonders zum Bau von Notbrücken, 
Straßen und zur Beseitigung von Ver-
klausungen und Geröll, stehen die Assis-
tenzkräfte des Bundesheeres in einem 
Langzeiteinsatz zur Verfügung.
Die Mitwirkung des Österreichischen 
Bundesheeres ist zur Bewältigung von 
Katastrophenereignissen gemeinsam 
mit den Kräften der freiwilligen Einsatz-
organisationen jedenfalls notwendig. 
Ob diese Assistenzleistung besser und/
oder kostengünstiger durch eine Be
rufsarmee mit Miliztangente oder durch 
ein Heer, das sich weiter auf die all
gemeine Wehrpflicht stützt, gewähr
leistet werden kann, muss von einer 
anderen Stelle beurteilt und entschie- 
den werden.	 n
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Gerfried Sperl kritisierte in der aktuellen 
Debatte zur bevorstehenden Volksbefra-
gung über die Beibehaltung der Wehr-
pflicht oder die Einführung eines Berufs-
heers unlängst in einem Kommentar im 
„Standard“1 die großen österreichischen 
sozialen Organisationen. Das Rote Kreuz, 
die Caritas und Pflegeinstitutionen wür-
den, so Sperl, das Bundesheer über den 
Weg des Zivildienstes als reines Beschaf-
fungsinstrument zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben betrachten. Dadurch blieben in 
der öffentlichen Debatte wichtige Fra-
gen zu den zukünftigen Bedrohungssze-
narien oder zur Neutralität ausgeblen-
det. Die sozialen Organisationen würden 
nicht neutral argumentieren. Gerfried 
Sperl hat mit seiner Einschätzung in ge-
wissem Sinn Recht. Er hat aber auch Un-
recht, denn er bezieht die eigentliche 
Aufgabe der Caritas nicht in seine Argu-
mentation mit ein.
Laut ihrem Statut ist die Caritas ver-
pflichtet, die echte Caritasgesinnung 
auch im öffentlichen Leben zu wecken 
und zu fördern. Dies solle durch frei
willige persönliche und finanzielle Hilfe 
umgesetzt werden. Als Anwältin der be-
nachteiligten Menschen ist es Aufgabe 
der Caritas, soziale Nöte aufzuzeigen 
und zwischen Arm und Reich und zwi-
schen Menschen in der Mitte und am 
Rande der Gesellschaft zu vermitteln.2  

Aber wo sind die 
Grenzen dieses Auf-
zeigens? Wo hört das Hinweisen auf so-
ziale Not auf und wo fängt das Feld der 
Tagespolitik an? Wie kann man sich vor 
der Gefahr der parteipolitischen Instru-
mentalisierung schützen? Wie kann man 
aber gleichzeitig wach bleiben für struk-
turelle Probleme der Gesellschaft und 
konsequent für eine Verbesserung dieser 
Schwächen eintreten? Im Leitbild der 
Caritas der Diözese Graz-Seckau steht: 
„Die Caritas ist parteipolitisch unabhän-
gig.“3 Sie sucht die Zusammenarbeit mit 
anderen privaten und öffentlichen Orga-
nisationen und politisch Verantwortli-
chen. Dabei gilt: soviel Kooperation wie 
möglich, soviel Kritik wie notwendig.
Die aktuelle Debatte über die bevorste-
hende Volksbefragung zur Beibehaltung 
der Wehrpflicht bzw. der Einführung 
eines Berufsheers geht weit über den 
Fokus der Caritas hinaus. Mangelnde 
Sachkenntnis der Caritas in dieser Frage 
einerseits und der schmale Grat zur poli-
tischen Vereinnahmung andererseits 
sind zwei wichtige Pole in dieser Argu-
mentationslinie. Es ist daher nicht ange-
messen, dass die Caritas in dieser Frage 
öffentlich Stellung bezieht – so wichtig 
sie für unser Land und für die zukünftige 
Rolle in einem gemeinsamen Europa 
auch ist. 

Franz Küberl
 

Gedanken zur bevorstehenden 
Volksbefragung über  
Wehrpflicht und Berufsheer
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Teilaspekt Freiwilligenarbeit  
und Zivildienst

Sehr wohl ist es aber eine Notwendigkeit 
für die Caritas, auf einen wichtigen Teil-
aspekt der aktuellen Debatte hinzuwei-
sen – auf die Konsequenzen, die das Er-
gebnis der Volksbefragung für das The-
ma der Freiwilligenarbeit und den Zivil-
dienst haben wird. Ganz egal wie die 
Volksbefragung ausgeht – ob ein Berufs-
heer kommen wird oder ob die allgemei-
ne Wehrpflicht beibehalten wird –, die 
Caritas wird sich als soziale Organisation 
auf beide Situationen einstellen können 
und müssen, und sie wird mit den Ergeb-
nissen leben. Dazu braucht es aber in 
beiden Fällen entsprechende Maßnah-
men, die getroffen werden müssen. Die 
Momente des freiwilligen Engagements 
von Menschen in unserem Land – ob in 
Form eines selbstgewählten Ehrenamts 
oder in den hier diskutierten Formen des 
Zivildienstes, des Hundstorfer-Modells 
des Sozialen Jahres beziehungsweise 
des bereits existierenden Freiwilligen So-
zialen Jahres – sind zu wichtig für die Zu-
kunft unseres Landes, als dass man 
leichtfertige Weichenstellungen treffen 
könnte. Beim freiwilligen Engagement 
geht es um viel mehr als nur um kosten-
lose oder sehr günstige Arbeitsleistung. 
Sich freiwillig für eine Sache einzusetzen, 
setzt eine bestimmte altruistische Geis-
teshaltung voraus. Das spüren die Men-
schen, die von freiwilligen MitarbeiterIn-
nen betreut oder begleitet werden. Frei-
willige bringen einen besonderen Drive 

in die Einrichtungen von sozialen Orga-
nisationen. Es gibt viele Beispiele, bei de-
nen Freiwillige auch als Lieferanten von 
neuen Ideen oder innovativen Lösungen 
fungiert haben. Sie sind BrückenbauerIn-
nen und sie werden durch ihre Erfahrun-
gen auch zu BotschafterInnen von Men-
schen am Rand der Gesellschaft. Wer mit 
eigenen Augen als Helferin im Caritas 
Lerncafè sieht, wie sehr sich MigrantIn-
nenkinder bemühen, die deutsche Spra-
che zu erlernen und welche tollen Fort-
schritte bei entsprechender Zuwendung 
und Begleitung auch möglich sind, wird 
sich nicht mehr so ohne weiteres zu 
Schwarzweißmalereien in der „Integrati-
onsdebatte“ hinreißen lassen. Wer als Zi-
vildiener in der Arche 38 Brot ausgeteilt 
hat, wird befähigt, der Armut ins Gesicht 
zu blicken und den Menschen hinter 
dem Mindestsicherungsbezieher zu ent-
decken. Mit großer Wahrscheinlichkeit 
wird dieser Zivildiener – wenn er viel-
leicht ein paar Jahre später seine eigene 
Rechtsanwaltspraxis eröffnet hat oder in 
einem Handwerksbetrieb arbeitet – 
beim Stammtisch anders über „Sozial-
schmarotzer“ reden als manch anderer 
Anwesender. Freiwilliges soziales Enga-
gement ist ein wichtiges Bindemittel 
für unsere Gesellschaft, das die Men-
schen verändert – und zwar sowohl 
jene, die betreut werden, als auch jene, 
die betreuen. Der Wert dieser Leistung 
muss auch in Zukunft entsprechend ein-
geordnet, gewürdigt und gefördert 
werden.
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Es geht um viel mehr als um Geld

Erst in zweiter Linie geht es beim Thema 
Freiwilligenarbeit ums Geld, aber natür-
lich spielt es eine Rolle – schließlich 
brauchen Freiwillige für ihr Engagement 
entsprechende Rahmenbedingungen. 
Die Caritas betreibt einen nicht unwe-
sentlichen Aufwand, um Freiwillige ent-
sprechend ansprechen, ausbilden, be-
gleiten und sich bei diesen bedanken zu 
können. So stehen in den über 140 Ein-
richtungen der Caritas in der Steiermark 
rund 1.500 hauptberufliche Mitarbeite-
rInnen neben knapp 800 Freiwilligen 
und etwa 100 Zivildienern im Einsatz. 

Nun zu den beiden Szenarien: 

Szenario 1

Wenn die allgemeine Wehrpflicht beibe-
halten wird, dann bräuchte es in jedem 
Fall neben der Reform des Bundesheeres 
auch eine Reform des Zivildienstes. Es ist 
im 21. Jahrhundert schon lange nicht 
mehr zu erklären, warum Frauen nicht 
freiwillig Zivildienst leisten können – ge-
nauso wie sie schon seit Längerem frei-
willig Militärdienst leisten können. Des 
Weiteren sollte eine bessere Anrechen-
barkeit der sozialen Erfahrung als Zivil-
diener für künftige Vorhaben in Studium 
oder Beruf gegeben sein. Schließlich 
sollte eine freiwillige Verlängerung des 
Zivildienstes wieder ermöglicht werden. 
Wenn das Gerücht stimmt, dass der 
Wehrdienst bei Beibehaltung der Wehr-
pflicht auf fünf Monate und Wochenend-

übung (über mehrere Jahre) gekürzt 
wird, sollte dies auch auf die Dauer bzw. 
die Höhe des Taggelds beim Zivildienst 
Auswirkungen haben. Die Attraktivität 
des Zivildienstes müsste auf jeden Fall 
gesichert werden. Im Übrigen sollte je-
der Zivildiener dem Staat gleich viel wert 
sein. Die Caritas zahlt für einen Zivildie-
ner mehr als die Rettungsorganisatio-
nen; das ist nicht einzusehen. 

Szenario 2

Wenn das Berufsheer kommt, dann müs-
sen die vom Sozialminister avisierten 
8.000 Sozialdienstleistenden erst gefun-
den werden. Die Frage ist, wie man an 
die geeigneten Personen kommt. Dazu 
bräuchte es deutliche Anstrengungen 
für eine Verbreiterung der Akzeptanz der 
Idee des Freiwilligen Sozialjahres in der 
Bevölkerung. Durch die derzeitige Form 
der Stellung werden systematisch alle 
18-Jährigen über die Möglichkeiten des 
Wehrdienstes oder des Zivildienstes auf-
geklärt. Sollte die allgemeine Wehr-
pflicht fallen, dann muss von staatlicher 
Seite auch für eine vergleichbare Form 
der Rekrutierung von Freiwilligen ge-
sorgt werden. In Deutschland wurden 
nach dem Abgehen vom Prinzip der all-
gemeinen Wehrpflicht große Anstren-
gungen unternommen, dass junge Men-
schen für den Bundesfreiwilligendienst 
rekrutiert werden können. Dies kostet 
Geld – man braucht Informationsmateri-
al und entsprechende Anlaufstellen, um 
die jungen Menschen zu erreichen. Dazu 
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stellen sich auch datenrechtliche Fragen, 
etwa unter welchen Voraussetzungen es 
erlaubt ist, dass alle Jugendlichen, die 
ein bestimmtes Alter erreicht haben, 
auch systematisch angesprochen und in-
formiert werden können. Die Caritas und 
andere soziale Träger betreiben dazu 
eigene Rekrutierungsbüros für den Bun-
desfreiwilligendienst. Die diesbezügli-
chen Kosten werden zum Großteil vom 
Staat übernommen.
Aus dem oben Gesagten folgt, dass  
die Caritas zwar flexibel auf die jeweili-
gen Szenarien reagieren wird, aber na-
türlich darauf drängt, dass – sollte das 
Berufsheer in Österreich eingeführt wer-
den – ein entsprechend attraktives Mo-
dell für ein Freiwilliges Soziales Jahr er-
möglicht wird. Attraktivität darf in die-
sem Zusammenhang nicht allein an der 
Bezahlung festgemacht werden, son-
dern vor allem auch an der Ermögli-
chung einer sinnerfüllten Tätigkeit. Ein 
wichtiger Aspekt hängt auch mit der 
Frage zusammen, ob das Wissen und die 
Fertigkeiten, die während eines Frei
willigen Sozialen Jahres zweifellos er-

worben werden, auch für das weitere 
Berufsleben eine Rolle spielen können – 
etwa in Form von Bonuspunkten beim 
Zugang zum Studium beziehungsweise 
zum Beruf. Insgesamt dränge ich als Ver-
antwortlicher der Caritas natürlich dar-
auf, dass ein neues Modell den sozialen 
Organisationen nicht mehr kosten sollte 
als das alte. Als Bemessungsgrundlage 
für ein Taschen- oder Taggeld beim Frei-
willigen Sozialen Jahr zur Abdeckung 
der Mindestkosten könnte die Mindest-
pension herangezogen werden. Dies 
wäre auch im Sinn der Gerechtigkeit 
zwischen den Generationen ein fairer 
Zugang, der eine starke Symbolwirkung 
mit sich bringen würde. Auch die jähr
lichen Valorisierungen sollten dann im 
Gleichschritt erfolgen. 
P.S.: Im Übrigen hoffe ich, dass es der 
Regierung gelingt, die Debatte über  
die notwendige Form des Wehrdienstes 
in der Zukunft nicht über den Zivil- 
beziehungsweise Sozialdienst zu führen, 
sondern in einem Diskurs über die 
sicherheitspolitischen Voraussetzungen 
und deren Folgen.	 n

1	 Gerfried Sperl: „Die Neutralität in der Wehrpflicht-Debatte“. Der Standard, 28. Oktober 2012.
2	 Statut der Caritas der Diözese Graz-Seckau vom 2. Februar 2005, Ord.-Zl.:1 Ca 1-05.
3	 Leitbild der Caritas der Diözese Graz-Seckau, http://www.caritas-steiermark.at/ueber-uns/leitbild/.
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Apple-Gründer Steve Jobs hat auf die 
Frage, warum sein Unternehmen so we-
nig Marktforschung betreibe, einmal ge-
antwortet: „Weil die meisten Menschen 
nicht wissen, was sie wollen, bevor man 
es ihnen zeigt.“ 
Der Satz lässt sich 1:1 auf das zivilgesell-
schaftliche Engagement umlegen: Auch 
das gemeinsame helfende Erlebnis muss 
man persönlich erleben. Das lässt sich 
einmal mehr durch eine aktuelle Umfra-
ge unter 1.200 ehemaligen Rotkreuz-Zi-
vildienern demonstrieren. Realistisch be-
trachtet würden die allermeisten von ih-
nen ihren Dienst wohl nicht angetreten 
haben, wären sie nicht dazu verpflichtet 
gewesen. Anders sieht es neun Monate 
später aus: 95 Prozent der jungen Män-
ner haben ihren Zivildienst sehr positiv 
erlebt. Denn im Zeitraum dazwischen ist 
mit ihnen etwas geschehen, das sie mit 
rund 56.000 freiwilligen Rotkreuz-Helfe-
rinnen und -Helfern verbindet: Sie haben 
Sinnstiftung und Befriedigung in der sor-
genden Begegnung mit Mitmenschen 
erlebt. 
„Alles wirkliche Leben ist Begegnung, 
und das ,Ich‘ kann nur am ,Du‘ werden“, 
so formulierte es der Philosoph Martin 
Buber. Und Antoine de Saint-Exupéry se-
kundiert: „Menschsein heißt verantwort-
lich sein, das Gefühl haben, dass der 
Stein, den man setzt, mitwirkt am Bau 

der Welt.“ Es ist das 
gute Gefühl, dass sich 
einstellt, wenn man etwas tut, das die 
Mühe auch wert ist. Dementsprechend 
bleibt österreichweit rund die Hälfte aller 
Zivildiener unmittelbar nach Ende der 
Dienstzeit als Freiwillige beim Roten 
Kreuz. In einzelnen Landesverbänden 
sind es sogar deutlich mehr.
Eine wichtige Quelle dieses zivilgesell-
schaftlichen Engagements könnte bald 
versiegt sein: Am 20. Jänner 2013 wer-
den die Österreicherinnen und Österrei-
cher entscheiden, ob es in Österreich 
künftig weiterhin die allgemeine Wehr-
pflicht oder ein reines Berufsheer geben 
soll. Denn ein Ende der Wehrpflicht be-
deutete auch das Aus für den Zivildienst, 
der seit 1975 anstelle des Grundwehr-
dienstes geleistet werden kann. Die Fol-
ge eines ersatzlosen Wegfalls – den je-
doch derzeit keine politische Gruppie-
rung ins Auge fasst – wären schwer
wiegende Einschränkungen für das 
österreichische Gesundheits- und Sozial-
system, das mithilfe von knapp 14.000 
Zivildienern funktioniert. Aus den ehe-
mals als Drückeberger und Jammerlap-
pen der Nation angesehenen Wehr-
dienstverweigerern ist in den vergange-
nen Jahrzehnten eine tragende – und 
zugegebenermaßen kostengünstige – 
Säule dieses Systems geworden. Ob sich 

Werner Kerschbaum
 

Ende eines Erfolgsmodells? 
Mit der Wehrpflicht fällt der Zivildienst.  
Kann ein bezahltes „freiwilliges soziales Jahr“ ihn ersetzen?
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ein Land für die allgemeine Wehrpflicht 
oder für ein Berufsheer entscheidet, ist 
eine politische Frage, die das Rote Kreuz 
nicht kommentiert. Sehr wohl erlauben 
wir uns aber, vorab auf die humanitären 
Konsequenzen einer solchen Wahl hin-
zuweisen. Die zentrale Frage für das Rote 
Kreuz, das sich entsprechend seiner Mis-
sion auch als Anwalt von Menschen in 
Not und sozial Schwachen versteht, lau-
tet daher: Wie lässt sich die Versorgung 
von Pflegebedürftigen, Verletzten, Kran-
ken und Menschen mit Behinderungen 
in Zukunft auch ohne Zivildiener auf 
dem bisherigen Niveau halten? 
Das vom Sozialministerium vorgestellte 
einzige Alternativmodell eines bezahlten 
„Freiwilligen Sozialen Jahres“ ist mit ei-
nem Monatsbruttogehalt von 1.386 Euro 
für Frauen und Männer ab 18 Jahren an-
gedacht und beinhaltet eine sehr begrü-
ßenswerte Aus- und Weiterbildungstan-
gente. Neben seinem definitorischen 
Widerspruch zwischen „bezahlt“ und 
„freiwillig“ lässt es aber auch viele Fra-
gen offen. So gibt es zum Beispiel keine 
konkreten Anhaltspunkte darüber, ob 
das Modell geeignet ist, ausreichend In-
teressenten und Interessentinnen zu fin-
den und falls nicht, wie in einem solchen 
Fall ein „Plan B“ aussehen würde. Es gibt 
auch keine Garantien für Betroffene und 
Trägerorganisationen, dass die bisheri-
gen Leistungen des Zivildienstes weiter-
hin in gleich hoher Qualität zur Verfü-
gung gestellt werden können. Zudem 
liegt die Fluktuation in Gesundheitsberu-

fen laut Aussagen des Sozialministers 
bei 36 Prozent. Das würde bedeuten, 
dass bei den angepeilten 8.000 Be
schäftigten eines bezahlten freiwilligen 
sozialen Jahres am Ende des Jahres nur 
knapp mehr als 5.000 ihren Dienst ver
sehen. Effizienz und Planungssicherheit 
im Rettungsdienst sehen anders aus, vor 
allem, wenn man bedenkt, dass die Aus-
bildung zum Rettungssanitäter durch-
schnittlich drei Monate dauert. Das bis-
herige System, seit Jahrzehnten erprobt, 
lässt sich auch nicht von heute auf mor-
gen ersetzen. Vor der möglichen Syste-
mumstellung wird es aber keinen „Pro-
belauf“ geben, so wie das schon bei je-
der Softwareumstellung gang und gäbe 
ist. 
Sollte von der öffentlichen Hand kein ad-
äquater Ersatz für die derzeitigen Zivil-
diener bereitgestellt werden, sind ent-
weder höhere Kosten zu erwarten, vor 
allem für die Länder und Gemeinden als 
kompetenzmäßig zuständige Körper-
schaften, oder aber es sind Leistungsein-
schränkungen im Sozial-, Gesundheits- 
und Behindertenbereich vorprogram-
miert. Letztere würden zu einem deutli-
chen Verlust von Lebensqualität bei 
Menschen führen, die Hilfe brauchen. 
Das sind die unmittelbaren praktischen 
Auswirkungen, die ein Wegfall des Zivil-
dienstes hätte. Darüber hinaus geht es 
um längerfristige gesellschaftspolitische 
Konsequenzen, die in der Debatte leider 
auch nicht mit der angebrachten Inten
sität diskutiert wurden. 
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Gewinner in der Win-win-Situation des 
gegenwärtigen Modells sind neben der 
Gesellschaft als Ganzes und den hilfs
bedürftigen Menschen im Besonderen 
nämlich auch die Zivildiener selbst. Der 
Zivildienst gestattet einen prägenden 
Einblick in das Gesundheits- und Sozial-
wesen Österreichs. Er ermöglicht sozia-
les Lernen: den beiläufigen, individuel-
len Erwerb sozialer Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten. Aufgrund von menschlichen 
Begegnungen und neu gewonnenen 
Einsichten verändern sich Denken und 
Verhalten. Auch das lässt sich am Bei-
spiel des Zivildienstes gut beobachten 
und nachweisen. Wie die vorhin erwähn-
te Umfrage zeigt, sehen die meisten 
Zivildiener sehr wohl die Sinnhaftigkeit 
eines verpflichtenden Dienstes für das 
Allgemeinwohl. 85 Prozent von ihnen 
geben darüber hinaus an, der Dienst 
habe „Spaß gemacht“. 89 Prozent sagen, 
er habe ihnen „Wissen vermittelt“ und 
sei „interessant“ gewesen. 91 Prozent 
sehen darin insgesamt „eine wertvolle 
Zeit“. Mehr als die Hälfte gibt an, durch 
den Zivildienst hätte ihr Leben eine an-
dere Richtung genommen. Ein beträcht-
licher Teil engagiert sich weiterhin frei-
willig. Die demografische Entwicklung 
und die Bevölkerungsdynamik zeigen, 
dass unsere Gesellschaft in Zukunft im-
mer mehr Freiwillige brauchen wird. Das 
geplante Modell, in dem zivilgesell-
schaftliches Engagement durch Lohn
arbeit ersetzt wird, erodiert aber schon 
heute die Freiwilligenbasis.

Der Ersatz einer Gemeinwohlverpflich-
tung – um die es sich bei Grundwehr- 
und Zivildienst handelt – durch ein Be-
zahlmodell stellt nicht zuletzt einen Pa-
radigmenwechsel dar. Allerdings einen, 
der ein falsches Signal sendet. Es lautet: 
Auch für Leistungen, die dem Gemein-
wohl dienen, ist ein Entgelt fällig. Das ist 
eine Haltung, die der Schwächung der 
Zivilgesellschaft Vorschub leistet. Berufe-
nere als der Schreiber dieser Zeilen – von 
Pierre Bourdieu über Robert Putnam bis 
hin zu Michael J. Sandel – haben aus-
führlich beschrieben, was sie für die Ab-
nahme des sozialen Kapitals in einer Ge-
sellschaft, für den Verlust von Vertrauen 
und Kooperationsbereitschaft und sogar 
für die Verringerung der volkswirtschaft-
lichen Produktivität bedeutet. Jüngst hat 
der deutsche Soziologe Wilhelm Heit-
meyer in diesem Zusammenhang den 
Begriff von der „Ökonomisierung des So-
zialen“ geprägt. Er spricht von einer Ge-
sellschaft, in der wirtschaftliche Kalküle 
immer stärker auch in das soziale Zu-
sammenleben eindringen und gemein-
wohlbezogene Orientierungen zuneh-
mend durch die Handlungsimperative 
des Marktes verdrängt werden. Die „kal-
te Kalkulation“ trete an die Stelle von 
Würde und Barmherzigkeit, nichtökono-
mische Institutionen und Rollen würden 
abgewertet, die Marktwirtschaft wäre 
nicht mehr Teil der Gesellschaft, viel-
mehr entwickle sich das gesamte Ge-
meinwesen zu einer „Marktgesellschaft“. 
Eine der Folgen der sozialen Ökonomi-



70

Ende eines Erfolgsmodells? – Werner Kerschbaum

sierung ist, dass Menschen gemeinwohl-
bezogene Tätigkeiten verstärkt als Zu-
mutung, als unzulässigen Eingriff in ihre 
Autonomie empfinden. Aber sind sie das 
wirklich? Von den statistisch angenom-
menen 800.000 Stunden ihres Lebens 
wenden beispielsweise Zivildiener rund 
1.600 für den Dienst am Mitmenschen 
auf. Das sind 0,2 Prozent der Lebenszeit 
– bei noch immer steigender Lebens
erwartung.
Dass nicht jedes zivilgesellschaftliche 
Engagement durch Lohnarbeit zu erset-
zen ist, wusste knapp 150 Jahre vor 
Wilhelm Heitmeyer im Übrigen schon 
Henri Dunant, als er das Rote Kreuz als 
Freiwilligen-Organisation gründete. „Für 
eine Aufgabe solcher Art kann man 
keine Lohnarbeiter brauchen. In der Tat 
werden bezahlte Helfer mit der Zeit  
roh, andere lassen sich durch den Ekel 
abschrecken und werden träge infolge 
Ermüdung“, schreibt er 1859 in seinem 
Bestseller „Eine Erinnerung an Sol- 
ferino“. 

Das Rote Kreuz hat in der Debatte um 
mögliche Alternativen zum Erfolgsmo-
dell Zivildienst eine strategische und 
fundierte Auseinandersetzung mit dem 
Thema gefordert und angeboten, ge-
meinsam nach nachhaltigen Lösungen 
zu suchen. Eine grundlegende und um-
fassende Diskussion mit allen Stakehol-
dern hat aber leider nicht stattgefunden. 
Somit wurde auch die Chance vergeben, 
eine breite Vielfalt von Alternativen zu 
entwickeln und zu evaluieren, vom be-
reits als zartes Pflänzchen existierenden 
„Freiwilligen Sozialjahr“ (mit Taschen-
geld) über den Bundesfreiwilligendienst 
in Deutschland. Auch gab es zu keiner 
Zeit Optionen der Bundesregierung zum 
bezahlten „Freiwilligen Sozialen Jahr“. 
Am 13. September 2012 verkündete So-
zialminister Rudolf Hundstorfer: „Eine 
Abschaffung der Wehrpflicht bedeutet 
nicht den Wegfall der Leistungen des 
Zivildienstes.“ Letztlich werden alle Er-
satzlösungen an dieser Garantie der 
Bundesregierung zu messen sein.	 n
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Die gegenwärtige Diskussion über die 
Abschaffung der allgemeinen Wehr-
pflicht und die Einführung eines Berufs-
heeres läuft eigentlich themenverfehlt, 
mutlos und fast surreal.
Zur Erinnerung: Das Thema lautet an 
sich: „Soll die allgemeine Wehrpflicht ab-
geschafft werden und künftig durch ein 
Berufsheer ersetzt werden?“
Wie begann es? Seitens des Vertei
digungsministers, für den zwischen-
durch die allgemeine Wehrpflicht „in 
Stein gemeißelt war“, gab es schon seit 
geraumer Zeit diesbezügliche Über
legungen. 
Aber plötzlich kam ein beschleunigen-
des Element in die nicht einmal noch 
ernstlich begonnene Diskussion über die 
Vor- und Nachteile möglicher Verände-
rungen; denn im Rahmen des Wiener 
Wahlkampfes (Oktober 2010) stellte 
Wiens Bürgermeister Michael Häupl die 
Wehrpflicht infrage. 
Das ist im Grunde durchaus legitim, und 
man hätte in der Folge seitens der Bun-
despolitik einen rationalen Entschei-
dungsprozess in Fahrt bringen sollen, 
welcher in sachlichen Diskussionen alle 
Aspekte dieses sehr komplexen Problems 
behandelt. Doch Bürgermeister Häupl 
forderte zur Klärung dieser Frage eine 
Volksbefragung. Ähnlich äußerte sich 
dann auch Landeshauptmann Erwin Pröll. 

Leider konnte sich die 
Bundesregierung in 
der Frage der Wehrpflicht nicht zu einer 
einhelligen Stellung durchringen. Der 
kleinste gemeinsame Nenner war die 
Entscheidung, selbst nichts entscheiden, 
sondern diese Frage dem Volk überant-
worten zu wollen. 
Ob die Frage der Wehrpflicht eine für 
eine Volksbefragung geeignete Frage-
stellung ist, wurde nie diskutiert. Viel-
leicht folgen noch Befragungen über die 
Abschaffung aller Steuern und die Ein-
führung von Freibier für alle Erwachse-
nen. Dies sind Themen, die durchaus 
mehrheitsfähig sind. 
Es zählt leider zu den Charakteristika 
österreichischer Politik, dass noch vor 
dem Beginn jeglicher sachlicher Ausein-
andersetzungen wichtige und zugleich 
komplizierte Themen blitzartig parteipo-
litisch besetzt werden. Bevor man darü-
ber offen diskutiert und rationale Argu-
mente sachlich abwägt, werden die par-
teipolitischen Duftmarken positioniert. 
Das Überraschende dabei ist, dass die 
SPÖ seit 1945  mit durchaus achtenswer-
ten Argumenten kontinuierlich für die 
allgemeine Wehrpflicht eingetreten war. 
Die älteren Parteigenossen hatten 
durchaus in Erinnerung, dass die Ent-
waffnung des „roten“ Republikanischen 
Schutzbundes von „Hahnenschwanz-

Gerald Schöpfer 

Mehr Entscheidungsfreudigkeit, 
Rationalität und Mut würden  
der Bundespolitik nicht schaden
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lern“ gemeinsam mit dem österreichi-
schen Berufsheer in der Zwischenkriegs-
zeit erfolgte. Man hatte aus dieser histo-
rischen Erfahrung eine natürliche Abnei-
gung gegen eine Berufsarmee und 
vertraute auf die durch die allgemeine 
Wehrpflicht garantierte breite Zusam-
mensetzung der Armee, die eine partei-
politische Vereinnahmung künftig er-
schweren sollte. 
Hingegen begann aufgrund der High-
Tech-Anforderungen des militärischen 
Materials die ÖVP immer lauter über eine 
mögliche Berufsarmee nachzudenken. 
Auch dafür gab und gibt es eine Fülle 
diskussionswürdiger Argumente. Fak-
tum ist, dass sich plötzlich die Positionen 
radikal veränderten. 
Die SPÖ bewegte sich und änderte 
ihre grundsätzliche Position; ob dies 
durch Häupls und Prölls Zuruf oder 
durch das Kalkül eines selbst der Wehr-
pflicht abholden Verteidigungsministers 
entstand, mögen künftige Generationen 
von Zeithistorikern erkunden. Die Grü-
nen und das BZÖ schlossen sich mit 
unterschiedlichen Argumenten der For-
derung nach Abschaffung der Wehr-
pflicht an. 
Die ÖVP, bislang einem Berufsheer 
durchaus nicht abgeneigt, fand auch 
eine neue Positionierung und warf sich 
für die Beibehaltung der Wehrpflicht in 
die Befragungsschlacht. Auch die FPÖ 
will die Wehrpflicht beibehalten. 
In den Führungsgremien des Österrei-
chischen Bundesheeres gibt es sehr un-

terschiedliche Meinungen. Der Chef des 
Generalstabs, Edmund Entacher, kämpft 
wie ein Löwe um die Beibehaltung der 
Wehrpflicht, andere führende Militärs, 
die von der Pension noch nicht so weit 
entfernt sind, sind da etwas elastischer.
Nun kommt es am 20. Jänner 2013 zur 
Volksbefragung.
Eine offene Diskussion und ein inten
sives Nachdenken über die künftigen 
Aufgaben unseres Bundesheeres werden 
seit Monaten durch Schlagworte ersetzt. 
Österreich, einst laut Bundeshymne 
„wild umfehdet, wild umstritten“, ist 
heute dank der EU in einem friedlichen 
Umfeld. Was heute unser Leitbegriff der 
Neutralität wirklich noch bedeutet, wur-
de öffentlich ebenso wenig diskutiert 
wie die Frage, welche konkreten Leistun-
gen von unserem Bundesheer in den 
kommenden Jahrzehnten zu erbringen 
sein werden. 
Es gibt nur Schlagworte und wenig kon-
krete strategische Überlegungen. Dazu 
kommt die Induktionswirkung des 
Trends, dass die großen Staaten, wie bei-
spielsweise die USA, Australien, Kanada, 
Großbritannien und Schweden, ohne all-
gemeine Wehrpflicht auskommen und 
dass in den letzten Jahren Deutschland, 
Frankreich, Italien, Kroatien, Bosnien-
Herzegowina, Polen etc. die allgemeine 
Wehrpflicht sistiert haben. 
Als Präsident des Steirischen Roten Kreu-
zes, Exponent einer der größten welt-
weiten Hilfsorganisationen, ist es für 
mich aus verschiedensten Gründen nicht 
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einfach, zur eigentlichen Frage der 
Wehrpflicht Stellung zu nehmen. Das ist 
nicht Feigheit, sondern Treue zu unseren 
Prinzipien: Wir sind seit der Gründung 
durch Henry Dunant eine Friedensorga-
nisation, die in vielerlei Hinsicht strikt auf 
Unabhängigkeit zu achten hat. 
Wie das Militär organisiert sein soll, ist 
nicht unser Thema. Wir sind unabhängig 
von den Fronten für jene da, die in Not 
sind und unsere Hilfe brauchen. Aber 
auch Abstimmungen bringen uns in Pro-
bleme, sobald die Themen parteipoli-
tisch besetzt werden. 
Wir sind nicht nur konfessionell, sondern 
auch parteipolitisch völlig neutral. Auch 
das ist nicht Feigheit, sondern Ausdruck 
einer tiefen Achtung vor den unter-
schiedlichen Einstellungen und Wert
haltungen in unserer Gesellschaft. 
Wir fühlen uns unter dem Grundsatz 
„Aus Liebe zum Menschen“ dazu ver-
pflichtet, allen Menschen zu dienen, un-
abhängig davon, welche Hauptfarbe, 
welche Religion und welches politische 
Bekenntnis sie haben. 
Wenn eingangs erwähnt wurde, dass 
derzeit die ganze Diskussion über die 
Wehrpflicht themenverfehlt, mutlos und 
fast surreal läuft, so muss der Blick darauf 
gelenkt werden, dass sich die wesentli-
chen Argumente in den meisten Erörte-
rungen über die Volksbefragung auf den 
Wehrersatzdienst, also den Zivildienst 
beziehen. 
Auch in Bezug auf den Zivildienst hat 
sich das Meinungsspektrum wesentlich 

gewandelt. Bei seiner Einführung war 
von „Drückebergern“ etc. die Rede. 
Inzwischen hat man begriffen, dass es 
sich bei Zivildienern in der Mehrzahl um 
idealistisch gesonnene junge Männer 
handelt, die etwas Sinnvolles tun wollen. 
Und es kann kein besseres Signal geben 
als die Bereitschaft des Löwenanteils der 
Zivildiener, auch noch nach der Ableis-
tung ihres Dienstes für einige Zeit frei-
willig und unentgeltlich Dienst beim 
Roten Kreuz zu machen. 
Um es klarzustellen: Nicht das Rote  
Kreuz braucht die Zivildiener gleich- 
sam als Selbstzweck, sondern die Ge- 
sellschaft braucht viele Leistungen des 
Roten Kreuzes, die ohne Zivildiener im 
bisherigen Umfang nicht zu erbringen 
sind. 
Allein in der Steiermark wären etwa  
13 Millionen Euro erforderlich, um die 
Zivildiener allenfalls durch hauptberufli-
che Mitarbeiter ersetzen zu können. Es 
ist uns auch bewusst, dass wir diesen Be-
trag weder von der öffentlichen Hand 
noch von den Sozialversicherungen er-
warten dürfen. Die Abschaffung des 
Zivildienstes würde für unser Leistungs-
spektrum gravierende negative Folgen 
haben.
Es ist zwar zu begrüßen, dass Minister 
Rudolf Hundstorfer nach Ersatzlösungen 
sucht, aber alle bislang vorgelegten Pläne 
für ein freiwilliges „Sozialjahr“ sind völlig 
unausgegoren und stecken voller Unsi-
cherheiten: Mit wie vielen Freiwilligen 
wird man rechnen können? Werden diese 
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Freiwilligen – nachdem ja eine Eignungs
prüfung wie bei der Rekrutierung entfällt 
– überhaupt für den Krankentransport- 
und Rettungsdienst einsetzbar sein? Wie 
sieht es mit der Beständigkeit der Dienst-
leistung aus, wenn beispielsweise Matu-
ranten sich zwar über den Sommer aus-
bilden lassen und in dieser Zeit einen be-
zahlten Ferialjob sichern, um dann viel-
leicht doch nach drei Monaten wieder 
abzuspringen, weil sie mit dem Studium 
beginnen wollen? 
Für das Sozialjahr gibt es einen mone
tären Anreiz, also andere Motive als für 
den Zivildienst – wird es auch hier mög-
lich sein, Freiwillige zu gewinnen, die 
dem Roten Kreuz erhalten bleiben?
Es gibt also eine Fülle offener und bis-
lang ungelöster Fragen. Es soll also ein 
bewährtes System des Zivildienstes ge-
gen ein Modell mit unzähligen Unsicher-
heiten eingetauscht werden. So wäre es 
sicherlich vernünftig, einen vorherge-
henden Test vorzusehen, welcher realis-
tische Daten über den Andrang, über 
Fluktuationsraten etc. liefert. Dazu 
kommt die prinzipielle Erwägung, dass 
der Ersatz der freiwilligen Gemeinwohl-
arbeit durch bezahlte Lohnarbeit eine 
Kommerzialisierung des Lebens bringt, 
welche die Idee der Freiwilligkeit noch 
weiter zurückdrängt. 
Eine Grundidee des Roten Kreuzes ist die 
Freiwilligkeit. Als eine große Organisa

tion, die auch in den entlegensten 
Winkeln der Steiermark ihre Hilfe- und 
Serviceleistungen sehr effizient erbringt, 
haben wir natürlich auch eine ausge-
zeichnete Basis an hauptberuflichen Mit-
arbeiterInnen, wir haben aber auch fast 
9.000 ehrenamtliche (unbezahlte) Mitar-
beiterInnen, denen das gesamte Land 
für ihren selbstlosen Einsatz sehr dank-
bar sein muss. Bezahlte AbsolventInnen 
eines Sozialjahres werden dem Prinzip 
der Freiwilligkeit wahrscheinlich nicht 
allzu zuträglich sein.
Selbstverständlich wird es seitens der 
Leitung des Roten Kreuzes keine offi
zielle Empfehlung für die Volksbefra-
gung geben. 
Sicher ist aber auch, dass die Abschaf-
fung des Zivildienstes der Gesellschaft 
die allergrößten Probleme bringen wird. 
So betrachtet ist es klar, dass das Rote 
Kreuz seiner Verantwortung gerecht 
wird und darauf hinweist, dass ein mög-
licher Ersatz des Zivildienstes zum Wohle 
der Allgemeinheit ausführlich überlegt 
werden muss.
Um es nochmals zusammenzufassen: 
Mehr Entscheidungsfreudigkeit, Ratio
nalität und Mut würden der Bundes
politik nicht schaden. Diese Frage hätte 
die Bundespolitik nach einer gründ
lichen und rationalen Abwägung aller 
Pro- und Contra-Argumente selbst lösen 
müssen.	 n
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Veronika Krysl
Andere Konzepte

„Als Frau hat man in der aktuellen De-
batte nichts mitzureden!“ So mag ein 
Killerargument klingen, das Frauen die 
Mitsprache bei der „Wehrpflicht/Berufs
heer“-Frage abspricht. Doch das greift zu 
kurz. Die Frage, die in der Gegenüber-
stellung von „Wehrpflicht alt“ oder „Be-
rufsheer“ gipfelt, ist nur das Symptom 
einer versäumten Auseinandersetzung 
mit dem Thema Landes-
verteidigung. Wichtiger 
sollte daher die Ini
tiierung eines Diskussi-
onsprozesses sein, im 
Zuge dessen auch eine 
„Wehrpflicht plus“ und 
ein „Ersatzdienst neu“ 
diskutiert werden sollen: So sollen auch 
Frauen dazu verpflichtet werden, ihren 
Beitrag in Krisen zu leisten; dies kann 
etwa im Bereich der militärischen Kom-
munikation oder auch in der medizini-
schen Betreuung sein. 
Zudem soll aber auch die soziale Arbeit, 
die ehrenamtlich (vielfach von Frauen) 
erbracht wird, mehr Wertschätzung er-
fahren. Dies impliziert für mich, dass 
innerstaatliche Sozialdienste als Substi-
tut für die Wehrpflicht betrachtet wer-
den müssen.

Mag. Veronika Krysl, MA, 
geb. 1984, Universitätsassistentin  
am Institut für Öffentliches Recht  
an der Universität Graz.

Peter Ivankovics
(Keine) Glaubensfragen

Die allgemeine Wehrpflicht ist keine 
Glaubensfrage. Zu Beginn ist zu beant-
worten, was das Bundesheer leisten soll, 
und welches Modell bei geringeren Kos-
ten diese Anforderungen besser erfüllt? 
Die europäische Verteidigungsarchitektur 

und die diffuse Bedro-
hungslage machen ein 
großes, stehendes Heer 
weitgehend obsolet, er-
fordern aber ein hohes 
Maß an Spezialisierung. 
Ein professionelles Be-
rufsheer würde diesen 

Anforderungen vermutlich besser ge-
recht. Die zivilen Aufgaben, der Katastro-
phenschutz und der Zivildienst, wären für 
das Staatsbudget günstiger durch die all-
gemeine Wehrpflicht zu bedienen. Die 
Debatte übersieht hier vor allem zwei 
Dinge: Zunächst kann diese Aufgabe, 
wenn auch nicht einfach, anders bewäl-
tigt werden. Andere Länder machen es 
vor. Zweitens sind die Kosten im Budget 
nicht die tatsächlichen Kosten.
Übrig bleiben die Wechselwirkungen zwi-
schen Heer und Gesellschaft. Wollen wir 
Soldaten aus der Mitte der Bevölkerung? 
Schafft die Wehrpflicht zivile Kontrolle? 
Das sind dann doch Glaubensfragen.

Mag. Peter Ivankovics, MA LLM, 
geb. 1984, ist Universitätsassistent 
am Institut für Öffentliches Recht an 
der Universität Graz.
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Anna Katharina Kroisel
Zivildienst für alle

Meines Erachtens ist es dem Bürger bei 
dem jetzigen Wissensstand nicht zumut-
bar, Entscheidungen für oder gegen 
Wehrpflicht oder Berufsheer zu treffen. 
Es wurde verabsäumt, den Bürgern Kos-
ten, Planung und Funktion des Heeres 
der Zukunft nahe zu bringen. Fehlendes 
Wissen darüber mag auch der Grund für 

Politiker sein, nicht 
selbst entscheiden zu 
wollen. Auch wenn eine 
Volksbefragung für die 
Regierung rechtlich 
nicht bindend ist, will 
sich die Koalition den-
noch an das Ergebnis 

halten. Mehr Infos über beide Modelle 
wären definitiv von Nöten. Grundsätzlich 
bin ich eher gegen die allgemeine Wehr-
pflicht, denn meiner Meinung nach sind 
viele Tätigkeiten der Grundwehrdiener 
unserem Land nicht dienlich. Ich würde 
einen Aufbau eines Zivildienstes begrü-
ßen, wobei ich mir gut sechs Monate 
Sozialdienst für alle vorstellen könnte – 
auch für Frauen. Hier könnten alle junge 
Menschen ihren Dienst für die Allge-
meinheit leisten z.B.: Erste Hilfe, Alten-
pflege, etc. und vor allem für den Katast-
rophenschutz, um ein Grundwissen für 
Hilfeleistungen zu erlangen.

Anna Katharina Kroisel, geb. 1987, 
studiert Rechtswissenschaften an der 
Universität Graz.

Stefan Salomon
Wozu Bundesheer?

Für die SPÖ ist die Abschaffung der 
Wehrpflicht politisches Dogma, für die 
ÖVP ein Berufsheer die Abschaffung der 
Neutralität. Während sechs Monate 
Wehrpflicht keine aus-
reichende Ausbildung 
zulassen, wird die Um-
stellung auf ein Berufs-
heer – so die Erfahrung 
(Stichwort Eurofighter) 
– höchstens stümper-
haft erfolgen. Weshalb 
also nicht das Bundesheer abschaffen? 
So utopisch dies auch klingen mag, welt-
weit haben ungefähr 22 Staaten keine 
Armee. Costa Rica etwa verankerte die 
Abschaffung seiner Armee schon 1949 in 
der Verfassung. Der hinfällige Verteidi-
gungsetat wurde hauptsächlich in Bil-
dungs- und Sozialprogramme investiert. 
Heute zählt Costa Rica zu den wohl
habendsten Ländern Mittelamerikas, 
während die Nachbarstaaten in zuneh-
mender Gewalt versinken. Braucht ein 
neutraler Staat generell eine Armee? 
Nein, die permanente Neutralität ist zen-
traler Bestandteil der Verfassung Costa 
Ricas. 1987 erhielt der Präsident Costa 
Ricas, Óscar Arias Sánchez, den Friedens
nobelpreis. Wie die EU, nur eben ohne 
Armee.

Mag. Stefan Salamon, geb. 1984, ist 
Universitätsassistent am Institut für 
Völkerrecht an der Universität Graz.
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Junge Steirerinnen und Steirer zum Thema Wehrpflicht vs. Berufsheer

Johannes Frank
Unumgänglicher Dienst 
am Staate

In der heutigen Zeit erscheint der ur-
sprüngliche Zweck des Österreichischen 
Bundesheeres wohl obsolet, dennoch 
hat sich die militärische Landesverteidi-
gung bis heute gehalten – und das ist 
gut so. Jeder Österreicher hat eine solida-
rische Verpflichtung gegenüber dem 

Staat, dass er einen Be-
trag für das Gemein-
wohl leistet und somit 
persönliche Verantwor-
tung übernimmt. Zwar 
ist die militärische Lan-
desverteidigung in Zei-
ten wie diesen nicht der 

Schwerpunkt schlechthin, jedoch zählen 
auch andere Aufgabe wie der Schutz von 
verfassungsmäßigen Einrichtungen oder 
die Aufrechterhaltung von Ordnung und 
Sicherheit dazu. Die Wehrpflicht und der 
damit einhergehende Zivildienst können 
als Dienste am Staate Österreich gesehen 
werden und sind auch unumgänglich für 
effektiven Katastrophenschutz. Dass die 
Wehrpflicht per se durchaus reformbe-
dürftig ist steht außer Frage. Österreich 
braucht die Wehrpflicht als Garant für 
Sicherheit sowie als Instrument des Aus-
tausches junger Menschen aus verschie-
densten gesellschaftlichen Bereichen.

Johannes Frank, geb. 1990, studiert 
BWL an der Universität Graz und ist 
Vorsitzender des UniManagementClubs.

Thomas Mayer
Erfüllung der 
Verfassungsaufträge

Die militärstrategische Bedeutungslosig-
keit der Raumverteidigungs-Doktrin nach 
Ende des Kalten Krieges sowie die aktuelle 
Unwahrscheinlichkeit eines Neutralitäts- 
oder Verteidigungsfalls 
haben schon mehrmals 
zur Forderung einer ganz
heitlichen Wehrpflichtre-
form geführt. Dabei gilt 
es, verfassungsrechtliche 
Grundsätze zu beachten: 
Das Heer garantiert die 
Verfassung, die Verfassung garantiert das 
Heer. Zusätzlich sind dabei das Bekenntnis 
zur umfassenden Landesverteidigung und 
die Aufträge, die sich aus der Verfassung 
ergeben, als Messlatten einer Reform anzu-
sehen: Ob nun eine allgemeine Wehr-
pflicht beibehalten wird oder nicht. Das 
Bekenntnis zur umfassenden Landesvertei-
digung sichert nämlich die Existenz von 
sofort einsatzfähigen Verbänden in einer 
angemessenen Stärke. Eine Wehrpflichtre-
form muss daher auf kurzfristige (neue) Be-
drohungszenarien gerichtet sein, das Miliz-
system zur Aufrechterhaltung internatio-
naler Mandatsausübungen adaptieren so-
wie die Inanspruchnahme des Heeres bei 
Assistenzeinsätzen sicherstellen, um den 
Verfassungsaufträgen zu entsprechen.

Mag. Thomas Mayer, geb. 1983, ist 
Universitätsassistent am Institut für 
Öffentl. Recht an der Universität Graz.
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Ex libris

Stephan Braun/Alexander Geisler  (Hg.)
Die verstimmte Demokratie

Moderne Volksherrschaft zwischen Auf-
bruch und Frustration – Krisen sind „in“ 
und darum fällt es sehr leicht, die das 
westlich-demokratische System gegen-
wärtig herausfordernden Phänomene als 
klare Anzeichen für eine „Krise“ der 
Demokratie zu identifizieren. Doch das 
vorliegende Buch erliegt dieser Versu-

chung einer einfachen 
Schwarz-Weiß-Malerei 
nicht.
Teil I beschäftigt sich 
mit dem System der 
Demokratie – ihren 
Ideen, Institutionen 
und ihrem Personal – 
im Spannungsfeld 

zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Es 
sind Wissenschaftler, Journalisten und 
Politiker, die nicht immer für alles fertige 
Antworten bieten können, aber jeden-
falls der Realität konkrete (unangeneh-
me) Fragen und Thesen gegenüberstel-
len. Teil II widmet sich „den Experimen-
ten auf dem Weg zu einer anderen De-
mokratie“. 
Es sind primär Fallstudien über einzelne 
Probleme und/oder Lösungsansätze,  
aus denen einmal mehr klar wird, dass  
es die eine Lösung ebenso wenig gibt, 
wie im Übrigen die Demokratie nur ein 
Problem hat. (MPN)

ISBN: 978-3-531-18410-4 – € 21,99
Springer VS, Wiesbaden 2012

Erich Pürgy (Hg.)
Das Recht der Länder

Mit der Veröffentlichung des dreibän
digen Werks „Das Recht der Länder“ 
wurde Neuland beschritten: Auf mehr  
als 2.500 Seiten wird das Landesrecht 
der neun österreichischen Bundesländer 
erstmals flächendeckend und struktu-
riert aufbereitet. Band 1 umfasst das 
Landesverfassungsrecht inklusive dem 
Organisationsrecht, 
die Bände 2 und 3 
widmen sich dem 
Landesverwaltungs-
recht der Länder. Ins-
gesamt ist das breite 
Themenfeld benut-
zerfreundlich in 86 
Beiträge (bearbeitet 
von 44 Autorinnen und Autoren) 
gegliedert, die – exemplarisch – von 
„Landtagswahlen und Direkte Demo
kratie“ über „Gemeinderecht“ und „Wirt-
schaftsförderung“ bis hin zu „Straßen-
recht“ reichen. 
Das Werk ist zweifelsfrei ein Meilenstein 
in der Aufarbeitung des österreichischen 
Landesrechts und stellt für Wissenschaft 
und Praxis durch das vergleichende Auf-
zeigen von Prinzipien, Strukturen und 
wesentlichen Regelungsinhalten sowie 
die umfassenden Rechtsquellen-, Judi
katur- und Literaturhinweise eine große 
Bereicherung dar. (KP)

ISBN: 978-3-902638-57-1 – € 378,- 
Jan Sramek Verlag, Wien 2012
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